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Thronrede zur Eröffnung des Reichstagsdes norddeutschen
Bundes.

—

Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Nord-

deutschen Bundesl!

Es ist ein erhebender Angenblick, in welchem Ich in Ihre Mitte trete; mäch-
tige Ereignisse haben ihn herbeigeführt, große Hoffnungen knüpfen sich an den-

selben. Daß es Mir vergönnt ist, in Gemeinschaft mit einer Bersammlung, wie

sie seit Jahrhunderten keinen Deutschen Fürsten umgeben hat, diesen Hoffnungen
Ausdruck zu geben, dafür danke ich der göttlichen Vorsehung, welche Deutschland
dem von seinem Volke ersehnten Ziele auf Wegen zuführt, die wir nicht wählen
oder voraussehen. Im Vertrauen auf diese Führung werden wir jenes Ziel um

so früher erreichen, je klarer wir die Ursachen, welche uns und unsere Vorfahren
von demselben entfernt haben, im Rückblick auf die GeschichteDeutschlands erkennen.

Einst mächtig, groß und geehrt, weil einig und von starken Händen geleitet,
sank das Deutsche Reich nicht ohne Mitschuld von Haupt und Gliedern in Zer-
rissenheit und Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Enropa's, des Einflusses
auf die eigenen Geschickeberaubt, ward Deutschland zur Wahlstatt der Kämpfe
fremder Mächte, für welche es das Blut seiner Kinder, die Schlachtfelder und
die Kampfpreise hergab.

Niemals aber hat die Sehnsucht des Deutschen Volkes nach seinen verlore-
nen Gütern aufgehört, und die Geschichte unserer Zeit ist erfüllt von den Bestre-
bungen, Deutschland und dem Deutschen Bolke die Größe seiner Bergangenheit
wieder zu erringen.

Wenn diese Bestrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, wenn sie die Zer-
rissenheit, anstatt sie zu heilen, nur gesteigert haben, weil man sich durch Hoff-
nungen oder Erinnerungen über den Werth der Gegenwart, durch Ideale über
die Bedeutung der Thatsachen täuschen ließ, so erkennen wir daraus die Noth-
wendigkeit, die Einigung des Deutschen Volkes an der Hand der Thatsachen zu
suchen und nicht wieder das Erreichbare dem Wünschenswerthen zu opfern.

In diesem Sinne haben die verbündeten Regierungen im Auschlusse an ge-
wohnte frühere Berhältnisse sich über eine Anzahl bestimmter und begrenzter,
aber praktisch bedeutsamer Einrichtungen verständigt, welche ebenso im Bereiche
der unmittelbaren Möglichkeit, wie des zweifellosen Bedürfnisses liegen.

Der Ihnen vorzulegende Verfassungs-Entwurf muthet der Selbstständigkeit
der Einzelstaaten zu Gunsten der Gesammtheit nur diejenigen Opfer zu, welche
unentbehrlich sind, um den Frieden zu schützen, die Sicherheit des Bundesgebie-
tes und die Entwickelung der Wohlfahrt seiner Bewohner zu gewährleisten.
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Meinen Hohen Berbündeten habe Ich für die Bereitwilligkeit zu danken, mit
welcher sie den Bedürfnissen des gemeinsamen Vaterlandes entgegengekommen
sind. Ich spreche diesen Dank in dem Bewußtsein aus, daß Ich zu derselben Hin-
gebung für das Gesammtwohl Deutschlands auch dann bereit gewesen sein würde,
wenn die Vorsehung Mich nicht an die Spitze des mächtigsten und aus diesem
Grunde zur Leitung des Gemeinwesens berufenen Bundesstaates gestellt hätte.
Als Erbe der Preußischen Krone aber fühle Ich Mich stark in dem Bewußtsein,
daß alle Erfolge Preußens zugleich Stufen zur Wiederherstellung und Erhöhung
der Deutschen Macht und Ehre geworden sind.

Ungeachtet des allgemeinen Entgegenkommens, und obschon die gewaltigen
Ereignisse des letzten Jahres die Unentbehrlichkeit einer Neubildung der Deut-
schen BVerfassungzu allseitiger Ueberzeugung gebracht und die Gemüther für die

Annahme derselben empfänglicher gemacht hatten, als sie früher waren und spä-
ter vielleicht wiederum sein würden, haben wir doch in den Verhandlungen von
Neuem die Schwere der Aufgabe empfunden, eine volle Uebereinstimmung zwischen
so vielen unabhängigen Regierungen zu erzielen, welche bei ihren Zugeständ-
nissen obenein die Stimmungen ihrer Landstände zu beachten haben.

Je mehr Sie, meine Herren, Sich diese Schwierigkeiten vergegenwärtigen,
um so vorsichtiger werden Sie, davon bin Ich überzeugt, bei Prüfung des Ver-

fassungs-Euntwurfes die schwer wiegende Verantwortung für die Gefahren im

Auge behalten, welche für die friedliche und gesetzmäßigeDurchführung des be-

gonnenen Werkes entstehen könnten, wenn das für die jetzige Vorlage herge-
stellte Einverständniß der Regierungen für die vom Reichstage begehrten Aen-

derungen nicht wieder gewonnen würde. Heute kommt es vor Allem darauf an,
den günstigen Moment zur Errichtung des Gebändes nicht zu versäumen; der
vollendetere Ausbau desselben kann alsdann getrost dem ferneren vereinten Wir-
ken der Deutschen Fürsten und Volksstämme überlassen bleiben.

Die Ordnung der nationalen Beziehungen des Nordeutschen Bundes zu
unseren Landsleuten im Süden des Main ist durch die Friedensschlüsse des ver-

gangenen Jahres dem freien Uebereinkommen beider Theile anheimgestellt. Zur
Herbeiführung dieses Einverständnisses wird unsere Hand den Süddeutschen
Brüdern offen und entgegenkommend dargereicht werden, sobald der Norddeut-

scheBund in Feststellung seiner Verfassung weit genug vorgeschritten sein wird,
um zur Abschließung von Berträgen befähigt zu sein.

Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinsame Pflege der Volkswirthschaft,
die gemeinsame Verbürgung für die Sicherheit des Deutschen Gebietes werden

Grundbedingungen der Verständigung bilden, welche voraussichtlich von beiden

Theilen angestrebt werden.
Wie die Richtung des Deutschen Geistes im Allgemeinen dem Frieden und

seinen Arbeiten zugewandt ist, so wird die Bundesgenossenschaft der Deutschen
Staaten wesentlich einen defensiven Charakter tragen. Keine feindliche Tendenz
gegen unsere Nachbarn; kein Streben nach Eroberung hat die Deutsche Bewegung
der letzten Jahrzehnte getragen, sondern lediglich das Bedürfniß, den weiten
Gebieten von den Alpen bis zum Meere die Grundbedingungen des staatlichen
Gedeihens zu gewähren, welche ihnen der Eutwicklungsgang früherer Jahrhun-
derte verkümmert hat. Nur zur Abwehr, nicht zum Angrif einigen sich die deut-

schen Stämme, und das ihre Verbrüderung auch von ihren Nachbarvölkern in

diesem Sinne aufgefaßt wird, beweist die wohlwollende Haltung der mächtigsten
SVEropäischen Staaten, welche ohne Besorgniß und ohne Mißgunst Deutschland
von denselben Vortheilen eines großen staatlichen Gemeinwesens Besitz ergrei-
sen sehen, deren sie sich ihrerseits bereits seit Jahrhunderten erfreuen. Nur von

uns, von unserer Einigkeit, von unserer Vaterlandsliebe hängt es daher in diesem
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Augenblicke ab, dem gesammten Deutschland die Bürgschaften einer Zukunft zu
sichern, in welcher es, frei von der Gefahr, wieder in Zerrissenheit und Ohnmacht
zu verfallen, nach eigener Selbstbestimmung seine verfassungsmäßige Entwicke-

lung und seine Wohlfahrt pflegen und in dem Nathe der Bölker seinen friedlie-
benden Beruf zu erfüllen vermag.

Ich hege das Vertrauen zu Gott, das die Nachwelt im Rückblick auf unsere
gemeinsamen Arbeiten nicht sagen werde, die Erfahrungen der früheren mißlun-
genen Versuche seien ohne Nutzen für das Deutsche Bolk geblieben, daß vielmehr
unsere Kinder mit Dank auf diesen Reichstag als den Begründer der Deutschen
Einheit, Freiheit und Macht zurückblicken werden.

Meine Herren! Ganz Dentschland, auch über die Grenzen unseres Bundes

hinans, harrt der Entscheidungen, die hier getroffen werden sollen.
Möge durch unser gemeinsames Werk der Traum von Jahrhunderten, das

Sehnen und Ringen der jüngsten Geschlechter der Erfüllung entgegengeführt
werden.

Im Namen aller verbündeten Regierungen, im Namen Deutschlands for-
dere Ich Sie vertrauensvoll auf: helfen Sie uns die große nationale Arbeit rasch
und sicher durchführen.

Der Segen Gottes aber, an welchem Alles gelegen ist, begleite und fördere
das vaterländische Werk!
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Reden des Grafen von Bismarck-Schönhausen.

Rede bei der Vorlage des Verfassungsentwurfs
in der 6. Sitzung des Reichstags am 4. März.

Im Auftrage der hohenverbündeten Regierungenhabeich die Ehre, dem Reichstage
den Entwurf der Bundes-Verfassungvorzulegen, welcherzwischenden Regierungenver-

einbart worden ist. Ich füge diesemEntwurfe eine authentischeAusfertigung derjenigen
Verträge bei, auf welchenbisher die Constituirung des Bündnissesberuht, sowie der Pro-
tokolle über die Conferenzen,in welchender vorgelegteVerfassungs-Entwurf zwischenden
Vertretern der hohen Regierungenfestgestelltworden ist. Indem ich dieseVorlage der

Beschlußnahmeder hohen Versammlung unterbreite, enthalte ich mich, der Rede, mit

welcherder König, mein allergnädigsterHerr, unsereSitzungen eröffnethat, etwas hin-
zuzufügen. Nur auf einen Gegenstanderlaube ich mir aufmerksamzu machen. In dem

vorläufigen Bündniß vom 18. August vorigen Jahres lautet Artikel 6: „Die Dauer des

Bündnisses ist bis zum Abschlußdes neuen Bundesverhältnisses, eventuell auf ein Jahr
festgesetzt,wenn der neue Bund nicht vor Ablauf eines Jahres geschlossensein sollte.“ Ich
beabsichtigenicht, die Situation hier näher ins Auge zu fassen, in welcheDeutschlandge-
rathen würde, wenn bis zum 18. August des laufenden Jahres, also in 5½ Monaten —

von jetzt an gerechnet— unser Werk nicht zum Abschlußgebrachtwürde. Ich hoffe, sie
wird nicht eintreten. Ich erlaube mir aber auf Einen Umstandaufmerksamzu machen,der
uns Allen bekannt ist: daß die Landtage oder wenigstensmancheunter ihnen sichaus-

drücklichvorbehalten haben, das Resultat unsererVerhandlungenihrer Beschlußnahmezu
unterziehen. Wir werden also sofort nachSchluß des Reichstagesin der Nothwendigkeit
sein, die Landtagevon 22 einzelnenverbündeten Staaten mit Beschleunigungzusammen
zu berufen. Es ist dringend wünschenswerth,daß auchdiesePhaseder Entwickelungsich
abschließt,bevor der 18. August eintritt. In allen diesenMomenten liegt eine neue Auf-
forderung zur Beschleunigungunserer Arbeiten. — Die vertragsmäßige Regelungder

Beziehungenzu Süddeutschland, so wie sieJedem von uns mehr oder weniger aus-

gebildetvorschweben,werden meines Erachtens wesentlichdurcheine rascheund entschiedene
Beschlußnahmein Norddeutschlandgefördert werden. Das Vertrauen der Süddeutschen
Staaten auf den Anschlußan ihre NorddeutschenLandsleute wird in dem Maße gefördert
werden, in welchemsiesehen,daß wir die Schritte nachunseremZiele hin mit Entschieden-
heit machenund daß wir diesesZiel in nahe Aussicht nehmen können. Auchin dieser
Richtung, m. H., liegen Aufforderungen zur Beschleunigungunserer Arbeiten und zur
baldigenVerständigungüber die Punkte, über welcheMeinungsverschiedenheitenobwalten

möchten.— Es liegt ohne Zweifel, m. H., etwas in unseremNational-Charakter, was

der Vereinigung Deutschlands widerstrebt. Wir hätten die Einheit sonstnicht verloren,
oder hätten sie bald wieder gewonnen. Wenn wir in die Zeit der DeutschenGröße, die

ersteKaiserzeit, zurückblicken,so finden wir, daß kein anderes Land in Europa in dem
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Maße die Wahrscheinlichkeitfür sichhatte, eine mächtigenationale Einheit sichzu erhalten,
wie gerade Deutschland. Blicken Sie im Mittelalter von dem RussischenReicheder

RurikschenFürsten bis zu den Westgothischenund ArabischenGebieten in Spanien, so
werden Sie finden, daß Deutschlandvor Allen die größteAussichthatte, ein einigesReich
zu bleiben. Was ist der Grund, der uns die Einheit verlieren ließ, und uns bis jetzt ver-

hiudert hat, siewieder zu gewinnen? Wenn ich es mit einem kurzen Worte sagensoll, so
ist es, wie mir scheint,ein gewisserUeberschußan dem Gefühle männlicherSelbstständig-
keit, welche inDeutschlandden Einzelnen,die Gemeinde, den Stamm veranlaßt, sichmehr
auf die eigenenKräfte zu verlassen, als auf die der Gesammtheit. Es ist der Mangel
jener Gefügigkeitdes Einzelnenund des Stammeszu Gunsten des Gemeinwesens,jener
Gefügigkeit, welcheunsereNachbarvölkerin den Stand gesetzthat, die Wohlthaten, die
wir erstreben, sichschonfrüher zu sichern.— Die Regierungen, m. H., habenIhnen,
glaube ich, im jetzigenFalle ein gutes Beispielgegeben.Es war keine unter ihnen, die

nicht erheblicheBedenken, mehr oder weniger berechtigteWünschedem bisher erreichten
Ziele hat opfern müssen. Liefern auchwir den Beweis, m. H., daß Deutschlandin einer
600 jährigen LeidensgeschichteErfahrungen gemachthat, die es beherzigt;daß wir —

und Alle, die wir hier sind, wir habenes selbsterlebt, — die Lehrenzu Herzengenommen
haben, die wir aus den verfehltenVersuchenvon Frankfurt und Erfurt ziehenmußten.
Das Mißlingen des damaligenWerkes hat in Deutschlandeinen Zustand der Unsicherheit,
der Unzufriedenheitherbeigeführt, der 16 Jahre lang gedauert hat, und der schließlich
durch eine Katastrophewie die des vorigen Jahres, nach irgend einer Seite hin, wie es

Gott gefiel, seinenAbschluß finden mußte. Das DeutscheVolk, m. H., hat ein Recht,
von uns zu erwarten, daß wir der Wiederkehreiner solchenKatastrophevorbeugen,und

ich bin überzeugt,daß Sie mit den verbündeten Regierungennichts mehr am Herzenliegen
haben,als diesegerechtenErwartungen des DeutschenVolkes zu erfüllen.

Rede bei der Generaldiseussionüber den Verfassungsentwurf
in der 11. Sitzung des Reichstags.

(Die Generaldiscussion über den Verfassungsentwurf hatte am 9. März begonnen. An
diesem Tage sprachen die Abgeordneten Twesten, welcher sich zwar für den Verfassungsent-
wurf hatte einschreiben lassen,denselbenaber für so unzulänglich erklärte, namentlich wegen des

ungenügendenBudgetrechts, daß er im Falle dieseMängel nicht beseitigt würden, mit der Ver-
werfung durch das Preußische Abgeordnetenhaus drohte, Waldeck, welcher den Entwurf vom

Standpunkte der Demokratie betrachtete, Miquel (von Osnabrück), welcher vom praktischen
Standpunkte den Entwurf den Verhältnissen entsprechend und im Vergleich mit den früheren
Verhältnissen als einen großen Fortschritt enthaltend darstellte, der Abgeordnete Dr. Michelis
(Kempen), welcher von der Prenßischen Verfassung nichts aufgeben zu können erklärte, weil er

sie beschworen habe. Dr. Gerber, welcher den Entwurf als das Product der großen Ereignisse
des vorigen Jahres betrachtete, und es für patriotische Pflicht erklärte, sich den Thatsachen zu
unterwerfen, Dr. Rée (ans Hamburg), welcher erklärte, er spreche als Republikaner, und nur

mehr freiheitliche Institutionen der Bundesverfassung verlangt, um Begeisterung für Preußen
auch bei den Nichtpreußen hervorzurufen; Wagener (Neustettin), welcher die Hoffnung aus-

spricht, daß die kleinen DeutschenFürsten je länger desto mehr das Geheimniß erkennen würdene
weshalb ein Lord Palmerston und ein Lord Derby in Europa und auf der ganzen Erd-
mehr bedeuteten, als kleine deutsche Fürsten, Rohden, welcher dem Entwurf ein entschiede.
nes Nein entgegen setzen will, weil die Völker und ihre Verfassungen mediatisirt würden,
Am zweiten Tage (11. März) sprach zuerst der Abgeordnete Köster für den Entwurf, dann
der Abgeordnete Lasker, welcher dieselben Bedenken hatte gegen den Entwurf wie Twesten,
Dr. Braun (Wiesbaden), welcher unter dem Beifall des Hauses ausführt, daß Sonderinte-
ressensich den allgemeinen Interesseu unterordnen müßten, und daß das Werk auf der Basis
der gegebenenVerhältnisse auszuführen sei, damit wir uns nicht wieder vom Auslande den
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Vorwurf müßten machen lassen, ein Volk von bloßen Denkern und Dichtern zu sein, dann
der Abgeordnete Groote, welcher nur ein demokratisches Deutschland für annehmbar erklärt,
und von der Kühnheitdes Grafen Bismarck, welcher schon mit den Fürsten fertig werden
würde, die Beseitigung des particulariftischen Widerstandes fordert. Nach demselben folgte der
Graf Bismarck.)

Wenn ich in diesemStadium der Discussion das Wort ergreife,so ist es nicht meine
Absicht, Sie nach dem Wunschedes Herrn Vorredners durch staatsmännischeKühnheit
vor diesergefährlichenEigenschaftzu warnen. Es ist auchnicht meine Absicht, und kann
sienicht sein, Ihnen die fehlenden Motive für den Gesammtinhaltder Regierungs-Vor-
lage zu entwickeln; — aus demselbenGrunde nicht, — aus dem wir überhaupt keine
Motive vorgelegt haben. Die Arbeit, m. H., ist zu umfassend;es wäre ein „Werk“ dar-
über zu schreibengewesen, wenn die Arbeit sicheinigermaßenauf der Höhe der Aufgabe,
mit der wir beschäftigtsind, halten sollte. Hätten wir Motive der Versammlung der

Bundes-Commissarienvorgelegt, so würden wir, ich weiß nicht wie viel Zeit über deren

Discussionverloren haben; schwerlichnur so viel Zeit, wie dazu gehört, sieauszuarbeiten.
Es ist nicht etwa eine Nichtachtungdes Eindrucks, den unsereVorlage macht, daß wir
uns enthalten haben, die Motive vorzulegen. Wir hatten buchstäblichnicht die Zeit dazu.
Eine Arbeitszeit von vier Wochenfür einen Rath, welcher mit der Anfertigung der Mo-
tive beauftragt gewesenwäre, wäre kaum zu kurz bemessen.Wenn wir uns dann auch
unter den verbündeten Regierungenverständigt hätten über den Text, so glaubeich doch
nicht, daß wir heute schon hier vereint gewesenwären, wenn wir Ihnen hätten Motive

vorlegensollen. Wir wären auch in die Gefahr gekommen, in diesenMotiven Dinge zu
vertreten, die vielleicht gar nicht bestritten werden. Die Motive werden sichaus der all-

gemeinenund späterenSpecialdiscussionergeben von Seiten derjenigen, die den Ver-

fassungs-Entwurf unterstützen,oder durch die Erklärungen der Regierungen, die gefordert
werden und die sich an die auftauchendenZweifel knüpfen werden. Ich macheauf die

zwei hervorragendenReden des Hrn. Abgeordnetenfür Wiesbaden und des Hrn. Abge-
ordneten für Osnabrück aufmerksam, die bereits erheblich an Motiven zu diesemVer-

fassungs-Entwurf beigetragenhaben. Meine Absicht ist eben so wenig, der Special-
discussionvorzugreifen, sondern nur wenigeallgemeineGesichtspunktezu.entwickeln, die
uns bei der Aufstellungdieser Verfassunggeleitet haben. Es hat nicht unsere Absichtsein
können, ein theoretischesIdeal einer Bundesverfassungherzustellen,in welcher die Einheit
Deutschlandseinerseits auf ewig verbürgt werde, auf der andern Seite jeder particulari-
stischenRegung die freie Bewegung gesichertbleibe. Einen solchenStein der Weisen, wenn

er zu finden ist, zu entdecken,müssenwir der Zukunft überlassen,einer solchenQuadratur
des Cirkels um einigeDecimalstellen näher zu rücken, ist nicht die Aufgabe der Gegenwart.
Wir haben uns zur Aufgabe gestellt, in Erinnerung und in richtiger Schätzung, glaube
ich, derjenigenWiderstandskräfte, an welchendie früheren Versuchein Frankfurt und Er-

furt gescheitertsind, dieseWiderstandskräfte so wenig als es irgend mit dem Zweck ver-

träglich war, herauszufordern. Wir haben es für unsereAufgabe gehalten, ein Minimum

derjenigenConcessionenzu finden, welchedie Sonderexistenzenauf DeutschemGebiete der

Allgemeinheit machen müssen, wenn diese Allgemeinheit lebensfähig werden soll; wir

mögen das Elaborat, was dadurch zu Stande gekommenist, mit dem Namen einer Ver-

fassungbelegenoder nicht; das thut zur Sache nichts. Wir glauben aber, daß, wenn es

hier angenommen wird, für das DeutscheVolk die Bahn frei gemachtworden ist, und

daß wir das Vertrauen zum Genins unseres eigenenVolkes haben können, daß es auf
dieser Bahn den Weg zu finden wissenwird, der zu seinen Zielen führt. Wenn zu

diesemZweck, nach unserer Ansicht wenigstens, das Gegebenehinreicht, so begreifeich
vollständig, daß viele Wünscheunbefriedigt bleiben, daß man daneben nocheine Vorlage
anderer Dinge gewünschtund gleichgewünschthätte. Ich begreifeaber nicht, wie man,
weil dieseWünschebisher unerfüllt gebliebensind, das Gebotene ablehnenwill und dabei

dochbehaupten,man wolle überhaupt eine Verfassung,die Deutschlandzur Einheit führen
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könne. Es sind Einwendungenbisher laut geworden und Wünschegeltendgemachtvon

zwei Seiten; ich möchtesagen,von der unitarischenund particularistischen Seite; von der

unitarischendahingehend,daß man auch von diesemVerfassungsentwurf, wie von dem

früheren die Herstellung eines constitutionellen verantwortlichen Ministeriums erwartet

hat. Wer sollte diesesMinisterium ernennen? Einem Consortium von 22 Regierungen
ist dieseAufgabe nicht zuzumuthen; es würde sie nicht erfüllen können. Ausschließenkön-
nen Sie aber 21 von 22 Regierungenvon der Theilnahme an der Herstellung der Execu-
tive eben so wenig. Es wäre der Anforderung nur dadurchzu genügen gewesen,daß eine

einheitlicheSpitze mit monarchischemCharakter geschaffenwäre. Dann aber, m. H.,
habenSie keine Bundes-Verhältnisse mehr, dann haben Sie die Mediatisirungen Derer,
denen diesemonarchischeGewalt nicht übertragen wird. Diese Mediatisirung ist von un-

serenBundesgenossenweder bewilligt, noch von uns erstrebtworden. Es ist hier ange-
deutet worden, man könne siemit Gewalt erzwingen, von anderen: sie werden sichzum
Theil selbstergeben, und Letzteresvon einer mir nahestehendenSeite!). Wir erwarten

dieses nicht indem Maße und glaubennicht, daß DeutscheFürsten in größerer Anzahl
bereit sein werden, ihre jetzigeStellung mit der eines EnglischenPairs zu vertauschen.
Wir haben ihnen dieseZumuthungniemals gemacht,und beabsichtigennicht, sie ihnen zu
machen; noch weniger aber kann ich als unsere Aufgabe betrachten etwa im Sinne
des Herrn Vorredners, auf die Gewalt, auf die UebermachtPreußens in diesemBunde

sichzu berufen, um eine Concessionzu erzwingen, die nicht freiwillig entgegengetragen
wird. Eine solcheGewalt konnten wir am allerwenigstengegen Bundesgenossenan-

wenden, die im Augenblickeder Gefahr treu zu uns gestandenhaben, eben so wenig
gegen die, mit denen wir soebeneinen völkerrechtlichenFrieden, auf ewig, wie wir hoffen,

— wie man das Wort auf dieser Erde zu gebrauchenpflegt, — besiegelthaben. Die

Basis diesesVerhältnissessoll nicht die Gewalt sein, weder den Fürsten, nochdem Volke

gegenüber. Die Basis soll das Vertrauen zu der Vertragstreue Preußens sein und dieses
Vertrauen darf nicht erschüttertwerden, so lange man uns die Vertragstreue hält. Es ist
angespieltworden von einem Vorredner 2) auf die Erklärungen, die im Sinne einer ein-

heitlicherenReichsgewaltvon einigen der Bundesregierungenin den Schlußprotokollen
niedergelegtseien. Ich kann nur bedauern, daß dieseErklärungenerst in dem Schlußproto-
kolle zu Tagegetreten sind; wären siein der Discussiongemacht,bevor das Schlußprotokoll
redigirt wurde, so hätte man wenigstensdarüber urtheilen können, welcheAufnahme solche
Ansichtenbei der Mehrzahl der Regierungengefundenhabenwürden. Da sieerstnachdem

Schlusse der Verhandlungenzu Tage traten, so kann ich sie nur auffassenals ein todtes

Glanbensbekenntniß ohne Werke. Schwerer, als die Einwendungenvom unitarischen
Standpunkte, und ernstlichergemeint, sind meines Erachtens diejenigenvom particulari-
stischen. Unter Particularismus denkt man sichsonsteine widerstrebende Dynastie, eine

widerstrebendeKaste in irgend einem Staate, die sich der HerstellunggemeinsamerEin-

richtungen aus Sonderinteressenentgegenstellt. Wir haben es heute mit einer neuen

Species von Particularismus zu thun, mit dem parlamentarischenParticularismus.
Früher hieß es vom dynastischenStandpunkte aus: „hie Waiblingen, hie Welf“, jetzt
heißt es: „hie Landtag, hie Reichstag!“ Das Recht, das der PreußischeLandtag hat,
zu unserenVereinbarungenhier Nein zu sagen,es ist schonvorhin von anderer Seite her-
vorgehobenund ich glaube, es wird das Niemand bestreiten, und sichdem gegenüberauf
die Macht berufen; diesesRechthat ein jeder Landtag, so klein oder groß er sein mag:
denn wir wollen nicht in einer gewaltthätigen, sondern in einer rechtlichenGemeinschaft
leben. Bis jetztaber sind die Widersprücheder übrigen Landtageauf dieserTribüne nicht
in einer gleichenWeiseangemeldetworden, wie die des PreußischenLandtages,und zwar

1) Abgeordneter Wagener (Neustettin).
2) Abgeordneter Waldeck.



von Seiten, von denen es mich überraschthat. Der Vertreter einer Norddeutschen
Republik?) begeistertsich plötzlich für die monarchischeVerfassungPreußens; ein ka-

tholischer Geistlicher")stellt dieseselbe Verfassungmit dem Heile seiner Seele an dem

Leitfaden eines Bibelspruchesauf dieselbeHöhe, und sprachzu uns, in Ton und Worten
die tiefste Erschütterungdarüber verrathend, daß an dieserVerfassungauchnur ein Ar-
tikel geändert werden könnte — auf gesetzmäßigemWege, wohlverstanden. Ich zweifle
keinen Augenblickan der aufrichtigenUeberzeugung,mit der dieseWorte gesprochenwur-

den; aber überraschthat es mich, daß er die Wirkung davon abschwächtedurcheinen

scherzhaftenSeitenhieb auf meine Person: „ich würde mir auchzu helfen wissen, wenn

hier nichts zu Stande käme.“ M. H., ob ich mir in diesemFalle zu helfen wüßte, das
will ich hier unerörtert lassen;ich würde mir aber nicht helfen. Ich habe meinem Könige
und Lande niemals den Dienst versagt; in einem solchenFalle aber würde ich ihn ver-

sagen und würde denjenigen,die das Chaos herbeigeführthaben, auchüberlassen,den

Weg aus dem Labpyrinthewieder heraus zu finden. Wenn von anderer Seite?), von Ab-

geordneten, mit denen ich mir mancher gemeinschaftlichenAnsicht bewußt bin, von Mit-
gliedern des PreußischenAbgeordnetenhauses,— von solcherSeite, von der ich glaube,
daß sie wirklich das Zustandekommender Sache will, dennoch hier der Satz aufgestellt
worden ist, daß die PreußischeVerfassungüber der Reichsverfassungeinstweilenstehe,daß
dasjenige, was hier vereinbart wird zwischender Gesammtheitder Landesregierungen,
nachdemmit Mühe eine Vereinigung unter diesenerzielt worden, und zwischenden frei-
gewähltenVertretern von 30 Millionen Deutschen,schonjetzt vor die Assisendes Preußi-
schenLandtagescitirt wurde — m. H., da hat mich ein wehmüthigesGefühl beschlichen,
daß diejenigen, die uns neu hinzugetretensind, so raschdie Illusion verlieren, die sieetwa

gehabt habenkönnten, daß der Meuschwirklich mit seinengrößerenZweckenwächst,und

daß der weitere Gesichtskreis,den der größereStaat haben soll, sichauch allen seinen
Mitgliedern mittheilt. Die Herren, die so kurzweghier das Wort aussprechen,daß
der PreußischeLandtag das Product unserer Arbeiten in den und den Fällen ver-

werfen oder genehmigenwerde — ihre Legitimationdazu ist schonvorgesternangezweifelt
worden. Aber ich möchteSie fragen: was würden Sie sagen, wenn heut zu Tage eine
der verbündeten Regierungenschonvon Hause aus erklärte: wenn dies und das nicht in
der Verfassung steht, so nehme ich sieunter allen Umständen nicht an! wenn ein Stand
oder eine Kaste dieseselbeErklärung abgäbe, wenn ein Mitglied der Mecklenburgischen
Ritterschaft aufträte und sagte: wenn unsere Rechtenicht geschontwerden — und sie
wiegen auf der Waagschaleder Gerechtigkeitgerade ebensoschwer, wie die des Preu-
ßischenLandtags — so spielen wir nicht mit! Ich erinnere Sie daran, m. H., als
die Versuchevon Frankfurt und von Erfurt mißlangen — der von Erfurt nicht so sehr,
wie hier gemeintwurde, durch das Widerstrebender betheiligtenRegierungen, wenn ich
auch nicht behauptenkann, daß unserePreußischeRegierung damals mit der wünschens-
werthen Energie ihre Aufgabe vertreten hätte; er scheitertemeines Erachtensdaran, daß
Hannover und Sachseneinfach auf die OesterreichischeArmee, die hinter Olmütz stand,
mehr Vertrauen hatte als auf den Drei-Königsbund (das war wohl das Durchschlagende,
wenn es auch eine Menge anderer Ursachengegebenhaben mag) — ich erinnere Sie

daran, daß man für uns, die wir damals unter dem Namen der PreußischenJunkerpartei
die Verantwortung für das Nichtzustandekommenvor der Oeffentlichkeitaufladen mußten,
kein Wort finden konnte in der öffentlichenPresse, was stark genug war, um „diesenun-

würdigen Mangel an Vaterlandsliebe“ zu brandmarken, der dahin führte, „aus Standes-

interessenlieber einen Junkerstaat von der Größe der Mark Brandenburg zu gründen“
und was dergleichenvon Ihnen bereits vergesseneZeitungsartikel waren, die auf uns

Schmachund Vorwurf häuften, weil wir das Werk gehinderthätten, das wir zu Stande

3) Abgeordneter Dr. Rée von Hamburg.
4) Abgeordneter Dr. Michelis (Kempen).
5) Abgeordneter Twesten, Lasker.
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zu bringen in der Lagenicht waren. Ich habe, als hier vorgesterndasselbeRecht für den
PreußischenLandtag in Anspruchgenommen wurde, in der ganzen Versammlung keinen

Ausruf des Erstaunens gehört, außer den, den ich in meinem Innern unterdrückte. Ich
glaube,m. H., diejenigen,die diesesWort aussprachen,unterschätzendenndochdenErnst
der Situation, in der wir uns befinden. Glauben Sie wirklich, daß die großartige Be—

wegung, die im vorigen Jahre die Völker vom Belt bis an die Meere Siciliens,vom

Rhein bis an den Pruth und den Dujester zum Kampf führte, zu dem eisernenWürfel-
spiele, in dem um Königs= und Kaiserthrone gespieltwurde; daß die Million deutscher
Krieger, die gegen einander gekämpft und geblutet haben auf den Schlachtfeldernvom

Rhein bis zu den Karpathen; daß die Tausendeund aber Tausende von Gebliebenen
und der Seuche Erlegenen, die durch ihren Tod diesenationale Entscheidungbesiegelt
haben, mit einer Landtagsresolutionad acta geschriebenwerden können, — m. H.,
dann stehenSie wirklich nicht auf der Höhe der Situation. Es liegt mir fern, irgend
eine Drohung auszusprechen,ich achtedie RechteunseresLandtags, ebensowie ich sievon

Hause aus gern geachtethätte, wenn es mit dem Bestandedes PreußischenStaates nach
meiner Ueberzeugungverträglichgewesenwäre; aber ich habedie sichereUeberzeugung,kein

Deutscher Landtag wird einen solchenBeschluß fassen, wenn wir uns hier einigen.
Ich möchtedie Herren, die sich diese Möglichkeiten denken, wohl sehen, wie sie etwa

einem Invaliden von Königgrätz antworten würden, wenn der nach dem Ergebniß
diesergewaltigenAnstrengung fragt. Sie würden ihm etwa sagen: Ja freilich, mit der

DeutschenEinheit ist es wiederum nichts geworden, die wird sichwohl bei Gelegenheit
finden, sie ist ja leicht zu haben, eine Verständigungist ja alle Tage wieder möglich; aber
wir haben das Budgetrechtdes Abgeordnetenhauses,des PreußischenLandtagesgerettet,
das Recht, jedes Jahr die Existenzder Preußischen Armee in Frage zu stellen, ein

Recht, von dem wir als gute Patrioten niemals Gebrauchmachenwürden, und sollte
jene Versammlung weit auf Abwege gerathen, die es wirklich wollte, so würden wir
den Minister als Landesverrätherzur Verantwortung ziehen,welchersichzur Ausführung
hergiebt. Aber es ist dochunser Recht; darum haben wir um die Mauer von Preßburg
mit dem Kaiser von Oesterreichgerungen und damit soll der Inbalide sichtrösten über
den Verlust seinerGlieder, damit die Wittwe, die ihren Mann begrabenhat? M. H., es

ist wirklich eine vollständigunmöglicheSituation, die Sie sichda machen; ich wende mich
gern von diesenphantastischenUnmöglichkeitenin das reale Gebiet zurückzu einigenEin-
wendungen,die hier gegen den Inhalt der Verfassungengemachtworden sind. Es ist, ich
weiß nicht, ob in der Thronrede der Ausdruck stehengebliebenist, schongesagt, daß wir
das Werk der Verbesserungfähig halten. Ich darf wenigstenshier bezeugen,daß wir für
keinen Vorschlag, der wirklich mit der Erleichterung des Zustandekommensund der
Verbesserungdes Werkes ernstlichgemeint ist, unempfänglichsind. Sie müssen doch
die Regierungnicht in Verdacht haben und keine der zweiundzwanzigBundesregierungen,
daß siesichvon der historischenconstitutionellenEntwickelungDeutschlandslossagenwolle,
daß sie nun diesesParlament etwa benutzenwolle, um den Parlamentarismus im Kampf
der Parlamente gegen einander aufzureiben. Was hätten wir denn davon? Ist denn
eine Regierung auf die Dauer denkbar, namentlich eine solche, die sichzur Aufgabe ge-
stellt hat, eine Einheit in Feuer oder gar in kaltem Metall, wenn das Feuer erkaltet sein
wird, zu schmieden,eine Einigung, die nicht überall in Europa mit Wohlwollen gesehen
wird, daß dieseRegierung es sichgewissermaßenzur systematischenAufgabe stellt, die
Rechteder Bevölkerungauf die Theilnahme an ihren eigenenGeschäftenzu unterdrücken,
abzuschaffen,auf ein wildes Reactionswesensicheinzulassen,sich inKämpfen mit der

eigenenBevölkerung aufzuhalten, — m. H., das können Sie von einer Dynastie,
wie sie über Preußen regiert, das können Sie von keiner der Dynastieen, die augen-
blicklichin Deutschlandregieren, erwarten, daß sie an ein nationales Werk mit dieser
Heuchelei — ich kann es nicht anders nennen — herangeht. Wir wollen den Grad
von Freiheitsentwickelung,der mit der Sicherheit des Ganzennur irgendverträglichist.
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Es kann sichnur handeln um die Grenze: wie viel; was ist mit dieserSicherheit auf
die Dauer verträglich? was ist jetzt mit ihr verträglich? ist ein Uebergangsstadium
nöthig? wie lange muß dies dauern? Es kann nicht in unserer Absicht liegen,
das Militär-Budget auch für den Zeitraum, wo es von Ihnen selbst als eisernbe-
handelt werden sollte, und ein solcherZeitraum ist meines Erachtensunentbehrlich,Ihrer
Kenntniß zu entziehen. Es ist hier gesagtworden, als wenn das Militär-Budget mit
einer gewissenHeimlichkeit nachher behandelt werden sollte. Soweit ich mir überhaupt
diesenGedanken schonklar gemachthabe, so schwebter mir in der Art vor, daß wir jeden-
falls ein Budget vorlegenwürden, welchesdie Gesammt-Ausgabendes Bundes umfaßt,
die militärischen nicht ausgeschlossen;nur würden wir das auf der Basis des mit der
Vertretung für eine gewisseDauer von Jahren abzuschließendenVertrages thun, so daß
man uns an dem Militär-Budget für dieseZeit keine Streichungmachenkann, wenigstens
keine solche, die nicht mit dem Bundes-Feldherrn vereinbart wäre. Es ist ja möglich,
daß der Bundes-Feldherr sichüberzeugt, dies oder jenes kann ich entbehren, daß er selbst
sagt, das will ich. Aber es muß einen Zeitraum geben, in welchemdie Existenzdes
Bundesheeresnicht von zufälligen Schwankungen der Majorität abhängt. Ich will
gern zugeben, daß es sehr unwahrscheinlichist, daß sichin diesemReichstageeine Majo-
rität finden würde, die nicht dasjenige bewilligen würde, was Ihrer Meinung nach zur
Vertheidigungdes Landes hinreichendist. Ich fürchte in dieserBeziehungnicht gerade
von Partikularisten auf die Weise, auf die hier hingewiesenwurde, ich fürchte vielmehr
von der Vermischungder Frage über die Grenze zwischenparlamentarischerund fürstlicher
Gewalt mit der Frage von der VertheidigungsfähigkeitDeutschlandsdem Auslande ge-
genüber; ich halte es nicht für gut, daß man das Bedürfniß hat, den parlamentarischen
Einfluß, den man erstrebt und den wir ja gerne den Parlamenten gönnen, vorzugsweise
an der Armee zu üben, während mannifache andere Felder immer überbleiben, um ihn zu
üben. Ich glaube,m. H., es ist ein fast wirksameresMittel, sichden Einfluß auf die Re-

gierungenzu sichern, den mehrerevorgestrige Redner vermißten, wenn Sie beispielsweise
die Zollerträge in der Richtung Ihrer Gesetzgebungunterzögen, welchedem ReicheHülfs-
quellen abschnitten;wenn Sie beispielsweisediejenigenBeamten abstrichen, die auf dem

Reichsbudgetfür Zollerhebungstehen; wenn Sie Ihre Thätigkeit dahin richten wollten,
um ein Ihnen unannehmbares System der Regierungzu beseitigen,das Eisenbahn=und

Telegraphenwesenlahm zu legen. Ich glaube, m. H., das wäre vielleicht wirsamer, als
wenn Sie sichdie Beschließungüber Zusammensetzungund Ausdehnung der Armee vor-

behalten; denn dann richtet sichder Beschlußauf die Fundamente der Sicherheit und der

staatlichenExistenz, namentlich in einem Bundesstaate; da ist die Regierung in derselben
Unmöglichkeitnachzugeben,in der die PreußischeRegierung sichseit mehrerenJahren zu
befinden glaubte. Wenn dieseEinrichtung, die Bundes-Armee — vorläufig diejenige
Basis, welcheam vollständigstenausgebildetist, diejenigeBasis, die wir am unentbehr-
lichstenbrauchen— durch ein jährliches Votum in Frage gestelltwerden sollte, m. H., es

würde mir das — (verzeihenSie mir, wenn ich ein Gleichniß braucheaus einem Beruf,
in dem ichmich früher befand) — den Eindruck eines Deichverbandesmachen,in welchem
jedesJahr nachKopfzahl, auchder Besitzlosen, darüber abgestimmtwird, ob die Deiche
bei Hochwasserdurchstochenwerden sollen oder nicht. Aus solchemDeichverbandewürde
ich einfach ausscheiden, da wäre mir das Wohnenzu unsicher, und ich würde mich der

Gefahr nicht hingeben, daß einmal diejenigen, welche die Wirthschaft mit freier Weide

wünschen, über diejenigen, die mit bestellten und wasserfreien Aeckern die Oberhand
gewännen und alle durch eine Wasserfluth zu Grunde gingen. Jedenfalls, wie ich es

mir schon anzudeuten erlaubte, brauchen wir in dieser Beziehung ein unantastbares
Uebergangsstadium,bis wir organischzu Fleisch und Blut mit einander verwachsen
sind und dieserGedanke wird auch,wie ich glaube, von einem großenTheil der strengen
Constitutionellen, die aber das Zustandekommender Sache wollen, nicht angefochten.
Im Uebrigenbemerke ich in Bezugauf einigeEinzelnheiten, die monirt worden sind, um



— 13 —

zu verhindern, daß die Discussion sichöfter auf diesesGebiet begiebt,als nöthig ist, bei-

spielsweiseunsereBeziehungenzu Süddeutschland. Der Herr Abg. Waldeck hat vorgestern
sichlediglich von der Herstellungeines constitutionelleneinheitlichenMinisteriums die Wir-

kungversprochen,„dann hätten wir die Süddeutschen“,wie er sichausdrückte. Ich glaube,
wir können sie nicht sichererzurückschrecken,als wenn wir in eine solcheRichtung treten,
die, wie ich vorhin andeutete, mit der Mediatisirung der DeutschenFürsten großeAehn-
lichkeithätte. Wer sind dieseSüddeutschen? Einstweilen ist es die Baierische,die Würt-

tembergische,die BadischeRegierung. Glauben Sie, daß Se. Maj. der König von Baiern,
oder von Württemberg, sichdurch solcheEinrichtungen, wie sie der Abg. Waldeck, in Vor-

schlag brachte, besondersangezogen fühlt? Meine Herren! Ich weiß das Gegentheil.
Unser Verhältniß zu Süddeutschland wird sichan der Hand des Artikels, der sichim Ver-

fassungs-Entwurfe darüber befindet, meines Erachtens einfach und mit Sicherheit ent-

wickeln. Wir haben zunächstmit Süddeutschland die Gemeinschaftdes Zollvereins, eine

Gemeinschaft, die in diesemAugenblickeallerdings bis zu einem gewissenGrade in der

Luft schwebt, weil die Friedensverträge eine sechsmonatlicheKündigung vorbehalten, bis

wir uns über das Verhältniß von Nord= und Süddeutschlandin dieserBeziehunggeeinigt
haben werden; um eine Einigung möglich zu machen, war diesesKündigungsrechtnoth-
wendig. Ich denke also, sobald wir mit der NorddeutschenVerfassungfertig sind, daß wir

zunächstden SüddentschenRegierungenEröffnungen machen, damit sie mit uns zusam-
mentreten, um den Weg zu berathen, auf dem wir zu einem dauernden organischen,nicht
alle zwölf Jahre kündbaren Zollvereine gelangen. Wir haben für den NorddeutschenBund

dieseWohlthat gesichertdurch Artikel über Zollgesetzgebung;wir können aber weder ver-

langen, daß die drei oder vier Süddeutschen Staaten alles dasjenige,was wir hier durch
die Gesetzgebung,an der sie selbst nichtTheilnehmen, beschließen,ohneWeiteres annehmen
sollen; nochkönnen wir ihnen gegen das, was der norddeutsche Reichstagbeschließt,ein
Veto einräumen; ein Veto, das man von drei oder vier Regierungenausüben und mit

ihren Ständen theilen würde. Soll der Zollverein in bisherigemUmfangefortbestehen,
so ist es ganz unvermeidlich, daß organischeEinrichtungen geschaffenwerden, vermöge
deren Süddeutschland an der Gesetzgebungüber ZollsachenTheil nimmt. Ich ent-

halte mich, das Nähere anzudenten, ich glaube aber, es ergiebt sich von selbst, wie
die Einrichtungenbeschaffensein müssen. Es ist schwerzu glauben, daß eine solchege-
meinschaftlicheorganischeGesetzgebungfür Zollsachen— und ich möchte dochdies nicht
so unterschätzenund blos mit dem geringschätzigenNamen „Zollparlament“ belegen;was

haben wir nicht für Kämpfe gekämpft,nur wer in den Geschäftengestandenhat, kann das

beurtheilen, — wie erschienenuns nicht in den Jahren 1862 und 1864 geradedie Zoll-
Interessen als die höchstenpolitischenLebens-Iuteressen!ich möchtedas nicht unterschätzen,
daß eine wirthschaftlicheGemeinschaftfür Gesammtdeutschlandgeschaffenwerden kann —

also ist es schwerzu glauben, daß solchegemeinsameOrgane der Gesetzgebung,wenn sie
einmal geschaffen,sichder Aufgabe entziehenkönnten, auch die meistender übrigen Titel
der materiellen Wohlfahrt, so wie mancher formalen Gesetzgebung,über Proceßwesen
u. s.w. allmählich sichanzueignen,und auch darüber gemeinsameBestimmungen für ganz
Deutschland herbeizuführen. Was ferner die Machtfrage betrifft, so halte ich die Ver-
einigung von Nord= und Süddeutschlandjedem Angriffe gegenüberin allen Fragen, wo

es sichum die Sicherheitdes DeutschenBodens handelt, für definitiv gesichert.Im Süden
kann kein Zweifel darüber sein, daß, wenn er in seiner Integrität gefährdet werden
sollte, Norddeutschland ihm unbedingt brüderlich beisteht, im Norden ist kein Zweifel
darüber, daß wir des BeistandesSüddeutschlandsgegen jeden Angriff, der uns tresfen
könnte, vollständig sicher sind. Einige andere Themata, auch lediglich um Wieder-
holungen zu vermeiden, erlaube ich mir zu berühren, z. B. die Frage der Reichssteuer-
Daß eine Contingentirung nach der Kopfzahl ein unvolllommener Modus, eine Aus-

hülfevon vorübergehenderNatur ist, gebe ich gern zu; das Beispiel von Bremen —

ich will nicht gerade den Herrn Vertreter von Bremen vorzugsweiseaufs Korn nehmen



— und von Hamburg mit seinenreichenEinwohnern im Vergleichzu dem Thüringerwald-
Bewohner, ist vollständig zutreffend. Die Verhandlungen der Vertreter der Regierungen
unter einander haben auch gezeigt, daß dieses Bedürfniß der Einführung von Reichs-
steuern ziemlichallgemein empfundenwird und man hat sichschonmit den Gegenständen,
welchesiebetreffenkönnten, beschäftigt. Ich glanbe daher, daß, wenn es hier gelingt, die
Schwierigkeitenzu überwinden, zu deren Ueberwindungwir bei den commissarischenVer-
handlungen nicht Zeit hatten, namentlich eine solcheSteuergesetzgebungsofort so weit
auszuarbeiten, daß sie praktischwerden kann, daß bei den verbündeten Regierungenein
principieller Widerstreit dagegenwenigstensnicht obwalten wird. Ich betrachtedas als
Sache der Zukunft und als Sache der Gesetzgebung,sobald wir constituirt sind. Consti=
tuiren wir uns so raschals möglich, dann haben wir die Fähigkeit, dieseFrage zu erle-
digen, und ebensodie, von dem Vertreter für Wisbaden angeregte, wegen Freizügigkeit.
Wenn er die bisherigeFassung des Artikels nicht vollstänigund erschöpfendgenug findet,
so ist darin doch Alles enthalten, worüber wir uns in diesemAugerblick verständigen
könnten. Es stehenda zum Theil sehr erheblicheparticulare Verfassungsrechteentgegen,
die man nicht ohne Weiteres gewaltthätig durchbrechenkann. Ich machedarauf aufmerk-
sam, daß Artikel 4 der Verfassung, Bestimmung 1, ausdrücklichdie Frage der Freizü-
gigkeit, Heimaths=und Niederlassungs-Verhältnisseund des Gewerbebetriebs u. s. w. der
Gesetzgebungdes Bundes zuweist. Der Herr Abgeordnetefür Wisbaden wird also, wenn

er, wie ich hoffe, eben so gut Mitgleid des künftigenParlaments seinwird, Gelegenheit
haben,dort seineAnträge zu stellen. Ebensoverhält es sichmit der Aufgabe über das Ci-
vilrecht, die Hypothekenund diejenigenGegenstände,die der Bundes-Gesetzgebungvorbe-
halten werden sollen, und es wird das voraussichtlichwenig Widerspruchbei den verbün-
deten Regierungenfinden: keinen stärkeren, als denjenigen, der aus den augenblicklichen
Rechtsverhältnissen,die man nicht mit rascherHand zerschneidenkann, hervorgeht. Ebenso
z. B. die Frage wegen Contrahirung einer Bundes-Anleihe, über die einer der Herren
Vorredner eine Bestimmung im Verfassungs-Entwurf vermißt hat. Wir haben nicht ge-
glaubt, daß sie vermißt werden würden, denn der Artikel 65 lautet: „Abgesehenvon dem

durch Artikel 58 bestimmten Aufwande für das Bundesheer und die zu demselbengehöri-
gen Einrichtungen, so wie von dem Aufwande für die Marine (Art. 50) werden die ge-
meinschaftlichenAusgaben im Wege der Bundesgesetzgebungund, sofern sienicht eine nur

einmalige Aufwendung betreffen, für die Dauer der Legislatur-Periodefestgestellt.“ Wenn
eine Anleihe zu gemeinschaftlichenAusgaben gemacht werden soll, so ist also auchdiese
Geldbeschaffung,auch diese Manipulation meiner Ansicht nach durch Art. 65 auf dem

Wegeder Bundesgesetzgebung,d. h. der Beschlußnahmeund der Berathung des Reichs-
tages und dem Bundesrathe unterworfen und kann anf dieseWeisegesetzmäßigzu Stande

gebrachtwerden. Wenn von anderer Seite vermißt wurde die Möglichkeit, eine Interpel-
lation an die Regierung zu richten. M. H., bequemist dieseEinrichtung geradenicht,
aber ich glaube nicht, daß es bisher irgend Jemandem in den Sinn gekommenist, daß,
wenn heute eine Interpellation gestellt worden wäre, wir sie nicht beantwortet hätten.
Ebenso, wenn die VersammlungZeit hat, Petitionen, die etwa eingehen,zu bearbeiten,
und sie auf den Gegenstand,mit dem wir uns beschäftigen,Bezug haben, — denn nur

solchedürfen wir für den Augenblickannehmen, — so würde dem auchnichts entgegen-
stehen; Sie werden, m. H., die sämmtlichenRegierungenbereit finden, auchohne daß wir

durchgreifendeund allgemeineMotive vorgelegt haben, über jedeneinzelnenPunkt, bei
dem Sie Motive vermissen,motivirende Erläuterungen zu geben;ich glaubeaber, daß das

wesentlichin die Specialdebatte hineingehört, denn Sie werden nicht zu allen Punkten, zu
sehr vielen werden Sie nicht das Bedürfniß empfinden, überhaupt Motive zu besitzen,
weil sie in sichselbstklar sind. Ich weiß nicht, ob ich während der General-Discussion
nochweiter Veranlassung habe, das Wort zu nehmenoder einer meiner Herren Collegen.
Für den Augenblickwüßte ich dem, was ich gesagthabe, nichts weiter hinzuzufügen, als
die nochmaligeAufforderung: M. H., arbeiten wir rasch! Setzen wir Deutschland,so zu

sagen,in den Sattel! Reiten wird es schonkönnen.
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Zweite Rede bei der Generaldiscussiondes Verfassungsentwurfs
am 11. März.

(Nach dem Grafen Bismarck hatte zuerst der Abgeordnete v. Gottberg für den Verfas-
sungsentwurf gesprochenund alsdann Freiherr v. Münchhausen gegendenselben. Dieser

nhatte an dem Entwurfe die mangelhafte Begränzung und Beschränkung der Befugnisse der

Centralgewalt, in festerer Verantwortlichkeit der Meinungsorgane, namentlich aber die Mängel
eines Organs zum Schutze der persönlichen Freiheit, der Rechte des Individnums, der berech-
tigten Eigenthümlichkeitenund der Bundesregierungen ausgesetzt, und nahm davon Gelegenheitden

gegenwärtigen Zustand als gewaltsam und unerträglich zu schildern. Hierauf ist die Rede des

Grafen Bismarck die Antwort.)

Ich hegedie aufrichtigstenSympathieenmit den Gefühlen,die einen treuen Anhänger
einer gestürztenDynastie beseelenkönnen, mag diese Dynastie gefallenseindurch ihre
eigeneSchuld oder durch die Gewalt der Umstände. Ich kann es dem Herru Vorredner

auchnicht verargen, daß er das Bedürfniß empfunden hat, seinenGefühlen Ausdruck zu
geben; nur hätte ich gewünscht,daß er von diesem Ausdrucke Anklagen der Königlich
PreußischenRegierung fern gehalten hätte, die sichentweder auf unrichtige Auffassung
der Thatsachen,oder auf unrichtige Thatsachenüberhaupt gründen, und daß er mich der
undankbaren Aufgabe überhobenhätte, ihn in dieserBeziehungzu widerlegen. Ich weise
zunächstden Vorwurf, als hätte die Königlich PreußischeRegierung die Capitulation
von Langensalzanicht gehalten,als eine unwürdige Verläumdung der KöniglichenRegie-
rung, mit Entrüstung zurück. Die Capitulation von Langensalzaist kein Staats-

vertrag. Keinem der Unterhändler, die dabei thätig gewesensind, so lange die Trup-
pen bei Langensalzastanden, ist es eingefallen, daraus etwas Anderes zu machen,
als eine militärische Convention, um für die Dauer des Krieges weiteres Blutvergießen
zwischenTruppen, die lange befreundet gewesenwaren und mancheglorreicheErinnerung
mit einander theilten, zu verhindern. In diesemSinne ist Sr. Maj. dem Könige Georg
die Sicherheit seines Privateigenthums zugesichertworden, natürlich desjenigenPrivat-
eigenthums, das sichim Lagerund bei ihm befand. Ueber das übrige Privateigenthum,
welchesbereits in unseren Händen oder sonst im KönigreichHannover war, und über
andere dahin bezüglicheVerhältnissehaben Staatsverträge zu bestimmen;bei Langensalza
hat Niemand an einen Staatsvertrag gedacht,und es ist eine sophistische,eine advocatische
Auslegung diesesActenstücks,wenn man die Capitulation von Langensalzazu dem Vor-
wurf eines Vertragsbruchesmißbraucht. Ich hätte das von dem Herrn Vorredner, der

michpersönlichkennt, am wenigstenerwartet, da er seit Wochen hier ist und über alle
Gravamina, die er hat, jedenTag, da ihm meine Thür offen steht, hätte Auskunft und
volle Befriedigung finden können. Daß Ihre Majestät die Königin Maria vorzieht, noch
in diesemAugenblickin dem PreußischenLande zu verweilen, ohne daß Ihr Herr Gemahl
mit Sr. Maj. dem Könige von Preußen Frieden geschlossenhat, ist ein Beweis des

Schutzes,welchenFürsten und Fürstinnen auchdann, wenn sieunsereFeinde sind, jeder-
zeit in Preußen finden, und des Vertrauens auf diesenSchutz, und ich bewundere, daß
die Königin Maria das Vertrauen bis zu diesemGrade ausdehnte. Ich weiß aber, daß
der Aufenthalt, daß die Anwesenheitnicht der Königin, aber des Hofes in Marienburg
den Deckmantel von Intriguen bildet, die wir nicht auf die Dauer dulden können; ihre
Fäden abzuschneiden,hat Se. Maj. der König befohlen. In Folge diesesBefehls ist der

Major v. Trenck vor den Augen J. Maj. der Königin Maria verhaftet worden. Wenn
J. Majestät das nicht ansehenwill, muß sienicht in der Marienburg wohnen. Für uns

stehenzu hohe Interessen auf dem Spiele, die Ruhe des Landes kann aus dergleichen
Rücksichtennicht gefährdetwerden, wenigstenssind wir festentschlossen,nichtdamit spielen
zu lassen. Hr. v. Treuck war unferen NachrichtennachTräger auchvon anderen Papieren;
er hat rechtzeitigaus den HannoverschenBureau Nachrichten darüber bekommen,daß
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auf ihn vigilirt würde; er hat in Folge dessendieseanderen Papiere entweder nichtmitge-
nommen, oder frühzeitig in Sicherheitgebracht;es fand sich bei ihmnur ein Brief des

Königs Georg an die Königin Maria. Es stimmt mit der Intention Sr. Maj. des

Königs nicht überein, daß dieserBrief erbrochen wurde. An die Königin Maria kann

ihr hoher Gemahl schreiben,was er will, dadurch kann die Ruhe des Staates nicht com-

promittirt werden. Die Intention ist mißverstanden, daß dadurchder Auftrag überschritten
worden, wie das häufig im Leben, namentlich in gespanntenVerhältnissen, vorkommt.
Er bezogsichvorzugsweiseauf die Verbreitung solcherProclamationen, die von Hietzing
kommen und die im Stile des „Württemberger Beobachters“ unter das Hannoversche
Landvolk, sei es behufs der Wahlen, oder um andere Unruhen zu erregen, verbreitet wer-

den. Se. Maj. der König hat befohlen, in einem Schreiben an einen Beamtendes

KöniglichenHofes in Marienburg Sein Bedauern über das UeberschreitenSeiner Inten-
tion auszudrücken.Dergleichenkann überall vorkommen. Daß es nicht in unsern Gewohn-
heiten liegt, das zeigt am bestender fortgesetzteAufenthalt der Königin Marie in Marien-

burg ungeachtetder fortgesetztenWeigerung ihres Herrn Gemahls, Frieden mit uns zu
schließen.Der Herr Vorredner hat außerdem über das Regime, unter dem Hannover
bisher verwaltet worden ist, Klage geführt. Ich begreife dieseKlage. Hannover steht
augenblicklichunter dem Regiment des Absolutismus, und dieses Regiment wird sein
Ende finden am 1. October d. J.; dann wird es sichaller der verfassungsmäßigenGaran-
tieen erfreuen, welchedieübrigen Provinzen des PreußischenStaates bereits in diesem
Augenblickschützen.Bis dahin aber wird sichder Herr Vorredner damit bescheidenmüssen,
daß die Provinz nach den persönlichenUeberzeugungenSr. Maj. des Königs über die

Maßregeln, die zur Sicherstellung der PreußischenHerrschaft in dem Lande nothwendig
sind, regiert wird. Wir werden den Widerstand nicht tragen, wir werden ihn brechen.
Daß die Sache so gekommenist, kann Niemand mehr wie ich bedauern. Ich habe schon
vorhin angedeutet,daß Jahrhunderte lange Erinnerungen und Traditionen die Hanno-
verscheArmee mit der Preußischenverknüpften, und die HannoverschePolitik mit der

Preußischen.Es war die Gruppirung des siebenjährigenKriegs eine vollkommen natür-

liche, die in unser aller Erinnerung lebt. Seit einigenJahren hat sichHannover von

dieser natürlichen Verbindung losgerissen; ich habe seineMinister, — der Graf Platen
wird mir das bezeugen— mit den Worten gewarnt: wenn Sie PreußensEhrgeiz fürchten,
können Sie ihn nicht wirksamer entwaffnen, als dadurch, daß Sie seine treuen Bundes-

genossensind. Einem Bundesgenossennach dem siegreichstenKriege ist kein Fürst des

Hauses Hohenzollernim Stande, ein Haar zu krümmen. Wenn Sie sichaber mit unsern
Feinden lüren, obschonSie dieselbenInteressen mit uns haben,wenn Sie zwischenHam-
burg, Minden und Köln einen Staat schaffen,von dem wir befürchten müssen,daß er

jedeVerlegenheit Preußens nach außen benutzt, jede Front, die wir nach dem Süden

machen, um uns, ich will nicht sagen, den Dolch, aber die Waffe in den Rücken zu rennen;
ein solcherStaat kann nicht mit unserm Willen bestehen,seineFortexistenzwäre unver-

träglich mit der Preußens,und derjenigePreußischeMinister, der die ersteGelegenheit,
die sichzur Beseitigung eines solchenHannovers darbietet, versäumen würde, verräth sein
Land, verräth Deutschland! Sie hätten uns dieseGelegenheitnicht geben,diese
Verpflichtung nicht auferlegen müssen. Wir haben lange unterhandelt, vielleicht zu
lange über ein Bündniß mit Hannover, wir haben noch bei Langensalzadarüber

unterhandelt. Woran scheiterten die Unterhandlungen mit Hannover? An der

Abneigung Sr. Maj. des Königs Georg, Garantieen dafür zu geben, daß die

HannoverscheArmee sichauf nur ein Jahr lang der Feindseligkeitengegen uns enthalten
möge. Wir habendas Bündniß angebotenvon dem Augenblickan, wo wir die Möglich-
keit eines Krieges voraussahen. Wir sind hingehalten worden mit Turgiversationen.
Man hat uns in amtlich mitgetheiltenNoten einen Neutralitätsvertrag versprochen,wäh-
rend dessenaber fortgefahren, heimlichzu waffnen: man ließ Munition und Waffen nach
Stadeschleppen,um dort einefestePosition zu nehmen, umdort mit dem Gablenzschen
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Corps, mit denjenigenStreitkräften, die das Haus Augustenburg in Holstein würde
mobil machenkönnen und deren Waffen wir dann in Hamburg gefunden haben, eine
Diversion gegen uns im Rücken gemeinschaftlichmit Oesterreichzu machen. Dieser Gefahr
kann sichPreußen nicht zum zweiten Mal aussetzen. Wir haben die Verhandlungen
hinausgezogenin der Hoffnung, Hannover würde sichbesinnen. Es hat uns widerstrebt,
gegen diesenbefreundetenund benachbartenStamm, der mit uns denselbenDialect spricht,
in dessenAdern unser Blut fließt, den Degen zu ziehen. Um dies zu vermeiden, haben
wir rechtzeitig,— wenn ich nicht irre, war es am 9. oder 11. oder kurz darauf — in

Hannover amtlich Folgendes kundgegeben:Stimmt Hannover für den Oesterreichischen
Antrag, der am 14. Juni in Frankfurt votirt worden, so werden wir dies als eine Kriegs-
erklärung betrachtenund danachverfahren. Sie waren vollständiggewarnt, hatten aber
Vertrauen auf 800,000 Mann OesterreichischerTruppen — so war nämlich die Ziffer
durch den Prinzen Solms angegeben,der seinemhohenVerwandten damit einen schlechten
Dienst geleistet,als er schwanktezwischenPreußen und Oesterreich,ihn in das andere

Lagerhinüber zu ziehen. M. H., in solchenAngelegenheitenkann dieseArt von gemüth-
licher Auffassung,an die man sichin Deutschland in fünfzigjährigemFrieden gewöhnt hat,
nicht Platz greifen. Es ist mir von mehreren Seiten nachdem Kriege, von Seiten Deut-

scherStaaten in einer Weise entgegengekommen,die etwa sagenwollte: „Nun, wir haben
die Sachenicht so ernst gemeint,nun ist Alles wieder beim Alten; wir haben in Hannover
nur mit scharfenPatronen Mannöver gemacht; wir wollen uns auf die alten Stühle
setzen, und ihr werdet nicht böse sein.“ Man hat sichüber den Ernst der Sache
getäuscht; ob in demjenigen Dünkel, mit dem Gott öfter die Fürsten schlägt, ob
in derjenigenUnkenntniß der Diplomaten und Minister, in der Viele sich über die
Realitäten diesesLebens befinden, lasse ich dahingestellt.Man hat Krieg gewollt mit

offenenAugen; man war entschlossen,PreußischeProvinzen zu nehmen, wenn man gesiegt
hätte; danachhat man kein Recht, sichnachherzu wundern, daß der Krieg die ernsten
Folgen hatte, die er nun gehabthat, und nun uns gegenübereinen Ton der Klage über
dieseFolgen anzuschlagen.M. H., wenn das Blut, wenn die Freiheit von Preußen aufs
Spiel gestelltwird, wenn das ganze Königreich,wie es war, mit seiner glorreichenKrone
als Einsatzstand, wenn die Kroaten unser Land mit ihren Plünderungenbedrohten,wenn

die Fremdherrschaft, ich weiß nicht auf wie lange, uns bedrohte; wenn man uns in die
Gefahr bringt eines Stichs in die Seite, soll man danachnicht auf den Standpunkt der
Sentimentalität fallen und über schlechteBehandlung klagen? Glaubt man das
zu können, so ist es eine Unkenntniß der Dinge, an der jeder Staat und jede
Krone zu Grunde gehenmuß, welchemit dieserUnkenntnißgeschlagenist. Der Herr Vor-
redner hat uns noch einen speciellenVorwurf gemacht; er hat darüber geklagt, daß Leute
ohne Urtheil und Recht und im Widerspruchemit der Gesetzgebungnach der Festung
Mindenabgeführt seien. M. H., im HannoverschenGebiete lag keine Festung,sonsthätte
ich es für correcter gefunden, sie dahin abzuführen. Das ist aber meines Erachtens
das Einzige, worüber vom juristischen Standpunkte aus Beschwerdegeführt wer-

denkann in einem Lande, wo nach Kriegs= und Völkerrecht in diesem Augenblick
die absolute Regierung besteht, die Regierung eines Eroberers, und zwar eines
solchen, der mit Ihnen Freund und Landsmann sein will und sichals solchenführt,
immerhinaber doch eines Eroberers; in einem solchenLande und in solchemAugen-
blickesichdarüber zu beschweren,daß Jemand der die Ruhe stört, eingesperrtund unschäd-
lich gemachtwird, dann ist Ihnen der Unterschiedzwischeneiner absolnten und constituti-
onellenVerfassung,die dem Staatsbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garan-
tieen giebt, überhaupt unklar. Werden Sie es jetzt in Rußland für eine Gesetzes=und

Rechtsverletzunghalten, wenn Jemand präventiv eingesperrtwird? Ist es nicht bei uns
toto die passirt,ehe wir die Verfassunghatten, ohne daß die scharfsinnigstenJuristen
etwas dagegenvorzubringen wußten? Formales Unrecht geschiehtdabei nicht. Ob aber
durchmoralischesUnrechtder Verschuldetegetroffenwird, ist von hier aus und in solchen
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Verhältnissennicht immer zu unterscheiden,und ich wünschteIhnen, daß der 1. October
rascherherankomme,als es sonstseineArt ist. Dann werden Sie von allen diesenUnbilden
befreit sein. Wir werden Ihnen gegenüberdie PreußischeVerfassungeben so striet in
allen Garantieen der persönlichenFreiheit beobachten,wie in den alten Provinzen. Aber

gerade, weil die Zeit so kurz ist, können wir in dieserkurzenZeit nicht viel spaßen. Ich
rathe auf das DringendsteIhnen und Ihren Freunden ab, daß Sie uns nicht herausfor-
dern! Sie werden einer Energiebegegnen,der Sie nicht gewachsensind.

Entgegnung auf die Rede des Abgeordneten von Mallinckrodt.
12. März.

(Am dritten Tage der Generaldiscussion sprachen die Abgeordneten Michaelis (Ucker-
münde), Schulze (Berlin), Zehmen (aus Sachsen)j, der Abgeordnete v. Mallinckrodt vom

Standpunkte des Ultramontanismus, gegen dessen ungerechtfertigte Behauptungen ist die kurze
Entgegnung gerichtet.)

Wenn ich die Behauptung des Herrn Vorredners, daß Preußen im vorigen Jahre
den Krieg gesuchthätte, den es hätte vermeiden können, nicht anders als im Wegeder

einfachenVerwahrung zurückweise,so werden Sie, m. H., alle die Gründe ermessen,die
mich abhalten, an dieser Stelle Wunden aufzureißen,die kaum vernarbt sind. Da ich ein-
mal das Wort genommen habe,so will ich michzweitens gegen das Zeitmaaß verwahren,
welchesder Herr Vorredner mir für die Ereignisseder DeutschenGeschichtebeilegt. Wenn

ich neulich von der 600 jährigen Leidensgeschichtegesprochenhabe, so ergiebteine einfache
genaue Rechnung,daß der Anfangspunkt diesesZeitraums hinter Rudolph von Habsburg
zurückreicht.Ich habe vom Sturz der Hohenstaufenan gerechnetund, wie ich glaube,
richtig. Der Herr Vorredner hat eine kleine Seitenwendungzu Gunsten der Raubritter

einfließen lassen. Woher kamen die Raubritter? — Von der Zerrüttung des Deutschen
Reicheswährend des Interregnums! Woher kam die Zerrüttung während des Interreg-
nums? Vom Abfall der Welfen und dem Siege der Ultramontanen!

Replik auf die Rede des Abgeordneten Duncker.
13. März.

(Am vierten Tage der Generaldiscussion sprach nach dem Abgeordneten Schaffrath
und Bethusy-Huc der Abgeordnete Duncker (Berlin). Auf die Angriffe desselbenist das

Folgende die Erwiderung.)

Ich freue mich, daß der Herr Vorredner mir Gelegenheitgiebt, einen Irrthum zu

berichtigen,den ich vorgesternan dieserStelle begangenhabe, indem ich sagte,daß die in
dem Schlußprotokollvon Oldenburg niedergelegteAeußerung in den früherenConferenzen
nicht zur Sprache gebrachtworden wäre. Sie ist allerdigs in einer derjenigenConferenzen,
denen ich nicht beigewohnthabe, von dem OldenburgischenHerrn Gesandtenzur Sprache
gebrachtworden, indessensofort mit einer soüberwiegenden,an Einstimmigkeitgrenzenden
Majorität unserer Bundesgenossenabgewiesenworden, daß man niemals darauf zurück-
gekommenist und der Sache nicht den Einfluß auf die weitere Discussionzugeschriebenhat,
daß ich damals davon in Kenntniß gesetztworden bin. Ich freue mich, dieseshier berichti-
gen zu können. — Der Herr Vorredner hat ferner von Erfurt und meiner Vergangenheit
dort gesprochen.Ich sprecheungern von meiner Person, ich habenicht die Gewohnheit
das zu thun, aber das Gefühl, daß ich eines hohenGrades von Vertrauen in der Stel-
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lung, in der ich bin, auchzu meiner Person bedarf, veranlaßt mich, eine kurzeAeußerung
zu thun über die Stellung, die ich in Erfurt hatte, und über die, die ich jetzthabe. Ich
kam nachErfurt mit denjenigenpolitischenAnschauungen,die ich, ich möchtesagen, aus

dem Vaterhause mitbrachte, geschärftin jener Zeit durch den Kampf gegen die Angriffe
der Bewegung von 1848 auf Zustände, die mir werth waren. Im Jahre darauf, 1851,
bin ich in die praktischenGeschäfteeingetretenund habe seitdemGelegenheitgehabt, Er-

fahrungen in der praktischenPolitik, sechszehnJahre hindurch in Stellen, wo ich ohne
Unterbrechungmit der großenPolitik, namentlich aber mit der Deutschen,beschäftigtwar,

sammeln zu können. Ich habe mich dabei überzeugt, daß aus dem Zuschauerraumdie

politischeWelt — nicht bloß die auf den Brettern, die die Welt bedeuten — anders aus-

sieht, als wenn man hinter die Coulissen tritt, und daß der Unterschiednicht bloß an der

Beleuchtungliegt. Ich habe an mir selbstwahrgenommen, daß man die Politik anders

beurtheilt, so lange man als Dilettant ohne das Gefühl schwererpersönlicherVerantwort-

lichkeit, etwa in den Mußeskunden, die die anderweitigeBerufsart zuläßt, an ihr mitwirkt,
als wo man im Gegentheilsicheiner vollen Verantwortung für die Folgen jedesSchrittes,
den man thut, bewußt ist. Ich habe in Frankfurt im Amte erkannt, daß viele der Größen,
mit denen meine Erfurter Politik gerechnethatte, nicht existirten, daß das Zusammengehen
mit Oesterreich,wie es mir denn aus den Erinnerungen an die heilige Alliance, die durch
die Tradition der früherenGeneration mir überkommen waren, vorschweote,— daß dieses
nicht möglich war, weil das Oesterreich, mit dem wir rechneten— es war die Periode
des Fürsten Schwarzenberg— überhaupt eben nicht existirte. Ich beschränkemich auf
diesenkurzen Rückblick, indem ich hinzusetze,daß ich mich glücklichschätze,überhaupt nicht
zu den Leuten zu gehören, die mit den Jahren und mit den Erfahrungen nichts lernen.
Wenn der Herr Vorredner eine gewisseVerwunderung darüber ausgesprochenhat, daß
ich dem Budgetrechtemeinerseits die bestenJahre meines politischenLebens vielleicht ge-
widmet hätte, um es zu bekämpfen,so möchteich an die eine Thatsacheerinnern, daß es

nicht ganz sicherist, ob wir die Armee, welche die Schlachten des vorigen Jahres ge-
schlagenhat, in derselbenVerfassung besessenhätten, welchesiezu dieserZeit hat, wenn

im Herbstedes Jahres 1862 sichNiemand fand, der bereit war, die Regierungauf Befehl
Sr. Majestät des Königs fortzuführen, ohne den Beschlußdes Abgeordnetenhausesvom

23. September auszuführen.

Rede über die nationalen Ansprücheder Polen.
18. März.

(Am 18. März begann die Specialberathung. Nachdem der Abgeordnete v. Bockum-
Dolffs beantragte, Luxemburg, weil es einen Theil Preußens bilde, nicht besonders aufzu-
führen, legte der Abgeordnete Casimir Kantak im Namen der Polen Protest ein gegen die
Aufnahme der Polnischen Landestheile Preußens in den Norddeutschen Bund, und motivirte
denselben theils durch Berufung auf das Recht der Nationalität, theils auf die Wiener-Ver-
träge von 1815. Gegen seine Ausführungen ist die folgende Rede gerichtet.)

M. H.! Wir Alle sind gewählt, darüber ist kein Zweifel, um die Verfassungdes
NorddeutschenBundes zu Stande zu bringen; auchdie Abgeordnetender Provinz Posen
sind zu keinem andern Zweckegewählt. Die Bewohner der Provinz sind auf diesemFun-
dament zu den Wahlen aufgefordert, und die Wahlverhandlungenergeben,daß siesichmit
großemund ungewöhnlichemEifer, beinaheneunzigProzent der Bevölkerung, daran be-

theiligt haben. Wenn der Herr Abgeordnetedennocheinen Protest gegen das Zustande-
kommen diesesBundes in dem beabsichtigtenUmfange gerichtethat, so glaube ich, hat er

uns selbstdeutlichgenug zu erkennen gegeben,daß dieserProtest eigentlichsichnicht gegen
den Bund, sondern gegen die Einheit der preußischenMonarchie richtet. Diese Einheit

2
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anzuerkennenund dochdagegen zu protestiren, daß der Staat, zu dem man gehört, be—

rechtigt sei, seine staatlichenZweckeauch im Verein mit den Nachbarstaatenzu erstreben,
mit denen er glaubt siebessererreichenzu können — kann in der That Niemand, der nur

einigeLogikbewahrt hat, einfallen. Der Protest richtet sich,wie derHerr Abgeordneteja
nicht zweifelhaft gelassenhat, gegen die Einheit der preußischenMonarchie. In diesem
Sinne hätte er meines Erachtensbei einer früheren Gelegenheit —immer nichtmit Recht,
aber dochmit mehr Logikangebrachtwerden können, als bei der jetzigengerade, ich meine
bei der Begründung der PreußischenVerfassung. Ich habegar keine Verpflichtung,mich
auf die Argumente des Herrn Vorredners über das hinter der preußischenVerfassungLie-

gendeeinzulassen.In soweit es nothwendigwird, werden diejenigenHerren Abgeordneten,
die denselbenDebatten, wörtlich denselben,bereits zehn=und zwanzigmal im preußischen
Abgeordnetenhauseassistirthaben, auchihrerseits vielleichtwörtlich ihre dagegengehaltenen
Reden wiederholen können. Es ist meines Erachtens nicht meine Aufgabe, mich hier in die

Beleuchtungder einzelnenDetails und ihrer Entstellung, Unrichtigkeit und Hinfälligkeit
einzulassen,sondern nur den prinzipiellen allgemeinerenStandpunkt der preußischenRe-

gierung zu diesenBestrebungengegen die durch Artikel 1. der Verfassungverbürgte Ein-

heit des preußischenStaatsgebiets hervorzuheben.Hauptsächlichkommt es mir darauf an

— und wir sind das, glaube ich, unsern Bundesgenossenschuldig— die Illusion zu be-

kämpfen, als ob eine erheblicheAnzahl der Wähler, welchehier von den Abgeordneten
polnischerNationalität vertreten werden, mit den hier kundgegebenenBestrebungender-

selbennacheiner Zerreißung der Einheit des preußischenStaates überhaupt einverstanden
wäre, — als ob die Herren irgend ein Mandat hätten, ihre Wähler in diesem Sinne

hier zu vertreten, als ob sie legitimirt wären, Namens ihrer Wähler dieserein persönlichen
Ansichten,die der Herr Abgeordnetehier ausgesprochenhat, im Namen ihrer Komittenten
auszusprechen.Es ist bekannt, daß geradedie Bewohner des preußischenAntheis der ehe-
maligen Republik Polen vor allen und mit Recht empfänglichund dankbar gewesensind
für die Wohlthaten der Civilisation, die ihnen damit in höheremGrade als früher zugäng-
lich gewordensind.

Ich kann es mit Stolz sagen, daß derjenigeTheil der ehemaligenRepublik Polen,
welcherunter preußischerHerrschaftsteht, sicheines Grades von Wohlstand, von Rechts-
sicherheit,Anhänglichkeitder Einwohner an ihre Regierung erfreut, wie er in dem ganzen
Umfange der Republik Polen, so lange es eine polnischeGeschichtegiebt, nicht vorhanden
und nicht erhört gewesenist. Die Bewohner der Provinz haben ihre Dankbarkeit dafür,
ihre Anhänglichkeit an die preußischeRegierung und an das KöniglicheHaus bei jeder
Gelegenheit,die ihnen gebotenwar, in ihrer großen Majoriät bethätigt. Es ist, trotz aller

Verführungsmittel, die angewendetwurden bei den ungefähr alle 15 Jahre sichwieder-

holendenInsurrectionen „zur Auffrischung der Gefühle" nicht gelungen, die preußischen
UnterthanenpolnischerZunge in irgend erheblicherAnzahl so zu verführen, daß siesichan

diesenBestrebungeneiner Minorität betheiligt hätten. Es ist dies vorzugsweisenur vom

Adel, gutsherrlichenBeamten und Arbeitern geschehen.Der Bauer hat stetsmit großer
Energie gegen jedenVersuch, die Zustände, von denen er durch seineBäter gehört hatte,
wieder herzustellen,zu den Waffen gegriffenin Reih und Glied, — mit einer Energie,
welchedie Regierung im Jahre 184 8 nöthigte, im Interesse der Menschlichkeitandere als

polnischeTruppen gegen die Aufständischenzu verwenden. DieseselbenGefühle der An-

hänglichkeithaben die polnischenSoldaten — ich berufe mich auf das Zeugniß des ver-

ehrten Generals, welcher an der Spitze des fünften Armee-Corps steht— auf allen

Schlachtfeldern bethätigt: sie haben ihre Treue gegen den König auf den dänischenund

auf den böhmischenSchlachtfeldern mit ihrem Blute und der ihrer Nationalität eigen-
thümlichen Tapferkeit besiegelt. Haben etwa dieseselbenEinwohner durch die jüngsten
Wahlen, woran siesichmit besondererLebhaftigkeitbetheiligthahen,eine andere Meinung
an den Tag gelegt — eine Meinung, welchedie Vermuthung erwecken könnte, daß der

Herr Vorredner hier im Namen einer irgend erheblichenAnzahl von ihnen gesprochen
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hätte? Die Behauptungdaß dem so sei, nöthigt mich, auf die Debatten von voriger
Woche in Betreff der polnischenWahlen zurückzukommen.Ich habe damals dem Herrn
Abgeordnetenin Aussichtgestellt,daß ichihm einigeNachrichten,die uns über die Wahlen
zugegangen wären, mittheilen würde. Seine heutigeRede nöthigt mich, Wort zu halten,
und ich erlaube mir, auf den Tisch des Hauses einen Bericht des Oberpräsidiums der

Provinz Posen niederzulegen,aus dessenamtlichenAngaben ich mit Erlaubniß des Herrn
Präsidenten einige — das Ganze würde viel zu lang sein— hier vortragen muß, um

dasjenigezu erläutern, was ichnachhersagenwill.
Die Herren Abgeordnetenvon jener Seite (auf die polnischeFraction deutend)hatten

bekanntlichgesagt, daß die Parteien, daß die Geistlichkeitsichniemals passiverbei den

polnischenWahlen verhaltenhätte, als diesmal. Ich glaube nicht, daß ein Zehntel der-

jenigenFälle, wo das Gegentheilder Fall gewesenist, zur Kenntniß der Behörden ge-
kommen sein wird, denn der Pole hat eine ehrenwertheAnhänglichkeitan den Diener seiner
Kirche,und ist sehrschwerdahin zu bringen, Zeugniß gegen ihn abzulegen.Indessen das-

jenige, was zu unsererKenntniß gekommenist, reicht hin, um ex ungue leonem zu er-

kennen. Ich erlaube mir nur, drei bis vier, ich kann nicht sagenhervorragendereFälle,
denn siestehensichalle gleich,anzuführen: Der GeistlicheWieczorkiewiczin Splawie hat
bei einer Zusammenkunftmit polnischenBauern diesemit folgendenWorten angeredet:
„Die Wahlen sind vor der Thür; man muß sichzusammennehmen,sonstwird man uns

verbieten, polnischzu sprechen,polnischzu schlafen, polnischzu beten, polnischzu singen
und zu weinen, polnisch eine Kanzelredezu halten, — unsereKinder werden alle deutsch
werden, und dann geht es in Deutschlandgeradeso wie in Rußland, dann werden wir

gehangenwerden, wenn wir uns Polen nennen“. — Ein anderer Fall: Der ProbstKunze
in Kiebel, welcherals Wahl-Kandidat für den Wahlkreis Bomst-Meseritzaufgestelltwar.

Derselbehat nicht nur in verschiedenenOrtschaften, z. B. in der Stadt Wollstein, Wahl-
Versammlungen selbstabgehalten — was einem Erlaß des hochwürdigenErzbischofs
direkt widersprach— für seine Wahl agitirt, sondern auchin den ParochieenPriement,
Altkloster und Schlussenze,in welchendie Pfarrgeistlichensichvon der Agitation fern
hielten, selbstdie Leute zur Abgabe der Stimme für ihn zu bereden gesucht, indem er

die bekannten Agitatonsmittel bei Polen, man wolle ihnen ihre Sprache und ihren
Glauben, bei Deutschen,man wolle ihnen den katholischenGlauben nehmen, zur Anwen-

dung brachte. Ferner: Die polnischenBauern zu Zodyn haben dem Rittergutsbesitzer
Jaensch, als dieser sie am Montag, den 11. Februar fragte, weshalb siedenn zu der

Partei des Probstes Kunze übergehenwollten, erwidert: er möge dochihnen das nicht
nachtragen; sie wüßten, daß sie ihm so Vieles zu danken hätten und daß er gewiß ihr
Bestes wolle — aber diesmal könnten sie nicht anders, sie dürften nicht seinemRath
folgen; es handle sichum ihr Seelenheil, der ObrascheProbst habe ihnen gesagt,daß sie,
wenn sie diesmal nicht Folge leisten und nicht seine Zettel abgeben,bei der Oster-
beichte nicht auf Absolution rechnen könnten.

In Woynowo sind die Frauen der Deutschen,aber katholischeLeute,zu ihrem Dienst-
herrn, GutsbesitzerBoehmak, gekommenund habenihm Vorhalt gemacht, wie er ihre
Männer könne zu einer Sachebereden wollen, bei welcheres sichum ihr Seelenheilhandle.
Auch der Probst Zebski in Slupia hat am 10.Februard. J. über die Wahlgepredigt

— das haben viele in demselbenSinne von der Kanzel her gethan — und unter vielen

Thränen seinenParcchianen versichert, daß, wenn sienicht einen Polen wählen, sie un-

zweifelhaft die katholischeReligion und ihre polnischeSpracheaufgebenmüßten. Nach dem

Gottesdienst sind außerhalb der Kirche durch die Kirchendienerdie Wahlzettel vertheilt
worden. Ich lege diesesSchriftstück,welches,ich weiß nicht, ob 50 oder 20 Fälle enthält,
auf den Tisch des Hausesnieder zu Jedermanns Einsicht, und glaube es später durchden
Druck veröffentlichenzu sollen.Ueber die Provinz Westpreußenund den polnischsprechenden
Theil derselbensind die umfassenderenNachrichtennoch nicht eingegangen.Aber aus den

Bruchstücken,die mir vorliegen,kann ich doch z.B. anführen, daß in Orten, wo es no-
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torischnur drei Leute gab, die polnischkonnten, 130, sämmtlich katholischerKonfession,
geängstigtdurch die Sorge für ihren Glauben und für ihr Seelenheil, für den polnischen
Kandidaten gestimmthaben. Die Frauen sind hierbei, wie gewöhnlich, in Bewegungge—
setzt. Eine wird hier redend eingeführt: „wenn wir jetztzugeben,daß unsere Männer auf
einen Deutschenstimmen, so kommt in 14 Tagen ein evangelischerGeistlicherund tauft
uns alle um und wir müssendeutschwerden“. Ich setzehinzu, daß ich bei der Heiligkeitdes

geistlichenStandes nicht daran zweifeln kann, daß dieseHerren das, was sieihrenBeicht-
kindern gesagthaben, wirklich glauben, aber dann, meine Herren, herrschtunter ihnen
ein Grad der Unwissenheit in Bezug auf weltliche Dinge, die der Regierung dringend
wünschenlassenmuß, daß ihm von Seiten der höheren Geistlichkeitein Ende gemacht
werde, namentlich wenn die Geistlichkeitdort die Inspection über den Jugend-Unterricht
behalten soll. Aus dem Ganzenaber zieheich den Schluß, daß, wenn die polnischreden-
den Herren Abgeordnetenirgend ein besonderesMandat neben dem allgemeinen hier
haben, es nur dasjenige sein kann, die katholischeKirche gegen alle Angriffe zu verthei-
digen. Nun, m. H., sollte der Fall solcherAngriffe eintreten, so können Sie glauben, daß
die Königl. Regierung und ich persönlichfür Sie ein ebensoentschiedenerund zuverlässiger
Bundesgenossesein werde, wie etwa mein katholischerHerr Kollege, der GeheimeRath
von Savigny. Es ist auchfür die Frage, ob die Katholiken, in der Ueberzeugung,ihren
Glauben schützenzu müssen, oder ob die Polen, in dem Wunsche, ihre nationalen Be-

strebungenhier bethätigt zu sehen, gestimmthaben, das Zahlenverhältniß der Einwohner
von Wichtigkeit. Es giebt nach der letztenZählung in den Provinzen Posen und West-
preußen— um diesewird es sichdochhier nur handeln — unter 2,700,000 und einigen
Einwohnern 1,150,000 Polen, aber 1,400,000 und einige Katholiken, polnischeund

deutschezusammengerechnet.Es geht daraus hervor, daß ungefähr 300,000 Katholische
deutscherZunge sich in beiden Provinzen befinden, welche durch dieseUmtriebe bewogen
sind, zum großen Theil mit für die polnischenKandidaten zu stimmen. In einigenanderen

Kreisen hat sichdie äußersteLinke der Fortschrittspartei herbeigelassen,auch ihrerseits für
den polnischenKandidaten, Herrn v.Domianewski, zu stimmen. Sie sind also, wie ich
hier nachgewiesenzu haben glaube, nicht legitimirt, wenn Sie Namens der beinahe
3,000,000 Einwohner dieserbeiden Provinzen, höchstenslegitimirt, wenn Sie Namens
der Katholiken, nicht aber, wenn Sie Namens der Polen sprechen,namentlichnicht legi-
timirt, wenn Sie im Namen der Nationalität für diejenigensprechen,die in der Furcht,
das Heiligste, was sie in ihrem Herzentragen, ihren Glauben beeinträchtigtzu sehen,für
Sie gestimmthaben, in Folge einer Furcht, die durch künstlicheund durchunwahre Vor-

spiegelungenin ihnen erregt war. Der Herr Vorredner hat mich dadurch, daß er selbst
sichdarauf eingelassenhat, zu einem geschichtlichenRückblick aufgefordert. Ich will daher
auchuntersuchen,ob er von historischemStandpunkte etwa einen Beruf hatte, die Interessen
dieserProvinzen besonderszu vertreten, und zwar mehr als irgend Jemand. Wie ent-

stand denn die Provinz Westpreußenund die Ordensherrschaft in Preußen? Der Herzog
Conrad von Masovien, um sichder Einfälle der heidnischenPreußen zu erwehren, die

Cujavien und Masovien bis tief hinein verwüsteten, rief die deutschenOrdensherren und

gab ihnen einen kleinen, damals polnischenLandstrich,das Dobriner Land, zugleichver-

spracher ihnen — und das lag in der Natur der Sache — daß siealles besitzensollten,
was sie der Wildniß, der menschlichenund der natürlichen — dem wilden Stamme, den

heidnischenPreußen abgewinnenwürden. Auf dieseWeise wurde das gesammteLand öst-
lich der Weichsel,welchesheutzutageeinen erheblichenTheil von Westpreußenumfaßt, ein

rein deutschesLand, kolonisirt durch Deutsche,und dazu erwarb der Orden den Theil von

Westpreußenlinks der Weichseldurch die rechtmäßigstenVerträge, indem nach dem Aus-

sterben,nicht etwa einer polnischenDynastie, sondern der hinterpommerschenHerzögemit

Mestewin II. im 13. Jahrhundert diesesLand Hinterpommern mit der Haupstadt Danzig
an den Lehnsherrn,den Markgrafen von Brandenburg fiel, der Markgraf Waldemar da-

von Besitznahm, und als nachseinemfrühzeitigenTode seineNachfolgernicht im Stande
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waren, es zu behaupten, cedirten sie dieseLandestheile,das hentigePomerellen, damals

Hinterpommern, an den deutschenOrden. Diesemhat es die Krone Polen später durch
Krieg und Eroberung abgewonnen, als der Ordensstaat dadurchgeschwächtwurde, daß
die damaligepreußischeFortschrittspartei, möchteich sagen, die Städte und Landstände,
sichmit dem LandesfeindePolen in Verbindung setzten,die Kraft des Ordens schwächten,
die Deutschenbei Tannenberg geschlagenwurden, und schließlichnachverschiedenenHin-
undherverträgenzwischenDanzig und anderen Städten und den westpreußischenStänden
ein Abkommen zwischenihnen und der Krone Polen zu Stande kam, vermögedessensie in

Personalunion leben sollten, und auf dieseshabensichnachmals die Westpreußenoft, wie

jetztunserepolnischenAbgeordneten,berufen, aber ohne allen Erfolg. Diese Transaction
wurde schließlichdurch den Frieden von Thorn im Jahre 1465 sanctionirt und so kam

Polen durch das Recht der Eroberung, später durchVerträge sanctionirt, in den Besitz
von Westpreußen,und benutztediesensehrbald, um das Land zu polonisiren, nicht etwa,
wie man uns Schuld gegebenhat, zu germanisiren, durch Kultur, sondern durch Feuer,
Schwert und Zwang: es setztegegen die geschlossenenVerträge polnischeBeamten nach
Westpreußenhinein, die sichdort bereicherten,indem sieden Adel theils aus seinenGütern

verdrängten, theils zwangen, sichzu polonisiren. So wurde aus der alten deutschenFamilie
Hutten durch einfacheUebersetzungdes Namens Czapski, so aus dem Namen Rau-
ten berg der polnischeKlinski, aus Stein: Kaminski. Ich könnte die Zahl be-
deutend vermehren, unter der wir jetzt, während deutschesBlut in ihren Adern fließt, die

heftigstenGegner Deutschlandssehen. Die Städte wurden vertragswidrig in ihren Frei-
heiten beeinträchtigt;es wurde später die Religionsfreiheitgewährleistet,man hielt sieauch
theoretischaufrecht, aber man schloßdie Kirchen, man nahm sieweg und gab sieden ka-

tholischenGemeinden, die nicht vorhanden waren, die erstgeschaffenwerden mußten aus

dem Güter erwerbenden Adel und den Beamten, welchedorthin geschickt.Manche der

Städter — ich erinnere nur an Thorn — haben ihre Proteste dagegenauf dem Schaffote
zu büßen gehabt. Von 19,000 Dörfern waren durch die Verheerungen der Polen in

Westpreußennach der Schlacht bei Tannenbergnur etwa 3000 übrig geblieben. Auch
diesewaren ihnen nochzu viel. Die KriegezwischenPolen und Schweden räumten darin

auf, und es ist mehr als einmal geschehen,daß entlassenepolnischeArmeen in den ver-

wüstetendeutschenDörfern kolonisirt wurden. Von denen stammenihre jetzigenWähler,
m. H., aus der Gegendvon Marienburg und Stuhm; das sind kolonisirte polnischeSol-
daten auf den Brandstätten deutscherBauerhütten; daraus stammen ihre Landslentein

Gegenden, von denen her die Quellen der denutschenKultur sichüber Preußen ergossen
haben,in den Gegendenvon Thorn, Rhaden, Friedeck,Löbau.

M. H., wie sie AngesichtsdieserThatsachen,dieserGewalt, die von Ihren Vor-

fahren jederzeitgeübt wurde da, wo siedie Macht dazu hatten, sichauf die Geschichte
berufen, das versteheich nicht. Ihr Anspruchauf Westpreußenhat so lange gegolten,als
der Säbel, der ihn eroberte, stark genug war, ihn zu behaupten; als Ihr Arm erlahmte,
hörte der Anspruchmit der Rechtsquelleauf, aus der allein er hergeleitetwurde. Aehnlich
verhält es sichmit dem GroßherzogthumPosen. Wir habendiesesLand, in dem sichjetzt
800,000 polnischsprechendePreußen und 700,000 Deutsch sprechendePreußen befinden,
in großenund schwerenKriegen gewonnen. Nachdemim siebenjährigenKriege Polen für
uns nicht eine Schutzwehr,sondernder steteAusgangsgunktund Zufluchtsort der russischen
Heere gewesenwar, haben wir es zum zweiten Male in schweremKampfe gegen einen

übermächtigenFeind im Jahre 1815 erworben, und dieseEroberung ist durch völker-

rechtlicheVerträge besiegeltworden. So entstehenalle Staaten. Wir besitzenPolen mit

demselbenRechte,wie Schlesien. Wenn Sie gegen das Recht der Eroberung ankämpfen,
so habenSie Ihre eigeneGeschichtenicht gelesen;ich glaube, Sie habensiegelesen,ver-

schweigenSie aber sorgfältig. Die Anfängevon Polen waren klein, meine Herren! Das
Land am Goplo-See und an der Warthe, was man jetzt Groß-Polen nennt, was also
nach dem älteren Begriff ein sehrerheblicherTheil von Polen war, vereinigtesichdurch
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Agglomerationmit Klein-Polen, in der Gegendvon Krakau. Das Alles überschreitetnoch
nicht die Grenzendes heutigenWest-Galiziensund GroßherzogthumsPosen,erfüllt noch
nicht einmal die des KönigreichsPolen. Als sie sichmächtig fühlten durchdie Heirath mit
dem litthauischenGroßfürsten, die ihnenan und für sichsehrerheblicheeroberte Länder zu-
brachte,wandte sichdieserEroberungstrieb gegen den deutschenOrden. Vorher hatten sie
ihm genügt nach einer anderen Richtung hin auf KostenRußlands. Nachdemdurch die

Ansiedelungender deutschenRitter gegen die heidnischenPreußen auf dieserSeite Ruhe
geschaffenwar, etwa vom Jahre 1230 ab, wandte sichder Eroberungstriebgegen die da—
mals von tartarisch-mongolischenHorden bedrängtenRussen. Polen gewann die Gebiete,
die heutzutageOst-Galizien ausmachen,von denselbenRuthenen bewohnt, welchedie Pro-
vinzen Volhynien und Podolien, welcheden Südosten des KönigreichsPolen bewohnen;
Polen trug sein Schwert weit über den Dnieper hinaus, siegewannen die alte russische
ResidenzKiew und weit darüber hinaus Tschernigow, Smolensk und sehr weite Land-
strecken,an sichvon größerer Ausdehnung, als Dasjenige, was Rußland bei der ersten
Theilung Polens gewann. Zu gleicherZeit hatten die Litthauer den russischenVolksstamm
in Gestalt der Weißrussen,die die Gegendvon Witebsk bewohnen,starkangeschnitten,und

nachdemsie sich auf dieseWeise dann kräftig genug fühlten, fielen siemit den vereinten

Litthauern den deutschenOrden an und nahmen ihm das wohlerworbeneblühende, der

Wildniß abgerungeneWestpreußenab, um es zu verheerenund den freien Bauernstand
derjenigenUnterdrückungpreiszugeben,welchedie polnischeHerrschaftimmer charakterisirte.
Der Herr Vorredner hat es ziemlichunumwunden ausgesprochen,was er mit den preußi-
schenLandestheilenanfangen will, wenn er sie aus ihrem bisherigenVerbande gelösthätte,
wenn er, wo wir die Nachtheileder Grenzenwollen verschwinden lassen, neue Grenzen,
Zollgrenzehätte schaffenkönnen zwischenWestpreußenund Polen einerseits,dem westlichen
Deutschlandhinauf resp. Ostpreußenandererseits. Er hat die Theilung Polens ein Ver-

brechengenannt. M. H.! es war kein größeres, als die Theilung Rußlands, die Sie im

vierzehntenJahrhundert vornahmen, als Sie die Gewalt dazu hatten. Greifen Sie in

Ihren eigenenBusen und sagenSie sich,daß Sie das Verbrechender Eroberunghundert-
fältig, als Sie mächtiggenug dazu waren, begangenhaben.

Den Gedanken der Wiederherstellungder RepublikPolen in den Grenzenvon 1772
— ich will nicht weiter zurückgreifen— braucht man nur auszudenken,um sichvon seiner
Unausführbarkeit zu überzeugen. Es ist eine Unmöglichkeitaus dem einfachenGrunde,
weil es dazunicht Polen genug giebt; es giebt sehr viel wenigerPolen in der Welt, als
man gewöhnlichglaubt, man spricht von 16 Millionen Polen. Das Gebiet der ehemali-
gen Republik Polen von 1772 ist — ich abstrahire ganz von dem durch die Friedens-
schlüssevon 1660 an Schwedenverlorenen, früher eroberten Liefland, und von dem durch
den Frieden von Andrussow an Rußland jenseits des Dnieper abgetretenenGebietes mit
der Stadt Kiew ohne das heutige Gouvernement gleichesNamens — dennochist das

Gebiet, was übrig bleibt, heut von etwa 24 Millionen Menschenbewohnt, unter diesen
befinden sich 7½ Millionen Polen, mehr giebt es in der ganzen Welt nicht, und davon

sind 1½ Millionen zerstreutin weiten Gebieten,welchedie westlichenGouvernements des

russischenReichesausmachen,unter Völkerschaften,die nicht nur keine Polen sind, sondern
es auchgar nicht sein wollen, die um alles in der Welt nicht unter die polnischeHerrschaft
zurückwollen; sehenSie nur in Galizien die Feindschaftder Ruthenengegen die Polen,
denen siefrüher unterworfen waren, gleichden Westpreußen. Ich führe geradediesesBei-

spiel an, weil es Allen bekanntist, und Sie werden daran den Maßstab haben, welches
die Gefühle der über 10 Mill. Nicht-Polen sind, die mit 1,200,000 Polen den Westen
des russischenReichesbewohnen. In den westrussischenProvinzen stehengegenüberden
10 pCt. Polen, die in ihnen zerstreutwohnen, als frühere Herren, die mit der Eroberung
gekommensind und Land an sichgebrachthaben oder als Renegatenihres Volkes polnische
Sitte und Spracheangenommen haben, 90 péCt.andere Völker, zum größtenTheil russi-
schenStammes, Ruthenenund Weißrussen,diesesprechennur russisch,beten russisch,
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weinen russisch,wenn sieunter polnischerHerrschaftsind, siesind Russenund wollen Russen
bleiben, und stehender russischenRegierung bei im Kampfe gegen den polnischenAdel.
Die übrigen sind Litthauer, Letten, Deutsche,und eine ganz erheblicheAnzahl von Juden.
Da habenSie also von 24 Millionen 12 Millionen, wo es dochdie äußersteUngerechtig-
keit wäre, wenn man den 10 pCt. unter ihnen eine gefürchteteund verhaßteHerrschaft
über die übrigen 90 pCt. beilegenwollte. In Galizien, wie ich schonerwähnte, haben
Sie 2 Millionen Ruthenen gegen 2 Millionen Polen in West-Galizien, im Königreich
Polen 3,400,000 Polen, außerdem¼ Million Russenim Südosten vom Gouvernement
Lublin und ¼ Million Litthauer vom Niemen bis ungefähr nachSuwalki im nordöst-
lichenZipfel des Königreichs; ferner habenSie 300,000 Deutscheund 600,000 Juden
und dann den Rest von 3,400,000 Polen. Ich habeschonerwähnt, daß wir in der Pro-
vinz Posen deren 800,000 haben, in der Provinz Westpreußenetwa 350,000. Zählen
Sie dieseAlle zusammen, (nur diejenigenaber, die kompaktgenug wohnen, um ein Ge-
meinwesen zu bilden und die bei sichzu Hausedochwenigstens in der Majorität sind),
dann bekommen Sie, wenn ich mich nicht irre, 6½ Millionen Polen heraus, und im
Namen dieser 6 ½ Million Polen fordern Sie die Herrschaft über 24 Millionen zurück
mit einem Tone, einem Gefühl, als ob es die tiefste, unwürdigsteKnechtungund Ernie-

drigung wäre, daß Sie die Leute nicht noch ferner unter Ihrer Herrschaft haben und

knechtenkönnen, wie es leider Jahrhunderte lang, ja ein halbesJahrtausend lang geschehen
ist. Man braucht nur die Verhältnissegenauer zu kennen und dieserAnspruch hat vor

Europa keinen Bestand, das Ganze verschwindetin Utopie, namentlichwenn man zur Ver-

wirklichung der Utopie darauf ausgehenmuß, zunächstdrei große Reiche zu zerstören,
Oesterreich, Preußen, Rußland, 3 unter den 5 oder 6 europäischenGroßmächtenin die

Luft zu sprengen,um auf den Trümmern derselbeneine neue phantastischeHerrschaft von

6 Millionen Polen über 18 Millionen Nicht-Polen zu begründen. Ja, es ist nicht einmal

glaublich,daß diese 6 Millionen Polen polnischbeherrschtsein wollen; siehabenzu trübe

Erfahrungen gemacht. Wodurch ist die polnischeBewegungin West-Galizienzum Still-

stand gekommen?weil der polnischeAdel sichüberzeugte,daß der Bauer durchschaute,wo-

hin er zielte, nämlich zur WiederherstellungPolens; da hat der polnischeBauer einen

Schreckbekommen und hat sichweggewendetvon der Bewegungund von den Vorspiege-
lungen, die ihm von Seiten des Adels gemachtworden. Auch der Adel hat einen Schreck
bekommen, wenn er an die furchtbaren und verbrecherischenBlutthaten der Bauern im

Jahre 1846 dachte, er hat den Säbel eingestecktund lebte einstweilenim Frieden mit der

österreichischenRegierung. Ich glaube, ich brauchedas nur anzuführen— und die Herren
polnischerZunge kennen die Verhältnisse besserals ich, — um die Behauptung zu unter-

stützen, daß selbstdie 6½ Millionen Polen nicht die Absichthaben, von ein paarmal
HunderttausendpolnischenEdelleuten von Neuem beherrschtzu werden. Auch der Verlauf
der Insurrection in Rußland zeigt dies. Ich will die russischeHerrschaft nicht als eine
besondersmilde rühmen, aber der polnischeBauer hat zu ihr dochmehr Zutrauen, als zu
der Herrschaftseinesadligen Landsmannes. Wo die Russenhinkamen und die Hänge-
Gensdarmen verschwanden,fanden siedamals, vor drei Jahren, die bereitwilligsteUnter-

stützung,soweit die Furchtsamkeitder eingeschüchtertenBevölkerung es gestattete. Ich
möchteSie also bitten, m. H., Sie, die Sie behaupten,das polnischeVolk zu vertreten,
verzichtenSie darauf, Europa, Preußen, Ihre eigeneProvinz in Unruhe zu erhalten,
indem Sie einem ganz unerreichbarenZiele nachjagen. Man kann in Ihnen vielleichtdie

Hoffnung erwecken,dies Ziel seierreichbar, aber dann täuschtman Sie oder Sie täuschen
sichselbstdarüber, wie man es leicht thut über das, was man wünscht. Daß der polnische
Adel ein gewissesHeimwehnach den früherenZuständenhat, ist mir vollständigerklärlich,
das findet sichauch in den deutschen,ehemals geistlichenTerritorien in ganz analoger
Weise. VerzichtenSie darauf, diesemPhantom nachzujagen,vereinigenSie sichmit uns,
vereinigenSie sichmit der Mehrzahl Ihrer polnischsprechendenBrüder in Preußen, mit
den polnischenBauern in der Theilnahmean den Wohlthatender Civilisation, die Ihnen
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der preußischeStaat bietet, an den Wohlthaten, die Ihnen die durchden Norddeutschen
Bund vermehrte friedlicheSicherheit gewährt, betheiligenSie sichehrlich am gemeinsamen
Werk und Sie werden unsere Hand offen finden und wir werden Sie mit Freuden als

unsere Brüder und Landsleute in unsererMitte begrüßen. Der hohenVersammlungaber
in ihrer deutschenMehrzahl möchteich diesesBeispiel der Polen nochbesondersvor Augen
halten, um den Beweis zu liefern, wohin ein großer mächtigerStaat, geleitet von einem

taipferen, kriegerischenund gewiß aucheinsichtigenAdel, gelangenkann, wenn er die Frei—
het des Einzelnen höher stellt, als die Sicherheit nachAußen, ich will nicht sagen, als
die Einheit, — wenn die Freiheit des Individuums als eine Wucherpflanzedie allgemei—
nen Interessen erstickt. Die energischstenAnstrengungen— und wer bewundert nicht den
Grad von Energie, den der polnischeAdel anwendet, um die verlorene Herrschaft wieder

zu erlangein? — die energischstenAnstrengungen, die größte Hingebung für gemeinsame
Zwecke, dee glänzendsteTapferkeit, die einzelneIndividuen für dieseZweckean den Tag
legen, Alls das reicht nicht hin, um die verlorenen Güter zurückzubringen.Es bleibt
das Wort des Dichters wahr: „Was du dem Augerblicke ausgeschlagen,bringt keine

Ewigkeitzurück!
(Außer dem Grafen Bismarck sprachen auch noch die Abgeordneten v.Sänger-Gra-

bowo und v. Unruhe-Bomst gegen den Protest, während die Abgeordneten v. Niego-
lewsky, v.Domianewsky ihn zu vertheidigen suchten.)

Erwiderung, die Verhältnisse in Nordschleswigbetreffend.
18. März.

(Zu dem Artikel 1 hatten die beiden Abgeordneten Dänischer Nationalität, Ahlmann
und Kryger, folgenden Zusatz beantragt: „Zum Bundesgebiet nicht gehörig sind diejenigen
Districte des Herzogthums Schleswig, deren Bevölkerungen das Recht der freien Abstimmung
über ihre Zugehörigkeit vertragsmäßig gewährt ist.“ Nachdem der Abgeordnete Kryger eine
Rede vorgelesen, in welcher er den Antrag zu begründen versuchte, erwiderte ihm der Vor-

sitzendeder Bundescommission folgende Rede.)

Ich kann mich in Erwiderung auf die Aeußerungdes Herrn Vorredners auf Das-

jenige beziehen, was ich über dieseFrage im preußischenHause der Abgeordnetengesagt
habe, und was durch den erstenHerrn Redner, der heute auf dieserTribüne stand, auch
heute nochmals verlesen worden ist, und also den Akten der heutigenDiskussion einverleibt
werden wird. Ich ergreifeaußerdemnur das Wort, um gegen zwei faktischeAngaben des

Herrn Vorredners einen Widerspruch einzulegen. Einmal gegen die Angabe: daß die

Grenze des NorddeutschenBundes eine zweifelhafte sei und nicht feststände. Wenn die

Verfassung so angenommen wird, wie siegegenwärtigliegt, so wird damit zur Grenzedes
Gebietes des NorddeutschenBundes bis auf Weiteres diejenigeGrenze, die im Wiener
Frieden zwischenDänemark auf der einen, und Preußen und Oesterreichauf der anderen
Seite stipulirt worden ist. Soll eine andere Grenzegezogen werden, so sind darüber die
weiteren Verhandlungen vorzubehalten, und ich glaube nicht, daß dasjenige, zu dem sich
Preußen in dieser Beziehung verstehen würde, einen Widerspruch von Seiten seiner
Bundesgenossenerfahren dürfte. Man könnte gegen diesenWiderspruchsogar einwenden,
daß die Bundesgenossenim Voraus darauf verzichtethaben, indem sie den Inhalt des

Prager Friedens bei Schließung unseresBündnissesals rechtsbeständiganerkannt haben,
seinem vollem Umfange nach, also auch in Betreff dieser Bestimmung. Die zweiteBe-

hauptung, die ich als thatsächlichunrichtig bestreite, ist diejenige: daß irgend ein Ein-

wohner von Schleswig aus dem Vertrage, den Preußen mit Oesterreich abgeschlossen
hat, ein Recht ableiten könnte auf die Abstimmung. Nur Se. Majestät der Kaiser von

Oesterreichhat das Recht, von uns die Ausführung des Prager Friedens zu fordern,
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in welchem Maße, das läßt der Inhalt des PragerFriedens-Instrumentsselbstunbe-

stimmt;er läßt der prenßischenRegierung darin eine latitude, er überläßt, ihr sichder-

selben nach ihrer Auffassung der Billigkeit und der eigenenInteressen des preußischen
Staates zu bedienen. Wenn ich in der Aeußerung,die der AbgeordneteKantackheute
citirt hat, im Abgeordnetenhauseerklärt habe: PreußenkönnteunterUmständen,je nach
der geographischenLageeiner fremden Nationalität, diedem preußischenStaatsgebiet an-
gehört hat, wenn von derselbenDauer und nachhaltigderWunschausgesprochenwird,
und wenn klar vorliegt, was aus ihr wird, sobald Preußenverzichtet—

—
— wenn ich

mich dahin ausgesprochenhabe, so habeich dies allerdings gerademitRücksichtauf Nord-

schleswiggethan, indem ich damit habe sagenwollenk daßes für die Machtundden
staatlichenBestand Preußens von keiner entscheidendenWichtigkeitsei,ob dorteinige dänisch
sprechendeEinwohner, die lieber zu Dänemark gehörenwollten, mehr beiPreußensind
oder weniger. Die Grenze, die wir in dieserBeziehungnichtüberschreitendürfenund

wollen, wird gezogen durchdas Interesse des preußischenStaatesan seinermilitärischen
Sicherheit: eine Grenze, durch die unsere strategischeSicherheit nachjener Richtung hin
beeinträchtigtwürde, die uns in die Verlegenheitsetzenkönnte, das mit schweremBlut
und Anstrengunggewonnene Düppel nochmals zu nehmen,würdenwir unter keinen
Umständenanerkennen und zugebenkönnen, dazu sindwir auchnichtverpflichtet.Es ist
nicht gesagt in dem Friedens-Instrument „der nördlicheDistrikt von Schleswigwobei
man sichSchleswig etwa in zweiDistrikte, einen nördlichen undeinen südlichen,geschieden
dächte; es ist nicht gesagt „ein sprachlichabgegrenzterDistrikt“; es ist der Ausdruckge-
braucht, „die nördlichen Distrikte“, also solcheDistrikte, deren es mehrere, vielleicht viele
in Schleswig giebt — man kann sichdas Maß dieserDistrikte sehr klein, man kann es

sichsehrgroß denken,und so groß, wie es in Kopenhagenvorschwebt,glaube ich, wird es

nicht ausfallen. Ich will hier unerörtert lassen, ob wir zur FeststellungdieserLinie einer
Uebereinstimmungmit Oesterreichbedürfen. Wenn es vom kaiserlichenKabinette verlangt
würde, so würden wir uns den Verhandlungendarüber nicht entziehen,nämlich Verhand-
lungen über die Frage, ob wir hierzu verpflichtetsind oder nicht. Jedenfalls wird es noth-
wendig sein, auch ehezur Ausführung dieserBestimmunggeschrittenwird, mit der König-
lich dänischenRegierung darüber zu verhandeln, ob sie die Rückcessionund in welchem
Umfange, unter welchenBedingungen sie sie annehmen will. Wir können, wenn diese
CessiondentscheEinwohner mit in sichbegriffe, und zwar solche,die laut erklären, deutsch
bleiben zu wollen, nicht anders zu ihr schreiten,meines Erachtens, als indem wir das Ge-
schickder Deutschenentweder durch Enklaven, die wir vorbehalten, sicherstellenoder da-
durch, daß wir mit Dänemark einen Staatsvertrag abschließen,für dessengenaue Inne-
haltung wir andere Bürgschaftenverlangen müßten als diejenigen, welche früher die
DeutschenSchleswigs nur unvollkommen schützten. Es ist ferner nicht zu vergessen,daß
auf den HerzogthümernSchleswig-Holstein eine erheblicheSchuldenlast ruht, die jeden
einzelnenTheil dieserHerzogthümeraffizirt. Von dänischenSchulden haben die Herzog-
thümer 29,000,000 dänischeThaler, wenn ichrichtig rechne,etwa 22½ Millionen preu-
ßischeThaler, übernommen; an Kriegskostenfür Oesterreichhaben wir ausgelegt nach
dem Inhalt des Prager Friedens 15 Millionen; unsereeigenenKriegskosten,wie wir sie
nach dem Wiener Vertrage von den Herzogthümernzu verlangen haben, werden sichnacheiner vorläufigen Schätzungauf 25 Millionen Thaler belaufen; es kommt also eine
Summe von über 60 Millionen Thalern, also über 60 Thaler auf den Kopf der Bevölke-
rung. Auf eine Bevölkerungvon beispielsweise100,000 Einwohnern würde nothwendigeine Schuldenlastvon 6 Millionen und einigen100,000 Thalern fallen. Alle dieseVer-
hältnissewerden in Verhandlungenmit Oesterreich,mit Dänemark geklärt werden müssen,
ehezur Ausführung der Bestimmunggeschrittenwerden kann. So langekann die Bundes-
verfassungnicht aufgeschobenwerden, können auchdie Grenzendes Bundes nicht ungewißbleiben. Und gerade bei der Unbestimmtheitder Grenzen fällt es noch mehr ins Auge,
daß kein Schleswigerbehauptenkann, gerade ihm gäbedieseBestimmungein auchnur
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moralischesAnrecht; denn daß ein juristisches Rechtaus unseremVertrage mit Oester—
reich von keinem Bewohner Schleswig-Holsteins abgeleitet werden kann, darf ich einer
Versammlung,die so viele Juristen unter sichzählt, nicht erstbeweisen.

Kurze faktischeBerichtigung.
18. März.

(Nachdem auch der AbgeordneteFrancke sich gegen den dänischen Antrag ausgesprochen
und der Hessen-DarmstädtischeBundescommissarius, Legationsrath Hoffmann, die Erklärung
abgegeben,es würden sich wohl Mittel und Wege finden lassen, den Main, der jetzt noch die
Grenze des Bundes bildet, zu überbrücken, sprach der Abgeordnete v. Hammerstein für den
Antrag des Abgeordneten v. Carlowitz, wonach die Bundesglieder sich verpflichten sollten,
ihre Souveränitätsrechte ohne Zustimmung der Gesammtheit und zu Gunsten der Mitverbün-
deten abzutreten, indem er denselben den Sinn beigelegt wissen wollte, daß auch zu Gunsten
eines Successionsberechtigtenauf die Souveränitätsrechte Verzicht geleistetwerden könne. Eine
Bemerkung in Betreff des Hannoverschen Adels veranlaßte den Präsidenten der Bundescomis-
sarien zu folgender faktischenBerichtigung:)

Ich will nur zu einer kurzenfaktischenBerichtigungdas Wort nehmen, da der Herr
Vorredner meine Aeußerungen von heut mißhört hat. Ich habenicht von Bestrebungen
des hannoverschenAdels gesprochen,den ich mit dem polnischenparallelisirte, sondernvon

den Schwierigkeiten, die mancheEingesessenefrüherer geistlicherTerritorien in Deutsch-
land hätten, die günstigefrühere Lagedes Adels in diesenTerritorien heut zu vergessen.

Erwiderung in Beziehungzu Holland und Luxemburg.
18. März.

(Der Abgeordnete Schraps (aus Sachsen), welcher erklärt, von seinen Wählern beauf-
tragt zu sein, gegen den Entwurf zu stimmen, bringt das Verhältniß Hollands und Luxemburgs
zum norddeutschen Bunde zur Sprache. Ihm erwiderte der Vorsitzende der Bundescom-
missarien:)

Ich freue mich, daß der Herr Vorredner mir Gelegenheitgiebt, von dieserStelle
den absurdenVerdächtigungenunserer Beziehungenzu Holland, die in einem Theile der

Pressesichbreit gemachthaben, entgegenzutreten. Ich weiß nicht, wer ein Interessedabei

gehabthat, die Ansichtzu verbreiten, als ob Holland oder irgend ein Theil des holländi-
schenGebietes von Preußen, von Deutschlandher bedroht würde, als ob irgend ein preu-
ßischerStaatsmann jemals daran gedachthätte, den Holländern ihr Besitzthumzu be-
neiden oder zu beeinträchtigen.Vielleicht hat die darüber entstandeneBefürchtung das für
die Königl. niederländischeRegierung erfreulicheResultat gehabt, bei der Abstimmung
über das dortige Militärbudget die Abgeordnetengeneigterzu machen; aber dieserRück-

sichtkann ich dochnicht allein den Ursprung dieser Gerüchtezuschreiben,als ob wir Hol-
land bedroht hätten, — Gerüchte,die so vollständig aus der Luft gegriffen sind, daß mit
keinem Buchstabenjemals der mindesteAnlaß gegebenist, der einer solchenErfindung
auch nur die Haaresbreite Raum darböte, auf der eine LügeFuf fassenkönnte.

Wir haben mit Holland — mit den Niederlanden will ichmichrichtigerausdrücken —

bei Gelegenheitdes Ausbruchs des Krieges über Luxemburgeine kurzeAuseinandersetzung
gehabt. Die GroßherzoglichLuxemburgischeRegierung folgte nicht unseremBeispiel, sich
vom damaligen deutschenBunde zu trennen, nachdemdie Kriegserklärung vom 14./16.
Juni erfolgt war; sieblieb in der Versammlung, sieassociirtesichalso gewissermaßender

Corporation, die mit uns im Kriege war, sie fuhr fort, dazu zu gehören. Ich habeüber
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diesenPunkt eine Auseinandersetzungmit dem Königlich NiederländischenHerrn Gesand-
ten gehabt,der, obschoner kein directes, strengesMandat dazu hatte, dochex mandato

praesumpto die luxemburgischeRegierunghier mit vertrat. Wir waren dabei einig, daß,
juristischgenommen, wir uns im Kriege mit Luxemburgbefänden, daß wir aber beidersei—
tig kein Interesse hätten, diesenKrieg zu führen, und wir glaubtenuns Beide aufs Wort,
daß wir nichtauf einander schießenwürden. Daß selbstdamals in diesenVorgängen der

Keim irgend einer Befürchtung für Holland, eine Bedrohung der Niederlande gelegen
habenkönnte, kann ich nicht annehmen,das sind vorübergegangeneDinge. Bekannt ist,
daß die Königlich NiederländischeRegierung wünscht, das Land, welches einen Theil
ihres unmittelbaren Gebietes, einen Theil der Provinz Limburg seit einer Reihe von Jah-
ren mit umfaßt, gelöstzu sehen; siehatte darüber schonin Frankfurt bestimmteAnträge
gemacht. Wir habendie Ueberzeugung,daß, wenn wir mit Entschiedenheitdarauf bestan-
den hätten, die Niederlande sollten für Limburg beitreten, wir dadurchden Niederlanden
einen Anlaß zur Besorgniß gegebenhaben würden, indem es dann ja eben wiederum

darauf ankäme, die Zerreißung einer staatlichenEinheit herbeizuführen,die die polnischen
Herren Abgeordnetender PreußischenMonarchie anthun wollten bei dem tiefer einschnei-
denden System des jetzigenBundes. Wir haben dieseZumuthung nicht gestellt, ebenso-
wenig ist uns in Bezug auf Luxemburgjemals ein Wunschdes dortigen Souverains, der

dortigenRegierung, der dortigenEinwohnerschaftausgesprochenworden, für diesesGroß-
herzogthumdem NorddeutschenBunde anzugehören.Man könnte im ganz strengen Wort-

sinne annehmen,daß nach der Analogie der Friedensschlüsse,die wir mit Meiningen, mit

Reuß gemachthaben, schließlichvielleichtsogar ein Friedensschlußmit Luxemburgnöthig
wäre. Aber dieseindirecte Kriegserklärung,die im Verweilen Luxemburgsim Bunde lag,
hat gar keine Folgen gehabt, weder einen Kampf noch einen Friedensschluß. Unfrerseits
ist auf die ZugehörigkeitLuxemburgsund Limburgszu Deutschland weder verzichtetwor-

den, noch ist sie als ein Rechtsgrundsatzausgesprochenworden. Wir können den Souve-

ränen, die dem Bunde nicht beitreten wollen, keine Gewalt und keinen Zwang anthun.
Wenn einer der übrigen Souveräne, mit denen wir uns jetzt im Bunde befinden, nachhal-
tig und entschiedengeweigert hätte, dem NorddeutschenBunde beizutreten— ich glaube
doch,die geographischeSituation eines solchenStaates müßte sehrzwingendihrer Natur

nach auf uns gewirkt haben, wenn wir hätten einen Druck auf solcheRegierungausüben

sollen in einer Lageder europäischenVerhältnisse, wo wir ebensowie die anderen Groß-
mächtedas Interessehaben, den Zunder, der den Frieden Europas in Brand steckenkönnte,
in keiner Weisezu vermehren. Ich kann deshalb uur constatiren, von Seiten Luxemburgs
ist uns niemals die Absicht und der Wunsch ausgesprochenworden, dem Norddeutschen
Bunde beizutreten; von Seiten Limburgs ist uns entschiedender Wunschausgesprochen
worden, in dieserBeziehungnicht behelligtzu werden.

Replik gegen den Abgeordneten von Hennig.
18. März.

(Der Abgeordnete v. Hennig, welcher sich in seiner Rede theils gegen den Abgeordne-
ten v. Hammerstein, theils gegen den Abgeordneten v. Donimiersky und Niego-
lewsky gewendet, will im Schlusse seiner Rede den Vergleich des Bündnisses der Städte und

Landständedes Bundesstaatesmit den Staaten mit der rechtlichen Verbindung der Fortschritts-
partei mit der polnischen Fraction nicht gelten lassen. Dagegen bemerkte Graf Bismarck:)

Ich bemerke nur, daß die Polen selbstin dem polnischenStaate doch die Unabhän-
gigkeit des Einzelnen als das wahre Kriterium ihrer Freiheit ansahen. Ich erinnere mich,
einen polnischenWappenspruchgelesenzu haben, der, wenn ich richtig citire, ohngefährso
lautete: „penes Regem majestas — das änßerlicheAnsehenließen sie ihm — penes
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Sehatumauctoritas, penes nationem libertas.“ Das war das Einzige, was sie für

liesglationin Anspruchnahmen, aber sieerschlugenmit dieserFreiheit eben die staatliche
Existenz.

Wenn der Herr Vorredner der heutigenFortschrittspartei in Preußen das Lob
ertheilt, daß sie sich niemals mit fremden Bestrebungeneingelassenhabe, so rechnet er

offenbar die polnischenBestrebungennicht zu den fremden, es sind einheimische.Ich erin-
nere mich wenigstens,daß ich s. Z., vor etwa 4 Jahren, in einem sehr bitteren und
anstrengendenKampfe der verbündeten polnischenund Fortschrittspartei auf einem ande-
ren Boden gegenübergestandenhabe.

Erwiderung auf die Rede des Abgeordneten von Carlowitz in

Betreff der Luxemburger Frage und den Beziehungen zu
Süddeutschland.

18. März.

(Nachdem der Abgeordnete Ahlmann den von ihm und von dem Abgeordneten Kryger
gestellten Antrag nochmals vertheidigt, sprach der Abgeordnete v. Carlowitz für seinen Zufatz-
antrag, kam aber nochmals auf die Luxemburger Angelegenheit und die Beziehung des Nord-
deutschen Bundes zu Süddeutschland zurück. Zur Erwiderung seiner Bemerkungen sagte der
Vorsitzende der Bundescommissarien:)

Der Herr Redner hat ungeachtetmeiner bündigen Versicherung,die ich, wie ich
glaube in der letztenSitzung gegebenhabeüber die BeziehungenPreußens und des Nord-

deutschenBundes zu Süddeutschland,heute von Neuem das Schreckbild aufgestellt eines
Bündnisseszwischenden süddeutschenStaaten und dem Auslande gegen Preußen. Ich
glaubte michneulichdeutlich genug ausgesprochenzu haben; ich seheaber heut, daß ich
selbstvon einem so einsichtigenund mit den Geschäftenvertrauten Politiker, wie der Herr
Vorredner ist, nicht verstandenbin. Ich freue mich daher, hinzufügen zu können, daß die-
jenigenBeziehungenzwischenNorddeutschlandund Süddeutschland, die ich mir neulich
nur anzudeutenerlaubte, bereits seit dem Friedensschlußvertragsmäßig verbürgt sind.

Ich hoffe, dies wird den Herrn Vorredner darüber vollständigberuhigen. Der Herr
Vorredner hat eine eigenthümlicheNeigung verrathen, kitzlicheund schwierigeFragen zu
berühren, dieseund eine, die mir der Mühe in der That noch weniger werth schien, die

Luxemburgische.Ich habe michschonvorher über dieseausgesprochen,soweit wie es nöthig
war; ich glaube, der Herr Vorredner ist mit sich selbstdarüber in Widerspruch getreten,
indem er es für eine der schwächstenSeiten des früheren Bundes hielt, daß solcheSou-

veraine, die außerhalb des Bundes ein größeres Gebiet besäßen,Mitglieder geworden
wären. Nichtsdestowenigerschlägter selbstin diesemAugenblickvor, den König der Nie-
derlande als Großherzogvon Luxemburgwieder in den Bund aufzunehmen oder dem

Großherzogdas Großherzogthum,daß er mit vollem Rechtebesitzt,abzunehmen,tertium
non datur. Der Herr Vorredner spracheine Art von Vorwurf gegen mich aus — der

Vorwurf trifft mich persönlich— daß die Siege unserer Truppen in Nikolsburg nicht
hinreichendausgenutzt wären. Ich bedaure, daß mir seinRath damals nicht zur Seite

gestanden,vielleicht hätten wir dann mehr erlangt. Die LuxemburgischeFrage aber, meine

Herren, kann der Herr Vorredner auch heutenochauf eigeneHand auf sichnehmen, und
wenn es ihm gelingt, den Großherzogzu disponiren, daß er sich dem NorddeutschenBund

anschließt,dann wird er sichvielleichtsagenkönnen, eine europäischeFrage geschaffenzu
haben,ob etwas Weiteres, das bliebe abzuwarten.



Rede betreffendden Antrag des Abgeordneten Dr. Braun (Wies-
baden) in Bezug auf Art. 4. des Verfassungs-Entwurfs.

21. März.

(Die drei ersten Artikel des Verfassungsentwurfes wurden in unveränderter Gestalt von

dem Reichstage angenommen. Im Art. 4, welcher von den Gegenständen handelt, die der

Gesetzgebungund Aussicht des Bundes unterliegen, wurden die aufgeführtenPunktemehrfach
verändert. Ein Antrag des Abgeordneten Dr. Braun (Wiesbaden) ging dahin als einen
anderen Punkt noch hinzuzufügen: „Die Feststellungder Befugnisse,welche keinBundesstaatin
Bezug auf Post-, Vereins= und Versammlungsrechte, sowie in Bezug auf die sonstigen persön-
lichen und staatsbürgerlichenRechte seinenAngehörigen vorenthalten darf.“ Es waren zu dem-

selben noch zwei Unteranträge gestellt von den Abg. v. Bockum-Dolffs und Preetz. Für
den Braun'schen Antrag sprachen die Abg. Lasker, Wachenhusen (aus Mecklenburg-
Schwerin), Graf Schwerin und der Antragsteller selbst. Gegen denselben die Abg. v.

Bockum-Dolffs, v. Vincke (Hagen), und Wagener (Neustettin). Nachdem der Graf
Schwerin seinen Vortrag beendet, ergriff der Vorsitzende der Reichstagscommissariendas

Wort und sagte:)

Ich habenur das Wort ergriffen, um michgegen eine Ansicht des Herrn Redners,
der so eben die Tribüne verläßt, auszusprechen,nämlich gegen dasjenigeArgument, daß
er nicht begreife, wie Jemand, der Preußens Führung auf dem Wegewolle, den ich mit

ihm auch ferner gemeinschaftlichzu wandeln hoffe, dieser Sache widersprechenkönne.

Der Herr Redner hat dabei, glaube ich, ein Motiv unterschätzt,welchesin mir, wenig-
stens als Minister — ich sagenicht als Abgeordneter— das stärksteist, bei demjenigen.
Widerspruch,den ich gegen irgend eines der vielen hier auftretenden Amendements erhebe,
nämlich die mich nie verlassendeSorge: werden wir dafür die Zustimmung der übrigen
Regierungenerlangen? kann an dieser Sache die Zustimmung scheitern?ist die Sache
der Mühe werth, das Ventil der Maschine auf dieseProbe zu stellen? Und in der Bezie-
hung kann ich mich auf die Argumentation des Herrn Vorredners berufen; ich glaube, er

hat schondazu beigetragen,die Ueberschätzungdes Werthes diesesAmendements, falls es

angenommen würde, zu vermindern. Es handelt sich, wie schonvorher hervorgehoben
worden ist, nur um den Unterschiedder Gesetzgebungund der Verfassungs-Aenderung,
um die Frage: ist zur Einführung diesesoder jenesGrundrechts, dieseroder jener Garan-
tie — es ist nicht ganz der richtige Ausdruck, aber die Herren verstehenmich — erforder-
lich, daß zwei Drittel der Stimmen im Bundesrathe dafür vorhanden sind, oder reicht
die größereHälfte hin? Um uns einen Gedanken von dem praktischenWerthe dieses
Unterschiedeszu machen, fassenwir die Sache einmal nicht von der Seite des Druckes
aus, der sichhinter das Durchbringen einer solchenSache setzenläßt, sondern von der
Seite der Widerstandskraft. Bei dem Erforderniß von zwei Dritteln Majorität
genügt Preußens Widerspruchmit 17 Stimmen, um das Zustandekommenunmöglichzu
machen; bei Annahme diesesAmendements müßte dem PreußischenWiderspruchmit 17
Stimmen etwa der Sächsischemit 4 Stimmen zu Hülfe kommen. Schon gegen diesebei-
den stärkstenRegierungenim Bunde, wenn sie einig sind, ist es nicht wünschenswerth,
eine Sache durchzudrücken;es würde dann nur nocheine der einzelnenStimmen hinzutre-
ten dürfen, dann wäre die Majorität von 22 da, die einen Widerspruchim Bundesrathe
erhebenkönnte, an dem die Sache scheiterte. Von dieserSeite betrachtet, meine Herren,
glaube ich, hat die Sache für die Freunde des Amendements nicht den hohen Werth, daß
sie darum das Ganzeauf die Probe stellensollten. Ich hoffe, daß, wenn der Fall der

Entscheidungeinträte, auch auf Seiten der Bundesregierungenüber solcheDinge unser
Werk nicht gehindertwerden würde, daß solcheAnständenicht ausreichen,um die Grund-
lage, die wir haben, zu zerstörenund in die Luft zu sprengen;— aber, meine Herren,
sicher sind wir dochin dieserSache nicht! Wenn ich hier als Abgeordneterspräche,so
würde ichsagen: man kann es annehmen, man kann es ablehnen, ich sehedarum keine
Gefahr für das Vaterland; als Minister kann ich nur dazu rathen, es abzulehnen.
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Da ich den Vorzug gehabthabe, bei der Generaldebatte zum Worte zu kommen, so
bin ich in der angenehmenLage,mich ganz eng an den Gegenstandhalten zu können, der
uns augenblicklichvorliegt. In Bezug auf denselbenerlauben Sie mir nur hervorzuheben,
daß die Bundeskommissarebei ihren BerathungendiesenwichtigenGegenstandnicht etwa

zufällig übersehenoder vergessenhaben,sonderndaß sie Erwägungen stattgaben,nach
welchensie einen solchenZusatz wenn nicht für überhaupt entbehrlich, dochals für jetzt
entbehrlichansehen. Indessenbin ich im Augenblickin der Lage,im Namen der Königlich
PreußischenRegierung auszusprechen,daß ihr dieserZusatz, das Amendement des Herrn
Twesten, wenn es ungetheilt zar Annahme kommt, annehmbar sein würde. Wenn ich
ausnahmsweisebei diesemGegenstandeeine solcheAeußerung thue, zu der ich in Ueber-
einstimmungmit dem GroßherzoglichHessischenKommissardas Recht für gewöhnlichin
diesemStadium nicht in Anspruch nehme, so bin ich in diese Möglichkeit dadurchversetzt,
daß ich aus der Ansicht der hier anwesendenKomissaredie Ueberzeugunggewonnen habe,
daß wir Aussichthaben, zu diesemAmendement die Zustimmung der übrigen Regierun-
gen zu erlangen. Wir haben sienochnicht, aber wir hoffen, sie zu gewinnen. Dagegen
das Amendement Schaffrath würde, für die Königlich PreußischeRegierung wenigstens
nicht annehmbarsein.

Erklärung in Betreff des Twesten'schenAntrages einen Zusatz
zu Art. 4 des Verfassungs-Entwurfs betreffend.

23. März.

(Die Abgeordneten Twesten und Schaffrath hatten zum Art. 4 Abänderungsanträge
gestellt, der erstere, daß das Militair- und Marinewesen, so jedoch daß bei Gesetzesvorschlägen
über das Militairwesen und die Kriegsmarine wenn im Bundesrathe eine Meinungsverschieden-
heit stattfinde, die Stimme des Präsidenten den Ausschlag geben solle, falls sie sich für Auf-
rechthaltung der bestehenden Einrichtung ausspreche; der letztere, daß das Militair= und Mari-

newesen, das Bundesfinanzwesen, sowie die Abänderung und Auslegung der Bundesverfassung
als Gegenstände der Bundesgefetzgebung bezeichnet werden möchten. Zuerst fprach der Abg.
Wagener (Neustettin) für das Amendement Twesten, sodann der Abg. Michelis (Kempen)
über seine Stellung zum Verfassungsentwurf, so daß ihm das Wort entzogen wurde, dann
der Abg. Günther für das Amendement Schaffrath. Nach ihm erklärte Graf Bismarck:)

Ich kann die Aeußerungdes Herrn Vorredners nur wiederholt bestätigen. Die ver-

bündeten Regierungenhaben keinen Zweifel darüber gehabt, daß eine Verfassungände-
rung mindestens doch ein Akt der Gesetzgebungsei, und zwar ein ganz eminenter und

einschneidender,der deshalb in Bezug auf den Bundesrath an die Erschwerung,die zwi-
schen½ und / liegt, geknüpftist. Im Uebrigensind wir bei der Berathung stets von

der Voraussetzungausgegangen, daß, wie zu jedemanderen Akte der Gesetzgebung,ein
Votum des Reichstages,bei dem aber nach einfacherMehrheit beschlossenwerde, auchfür
eine Verfassungsänderungerforderlichsei.

Auch darin kann ich dem. Herrn Vorredner nur beitreten, wenn er diesenAntrag in
die Kategoriederjenigenzählt, die praktisch durchaus inhaltslos sind, deren Diskussion
uns einen großenTheil unserer kostbarenZeit raubt, deren Annahme, wenn sieerfolgte,
die Annahme von Seiten der Regierungen immerhin in der Eigenschafteiner Fassungs-
änderung erschwert, ohne daß durchdie Annahme eines solchenZusatzesfür irgend eine

derjenigenRichtungen, welcheüberhaupt das Zustandekommenund zwar das baldige
Zustandekommeneiner Verfassungwollen, irgend ein Nutzen entstände.
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Erkärung in Betreff des Art. 6 des Verfassungs-Entwurfs.

(Nachdem in der 13. Sitzung des Reichstages eine Generaldiscussion über die Abschnitte
III., IV. und V. des Verfassungaentwurfsstattgefundenhatte, wurde am folgenden Tage die
Specialdiscussion eröffnet und kam daher zunächst Art. 6 zur Verhandlung. Der Abgeordnete
Dr. Braun (Wiesbaden) und Michaelis (Stettin) hatten einen Antrag gestellt, in diesem
Artikel die Beziehung auf den Bundestag wegzulassen, und der Abgeordnete v. Bockum-

Dolffs beantragte, daß jeder Staat den Bundesrath beschickensollte, als er nach dem Ent-
wurf Stimmen führt. Dr. Braun und v. Bockum-Dolffs sprachen für ihre Anträge,
v. Vincke (Hagen) dagegen Der Vorsitzende der Reichstagskommissarienerklärte.)

Jede Stimmvertheilu ng dieserArt hat nothwendig etwas Willkürliches. Sie so
einzurichten, etwa wie im Reichstage, daß die Bevölkerung maßgebendwäre, ist hier
natürlich eine Unmöglichkeit. Es würde dann auf Preußen eine solcheMajorität fallen,
daß die übrigen Regierungengar kein Interesse hätten, sichdaneben vertreten zu lassen.
Es hat also nothwendig ein Stimmverhältniß gewählt werden müssen,welcheseine Ma-

jorität außerhalbder preußischenVota zuläßt. Die hier vorliegendeVertheilung hat einen

ganz außerordentlichenVorzug, der namentlich, jemehrSpielraum der Willkür geboten
ist, um so schwererins Gewicht fällt, nämlich denjenigen,daß die Regierungensichdar-
über geeinigthaben, was für einen andern nicht so leicht zu erreichensein wird. Warum
habensie sichdarüber geeinigt, m. Hrn.? weil hier eine zwar auch willkürliche Verthei-
lung vorliegt, die aber 50 Jahre alt ist, und an die man sich50 Jahre lang gewöhnt hat.
Es hat in den Wünschender Regierungengelegen, daß diesenMotiven geradeAusdruck
gegebenwerde, daß siedeshalb, weil diesesStimmverhältniß ein hergebrachtesist, schon
in rechtlicherGeltung bestandenhat, ihm beigetretensind, nicht aber deshalb, weil sie
hierin gerade eine richtige Vertheilung nach Macht, Einfluß und Bevölkerunggesehen
hätten. Wir legendarauf Werth, daß dieser, wie der Herr Vorredner bereits bemerkte,
jedenfalls unschädlicheZusatz beibehaltenwerde. Daß daraus eine subsidiaireGeltung
des früheren Bundesrechts deducirt werden könnte, muß ich entschiedenin Abrede stellen.
Gerade wenn es hier nicht ausdrücklicherwähnt und dennochgenau die Stimmzahl des
früheren Bundes-Plenums gewählt wäre, könnte man eherauf die Vermuthung kommen,
daß im Allgemeinen das frühere Recht eine gewissesubsidiaire Bedeutung haben solle.
Aber gerade weil es hier und nirgends wieder ausnahmsweiseangezogen ist, fehlt dieser
Vermuthungjeder Boden.

Erläuterung zu Art. 8 des Verfassungs-Entwurfs.
26. März.

(Der Art. 6 wurde in der ursprünglichen Fassung angenommen. Bei Art. 7 wurde ein
vom Abgeordneten Lasker vorgebrachter Abänderungsantrag genehmigt.

An der Diskussion über Art. 8, den die Abgeordneten Ausfeld und Genossen ganz

gestrichenhaben wollen, und zu dem der ng. Zachariä den Abänderungsvorschlag einge-
racht, statt „von dem Bundes-Feldherrn“, vielmehr „von dem Bundespräsidium“ zu setzen —

betheiligten sich die Abgeordneten Bouneß, Twesten, Rée, v. Bennigsen, Ausfeld
und v. Hammerstein.

Der letztgenannte Abgeordnete wünschte über einige Stellen des Art. 8 eine Erläuterung,
welche der Vorsitzende der Reichstags-Kommissariendahin gab?

Was den Ausdruck „dauernd"“ anbelangt, so ist derselbedahin gemeintgewesen,daß
dies nichtAusschüsseseinsollen, die Einmal ad hoc zu einem bestimmtenZweck gewählt
werden, sondernsolcheAusschüsse,welchestetsexistirensollen. Ob sieimmer versammelt
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sein sollen,ob sieauchdann in Thätigkeit sein sollen, wenn der Bundesrath nicht verfam—
melt ist, hängt von den Beschlüssendes Bundesrathes ab und von der Bedürfnißfrage.
Der Bundesrath kann sehr wohl das Bedürfniß haben, daß langwierige vorbereitende

Arbeiten, die aus diesenAusschüssenhervorgehen,erledigt werden, eheer in seinervollen

Anzahl zusammentritt,namentlich da die Mitglieder des Bundestages möglicherweiseauch
in ihrer engeren Heimath Geschäftevon Wichtigkeithaben können, so daß man mit ihrer
Zeit sparsam umgehe. Es ist das fakultativ je nach den Beschlüssendes Bundesraths.
Ich glaube nicht, daß irgend wie eine formale Handhabe dazu gegebensei, daß sich ein

Ausschußversammeltegegen den Beschlußdes Bundesrathes, und das Präsidium nimmt

nicht das Recht in Anspruch, dieseAusschüsseauf eigeneHand ohne den Willen des Bun-
desrathes zu berufen und tagen zu lassen.

Wenn der Herr Vorredner eine Deutlichkeit in den Ausdrücken ad 2 und 4 „See-
wesenund Handel und Verkehr“ vermißt hat, so glaube ich, hätte er sichdie Frage schon
selbstaus dem späterenSatz beantworten können, welchersagt, daß die Mitglieder dieser
beiden Ausschüssezu 1 und 2 von dem Bundesfeldherrn ernannt werden. Ich glaube, der

Herr Vorredner hat das auch selbstgefühlt, daß damit Nr. 2 deklarirt sei, daß es die

Kriegsmarine sein soll. Daß zwischender Kriegsmarine und denjenigenBehörden, die

sichdie Pflege für Handel und Verkehr angelegensein lassen, also auchdie Seeschifffahrt
des Handels, viele Berührungspunkteund gemeinsameGeschäftsobjektevorliegen, das
erweist sichin diesemEinzelstaateaus den Berührungen zwischenHandels= und Marine-

Ministerium, und ich glaube, wir sind hier nicht versammelt, um die Geschäfts-Ordnung
des Bundesrathes und seiner Ansschüsseschonzu berathen.

Was ferner den Aenderungsantrag betrifft, statt „Bundes-Feldherr“ „Bundes-
Präsidium“ zu setzen,so halte ich denselbenfür einen vollständig müßigen, für einen von

denen, die, ich will nicht sagen, darauf berechnetsind, aber keinen anderen Erfolg haben,
als uns unsere Zeit mit müßigenFragen verlieren zu lassen, besonders wenn längere
Reden gehaltenwerden. Der defensiveCharakterunseres Gesammtbündnisseswird nicht
durch solchekleine Worte beeinträchtigt, und großeStaaten, die ein Urtheil darüber fäl-
len, habennicht die Gewohnheitder Sylbenstecherei.

(und demnächst:)
Ich habe mich vorhin wohl mißverständlichausgedrückt. Mit den Worten „in der

Regel“ habe ich nur sagenwollen, daß voraussichtlichdie Thätigkeit dieser Ausschüsse
hauptsächlichin die Periode fallen wird, wo auchder Bundesrath versammelt sein wird,
was aber nicht ausschließt, daß je nach dem Bedürfniß die Ausschüsseauch — vorberei-
tende früher, ausarbeitende nachdem Schlusseder Sitzungen des Bundesraths — zusam-
menbleiben werden, und ich hob ferner nur hervor, daß es nicht die Absicht des Präsidi-
ums sei,sichdieser Ausschüsseals eines Präsidialorgans ohnedie Sicherheit der Ueberein-

stimmung des Bundesraths bedienen zu wollen.

Rede, den Art. 12. des Verfassungs-Entwurfs betreffend.
26. März.

(Der Art. 8 wurde dann in der ursprünglichen Fassung angenommen. Eben so Art. 9

und 10. Zu Art. 11 wurde auf Antrag des Abgeordneten Lette die Einschaltung der Worte:

„und zu ihrer Gilltigkeit die Genehmigung des Reichstages“ genehmigt. Zu Art. 12 hatten
die Abgeordneten Ausfeld, v. Bennigsen, Lasker und Kitz Abänderungsanträge gestellt.
Nachdem die Abgeordneten Kitz und v. Bennigsen ihre Anträge befürwortetund v. Thie-
lau gegen dieselben gesprochen,erklärte der Vorsitzende der Reichstagskommissarien:

In so weit eine Verantwortlichkeit in der Unterzeichnungliegt, glaube ich, ist es für
Ihren Zweck gleichgültig, ob dieseVerantwortlichkeit von einer oder von mehreren Per-
sonengetragen wird; es ist nur der Wunschausgesprochen,daß überhaupt Personen



— 35 —

designirt seien, an denen die Verantwortlichkeit haftet. Wenn ich dieses Amendement

recht verstehe,so würde es bei seinerAnnahme für die PreußischeRegierungnicht fakul-
tativ, sondernnothwendig sein, ihren Einfluß und ihre Stellung in dem Bundesrath
dadurchzu schwächen,daß sie denselbennicht in einheitlicher,sondern in kollegialischer
Form ausübte. Es würde gewissermaßenzwischenden verschiedenenPreußischenBundes-

gesandten, etwa dem Bundeskanzler, der ja zu ihnen gehört, auf der einen Seite, und

seinenmilitairischen Kollegenauf der andern vielleicht eine kollegialischeAbstimmungnoch
nothwendigsein, um das PreußischeVotum, welchesja nur einheitlichabgegebenwerden

kann, festzustellenund bei dieserkollegialischenAbstimmung könnte sichmöglicherWeise
der Bundeskanzler in der Minorität befinden, indem jeder der mit ihm konkurrirenden

PreußischenKollegen sich auf seinebesondereund persönlicheVerantwortlichkeit beriefe.
Es ist Sachedes Bundeskanzlersoder des ihm vorgesetztenMinisters des Auswärtigen,
sichmit seinenKollegen, den PreußischenMinistern, in derjenigenFühlung zu erhalten,
daß er in erheblichenpolitischenFragen weiß, wie weit er im Bundesrath gehenkann,
ohne daß er der Unterstützungdes PreußischenGesammt-Ministeriums,zu dem er gehört,
verlustig geht. Aber die Instruction des Bundeskanzlerskann meines Erachtensnur vom

PreußischenMinister der auswärtigenAngelegenheitenausgehen, oder der letzteremuß
selbstder Bundeskanzlersein.

Sie berühren da tiefgehendeFragen über das innere Räderwerk eines kollegialisch
zusammengesetztenMinisteriums; ich würde mich außer Stande fühlen, auf diesesganze
Werk einzugehenund dabei Preußischerauswärtiger Minister zu bleiben, wenn ich nicht
sicherwäre, daß die Instruction des Bundeskanzlerszu meinem Ressort als auswärtiger
Minister gehörte und nicht erstGegenstandkollegialischerAbstimmungzwischenmeinen

Kollegenund mir zu seinhätte. Ich würde nur dem Könige Vortrag über dieseInstruc-
tionen zu halten haben und Sr. Majestät darüber verantwortlich werden, was ja nicht
ausschließt,daß ich selbstwissenmuß, wie weit ich in dieserRichtunggehenkann, ohnedie

allgemeineUebereinstimmungmit meinen übrigen Kollegenzu verlieren. Dieses Prinzip
aber, daß die PreußischeStimmenabgabe innerhalb des Bundesstaates allein von dem

auswärtigen Ministerium abhängt, wird meines Erachtens durch diesen Zwang, die
Stimme gewissermaßenkollegialischauszuführen, wesentlichalterirt. Ich möchte darum

bitten, bei diesemAmendement nochzu scheidenzwischeneinem Ausdruck für die Verant-
wortlichkeit, die der BundeskanzlerdurchseineUnterzeichnungübernimmt, wofür, wie mir
scheint, vielseitigdie Neigung ist zu stimmen. Ich kann mich auch dafür nicht erklären,
denn es ist immer eine Fassungsänderung,von der ich nicht weiß, welcheTragweite ihr
die übrigen Regierungengeben. Aber ich halte es für lange nicht so schlimm, wie Sie

auchaus den Aeßerungendes Herrn Vorredners vom Standpunkte der Bundesregierung
aus gefundenhaben, als wenn ein kollegialischorganisirtesPreußischesMinisterium, sei
es das bestehende,sei es ein paralleles, hineingetragenwird in die Mitte des Bundes-
raths, und im letzterenFalle sindnicht nur die Bedenken der uns verbündeten Regierun-
gen gerechtfertigt,sondernSie schaffengeradezueinen schwierigenFall zwischenmir, als

auswärtigemMinister, und meinen PreußischenKollegen, mit welchenich innerhalb des

Bundesrathesnicht konkurriren kann.

(Der Abgeordnete Windhorst bemerkte, es handle sich jetzt um die Construction der
Regierung:diesemüsseverantwortlich sein. Der Abg. Twesten meinte, es könne kaum einem
Bedenken unterliegen, es auszusprechen, daß neben dem Kanzler auch die übrigen Chefs der

Verwaltungszweige verantwortlich seien.
Der Präsident der Reichstags-Kommissarien:)

Ich hatte es allerdingsso verstanden,daß mit diesenChefsder Verwaltungszweige
PreußischeMitglieder des Bundesrathsgemeintseinsollten, wie es denn in der Inten-
tion liegt, diesePreußischenMitglieder des Bundesraths, die man auf “*o darf,
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aber nicht treiben wird, in den verschiedenenZweigen der Verwaltung zu wählen, und
zwar in den höherenStellungen, damit der Bundesrath in seinemSchooßemit den noth-
wendigentechnischenKenntnissenausgestattetist. Wenn dies aber nicht der Fall seinsollte,
wenn hiermit Beamte gemeintsind,die außerhalbdes Bundesrathesstehen,dann scheint
mir der Antrag in sehr enger Verwandtschaftund fast Identität mit dem schonabgelehn-
ten Antrage eines unitarischenBundesministeriizu stehen,und dem stehenalle die Beden-
ken entgegen,welcheschonvorher erörtert sind. Ich will nur Eins nochhervorheben,was

noch nicht so scharfhervorgehobenist. Sie würden mit einem solchenBundes-Finanzmi-
nister, z. B. den KöniglichSächsischen,den GroßherzoglichHessischenu. s. w. Finanz-
minister mediatisiren, und ihn zu einem Unterbeamten des Bundes-Finanzministers
machen. Das thun die Regierungennicht, meine Herren, und wir habenkeine Nothwen-
digkeit, etwas von ihnen zu verlangen, wenn dadurcheherunser ganzes Werk in Gefahr
gerathenkönnte, als daß wir dieseKonzessionerreichen, welchezu fordern die Königlich
PreußischeRegierungweder den Willen, nochdie Berechtigunghat.

(Der Zusatz v.Bennigsen zu Art. 12 wurde angenommen, dann aber der Artikel mit
diesem Zusatzeverworfen. Die Art. 13, 14, 15 wurden dann in der ursprünglichen Fassung

genehmigt.Zu Art. 16 brachteder Abgeordnetev.Bethusy-Huc den Art. 12 verändernd
als Verbesserungsantrag ein und v. Bennigsen sein zu demselben gestelltes Amendement.

Der Abg. v. Blankenburg sprach für die Annahme des Antrags Bethusy-Hucz;
der Abg. v. Bennigsen befürwortete sein Unter-Amendement, welches er bereits als einen

Zusatzdes Art. 12 beantragt hatte. Hierauf nahm das Wort der Vorsitzende der Reichstags-
ommissarien:)

M. H.! Ich wende mich vorzugsweisean Diejenigenunter uns, die, wie der Herr
Vorredner den ernstenWillen haben, auf der Basis der Vorlage etwas zu Stande zu
bringen. Daß es deren unter uns giebt, die das nicht wollen, haben wir von der Tribüne

gehört; ich verletzedadurch Niemand. Die erstgenanntenHerren möchte ich aber doch
bitten, mir eine Aufklärung zu gebenüber die Motive ihres formalen Verhaltens. An-

träge, die Sie stellen, im Interesse der Erweiterung einer unitarischen Herrschaft, der

Erweiterung des präsidialenEinflussesder PreußischenMonarchie können doch nur zwei
Voraussetzungenzum Grunde haben. Entweder sind Sie der Meinung, daß wir — ich
sprechehier von der PreußischenRegierung— nicht in der Lageoder nicht fähig gewesen
sind, das richtige Maß dessen,was wir erstrebenkönnen, erstrebendürfen, erreichenkön-

nen, zu beurtheilen,und daß Sie besserin der Lagesind, dies zu beurtheilenund hoffen,
uns darüber zu belehren. Ich kann dieseAuffassung mit dem Vertrauen, was von so
vielen verschiedenenSeiten auf die richtigeLeitung der Preußischenauswärtigen Angele-
genheitenbisher ausgesprochenworden ist, nicht in Einklang bringen. Wir haben in sehr
ernstenZeiten, unter sehr schwierigenVerhältnissen, unter gefahrvollenKämpfen diese
Sache so weit geführt, bis zu einem Punkte, dem Sie Ihre volle Anerkennunggezollt
haben. Nun sprichtaus diesenAmendements aber dochdie Ueberzeugung,wir hätten das
entweder nicht erstrebtoder erreicht, was wir zur besserenConsolidirunghätten erstreben
oder erreichenkönnen; oder es ist etwas Anderes. M. H.! Sie halten uns für schüchterne,
verlegeneLeute, die ermuthigt werden müssen, denen man eine douce violence anthun
müsse,damit siesichentschließen,das zu fordern, was sie im Grunde ihres Herzenseigent-
lich selbstwünschen.Ich kann Ihnen auf das Bestimmtesteerklären, daß dem nicht so ist.
Wir habenuns die GrenzeunsererAnsprüchean die Opfer, die von den übrigen Regie-
rungen zu bringen wären, darin gestellt, wo ich sie schonöfter bezeichnethabe, in dem,
was uns unentbehrlichschienzur Führung eines nationalen Gemeinwesens. Dies glau-
ben wir erreichtzu haben,wir glauben, daß die Mittel dazu ausreichen. Der Herr Vor-
redner hat nun gesagt, daß sein Amendement die Befugnisseder Preußen verbündeten

Regierungennicht beeinträchtigeund nichtbeeinträchtigenkönne. Zuerst muß ichzu erwä-
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gen geben, daß darüber dieseRegierungenselbst die bestenRichter sind; zweitens, daß
man ihnen, wenn sieeine Beeinträchtigungdarin finden, nicht überzeugendwidersprechen
kann. Sie schaffeneine den Ministerien und höchstenRegierungender einzelnenBundes-
länder vorgesetzteSpitze und Behörde außerhalb des Bundesraths. Innerhalb des Bun-

desraths findet die Souverainetät einer jeden Regierung ihren unbestrittenenAusdruck.
Dort hat jede ihren Antheil an der Ernennung des gewissermaßengemeinschaftlichen
Ministeriums, welches, neben anderen Functionen, auchder Bundesrath bildet. Dieses
Gefühl der unverletztenSouverainetät, welchesdort seineAnerkennungfindet, kann nicht
mehr bestehenneben einer contrasignirendenBundesbehörde,die außerhalb des Bundes-

rathes aus preußischenoder anderen Beamten ernannt wird, und es ist und bleibt eine

capitis deminutio für die höchstenBehördender übrigen Regierungen, wenn siesichals

Organe, gehorsamleistendeOrgane einer vom Präsidium außerhalb des Bundesrathes
ernannten höchstenBehörde in Zukunft ansehensollten. Glauben Sie nicht, daß wir die

Frage nicht erwogen haben, ob die übrigen RegierungendiesenAnflug von einer Ver-
minderung ihrer Souverainität auf sichnehmen wollen. Wir haben über die Frage, ob
die Ministerien der Einzelstaaten,namentlich die Kriegs=und Finanz-Ministerien u. s. w.

bleiben würden, Wochenlang verhandelt. UnsereArbeit ist keine leichtegewesen,und Sie
können leicht ermessen,mit welchemEindruck wir nachunsern schwerenund erschöpfenden
Arbeiten hier Amendements hören, die von Allem, was wir gethan und geleistethaben,
abstrahiren, von dem in der Geschichteunerhörten Fall, daß die Regierungenvon 30
Millionen Deutschensichnicht blos dem Wortlaute nach, wie bei der alten Bundesakte,
sondern auch dem Geiste nach über einen solchenEntwurf geeinigt haben, keine Notiz
nehmen. Ich möchteSie dochbitten, den Einfluß der Regierungen, die Nothwendigkeit
ihrer Mitwirkung beim Zustandekommendes Werkes, nicht zu unterschätzen.Wir kommen

sonstauf denselbenWeg, den wir in den Jahren 1848—1850 gewandeltsind. Damals
waren die Regierungenminder stark und hatten geringeresSelbstgefühl als heute. Trotz-
dem ist es damals nicht gelungen, den wohlwollendstenund vielleichttheoretischrichtigsten
Gedanken für nationale Einigung Anerkennungzu schaffen,weil das Einverständniß der

Regierungenfehlte. Wenn es sichnur darum handelt, Amendements zu stellen, so könnte

ich selbstderen fünfzig einbringen. Sie haben nur den Fehler, daß sie früher bereits

abgeworfensind oder von Hauseaus keine Aussicht auf Annahme haben, oder daß sie
nicht verstanden werden und die PreußischenBestrebungenverdächtigenkönnten. Deshalb
behalte ich siefür mich, weil mir mehr am Zustandekommendes Ganzen, als am Durch-
setzenmeiner persönlichenMeinung liegt. Wenn ich Sie gebetenhabe,die Nothwendigkeit
des Zusammengehensmit den Regierungennicht zu unterschätzen,so bin ich zu der Ueber-
zeugung, daß dies bisher der Fall ist, sehr wohl berechtigt. Es sind bisher gegen 90
Amendements gestellt,und ichkann hier versichern,daß bisher und zwar zum erstenMale
vorgesternein einzigerder Herren Amendementssteller,einer von der konservativenSeite,
es der Mühe werth hielt, vorher, eheer sein Amendement einbrachte, an mich die beiläu-

sigeFrage zu richten, wie denn die Regierungensichzu diesemAmendement stellen wür-
den. Die übrigen Amendements sind in vollständigerund freiwilliger Unbekanntschaftmit

dem, was die Regierungengewünscht,erstrebtund verhandelthaben, gestelltworden, und

ich kann in Bezug auf das vorliegende,dessenTendenzmir vollständigklar ist, und wel-
ches ich von neuem seit gesternGelegenheitgehabt habe, mit den anwesendenBundes-
kommissarienzu besprechen,die Versicherungim Namen sämmtlicherRegierungenwieder-
holen, daß diesesAmendement für sie vollständig unannehmbar ist und es das ernsteste
Hinderniß für das Zustandekommender Verfassungbilden würde, wenn das Amendement
angenommen würde und bliebe.

3*
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(Der Abgeordnete Graf Bethusy-Huc begründete sein Amendement. Der Abg. Wal-
deck sprachfür die Annahme des Unterantrags Bennigsen; der Abg. v. Thielau gegen dieselbe.
Der Abg. Lasker empfahl seinen Unter-Antrag. Nach ihm ergriff das Wort der Vorsitzende
der Reichstags-Kommissarien.)

Die Verantwortlichkeit der PreußischenMinisterien bleibe nach der Einführung des
Bundes-Verfassungsentwurfsdieselbewie vor dieserEinführung. Daß er der Freiheit
des Volkes, der Freiheit der Individuen feindlich gegenüberstehe— sei nicht richtig. Jede
ehrlicheRegierunghabedie Pflicht, die größtmöglicheFreiheit des Volkes, soweit solche
mit der Sicherheit des Staats verträglichsei, jederZeit zu erstreben.

(Der Abgeordnete Ellissen sprach für das Unteramendement Bennigsen; ebenso der

Abg. Schulze und der Abg. Miquel. Der Vorsitzende der Reichstags-Kommissariennahm
hierauf das Wort:)

Der größte Theil der Aeußerungendes Herrn Vorredners bestätigtnur die Richtig-
keit dessen,was ichvorher über das Bedürfniß sagte,daß diejenigenHerren, die etwas zu
Stande bringen wollen und Amendements nicht stellen,um aufzuhaltenoder um gewisser-
maßen nacheinem vulgärenAusdruck die Suppe zu versalzen,daß dieseHerren, die etwas

zu Stande bringen wollen, bevor sieeinschneidende,bedeutsameAmendements stellen,doch
bei irgend einem der Kommissariensicherkundigten, wie die Stellung der Regierungen
dazu ist. Wir würden dann eine Menge von Mißverständnissenund unter Umständen
auchvon mißverständlichenAbstimmungenvermeiden.

Ich kann dem Herrn Vorredner nur versichern,daß ich in dem einen Theile, den er

von der Rede des Herrn von Thielau reproduzirt hat, wesentlichmit Herrn von Thielau
einverstandenbin. Der ganzen Rede bin ich, weil ich ein augenblicklichdringendes Ge-
schäftschriftlichzu besorgenhatte, nicht im Stande gewesen,zu folgen, aber darin bin ich
mit derselbeneinverstanden,daß die Verantwortlichkeit der preußischenMinisterien genau
dieselbebleibt, wie vorher. Ich glaube auch,mich gesternin meiner letzten oder vorletzten
Aeußerungeben dahin ausgesprochenzu haben, indem ich sagte,ich müßte als preußischer
Minister der auswärtigen Angelegenheitendarauf bestehen,daß ich entweder selbstder

Bundeskanzlerbin, oder daß die Instruction des Bundeskanzlersausschließlichvon mir

abhängt. Wenn ich nun diese ausschließlicheBerechtigungin dem Sinne mißbrauchen
wollte, daß meine gleichmir verantwortlichenund auf die Verfassungvereidigtenpreußi-
schenKollegenmir sagten: „Da können wir nicht folgen“, dann würde ich, da es unmög-
lich ist, daß ich demselbenKönig und Herrn, der mich als preußischenMinister ernannt,
in meiner Eigenschaftals Instruktor des Bundeskanzlersoder als Bundeskanzler, den

Gehorsamaufkündigte, ich würde mich entweder der Majorität meiner Kollegen im preu-
ßischenMinisterium zu fügen habenbei meinen Instructionen an den Bundeskanzler,oder

ich würde nach anderen Kollegensuchenmüssen, die die Verantwortlichkeit für das Ver-

halten des Bundeskanzlersmit übernehmen. Daß in wichtigenAngelegenheiten,z. B.
bei neuen Gesetzen,die preußischeStimme im Bundesrathe abgegebenwürde, ohnedie

übrigen in Preußen verantwortlichen Ressortchefszu fragen, ist nicht denkbar; ja die

letzterenwürden, wenn nicht direkt, dochjedenfalls durch ihre Untergebenen,wie ich das

gesternschonangedeutet, durchhöhereBeamte ihres Ressorts, im Bundesrathe vertreten

sein, und würden auf die Formulirung des preußischenVotums durch dieseihre Organe
ihren Einfluß üben können. Nur könnte ichmir als auswärtiger Minister nicht gefallen
lassen, daß nun diesemit dem BundeskanzlerzusammensitzendenVertreter der übrigen
Ressortchefsoder — auf diesenUnterschiedkommt es mir nicht an — außerhalb des

Bundesraths sichbefindendenVertreter der Ressortschaft,auchmit dem Rechteeiner ver-

antwortlichen Contrasignatur ausgestattetwürden und dem Bundeskanzlersagen
könnten: diesemVotum stimmenwir nicht bei, denn es ist mit unsererpersönlichenVer-
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antwortlichkeitnicht verträglich. Die Austragung der Streites über solcheFragen muß
innerhalb des preußischenMinisteriums, wie es jetzt da ist, und muß außerhalbder En—

ceinte des Bundesraths stattfinden. Daß daraus folge, daß in Preußen oder in jedem
andern Bundesstaate die gesetzlicheGültigkeit der Bundesgesetzenoch einer besonderen
Zustimmungbedürfe, das kann ich nicht zugeben,siewerden nach der Art, wie sie in dem

Bundesrath zu Stande kommen, getragen sein von der Verantwortung, die das preußische
Ministerium dem preußischenLande gegenüberhat, denn es ist, wie gesagt,undenkbar, daß
das Verhalten des Bundes-Kanzlers dauernd und in wichtigenFragen des Einverständ-
nisses des preußischenMinisteriums entbehren könnte. Dies wäre nur denkbar in dem

Falle, daß Preußen in der Minorität gebliebenwäre, daß Preußen in dieser Mino-
rität des Bundesrathes sichbefindend, auch vor dem ReichstagseineAnsichtvergebens
vertheidigthätte und auchim Reichstagin der Minorität gebliebenwäre, dann tritt aller-

dings möglicherweiseein Bundesgesetzin Kraft, für welchesdas preußischeMinisterium
nicht geneigtgewesenist, die Verantwortung zu übernehmen, und gegen welcheses des-

halb votirt hat; es würde aber dann von dieserVerantwortung gewissermaßenlosge-
sprochensein durch diesepreußischenReichstags-Abgeordneten,die ihrerseits die Majorität
für das Gesetzhergestellthätten, trotz des Widerspruchsder preußischenRegierung, jeden-
falls aber bliebe dann dem preußischenMinisterum übrig: wenn es sichnicht fügen will,
durchdas Präsidium eine Auflösung des Reichstagszu extrahiren. Ich glaube, das ist
ein ganz regelmäßigesSpiel konstitutioneller Einrichtungen und die Verantwortlichkeit
für irgend etwas, was innerhalb des Bundes zu geschehenhat, wird gegen das, was

jetzt davon vorhanden ist, in keiner Weisevermindert. DasselbeRaisonnementläßt sichauf
die Ministerien der übrigen Bundesstaatenanwenden, nur mit dem Unterschiede,daß sie
nicht dieselbeerheblicheStimmzahl, dieselbeMajorität von engeren Landsleuten in dem

Reichstaghaben, die ihnen die Chancengiebt, geradeihre Meinungdurchzubringen.Da-

durch aber haben die verbündeten Regierungenmeines ErachtensschondiejenigenOpfer
gebracht,welcheman rechtmäßigerWeisevon ihnen fordern darf, weil ein größeresfür den

zu erreichendenZwecknicht nothwendigist. Ich glaube, ich habedas Bedenken schonwider-

legt, daß keine Verwaltung des Bundes-Präsidiums stattfinden würde; meine Bedenken

liegennicht in der Richtung. Sie richten sichdagegen,daß ich es nicht — dochdas ist eins
der untergeordnetenBedenken — acceptirenkann, die Zahl derjenigenKollegen,— denn

solchewürden es für mich werden, — mit denen ichdie Verantwortung zu theilen hätte,
zu vermehren und dadurchdie Arbeit zu vermehren, die in der That nicht klein ist, wenn

es sichhandelt, zwischenachtMinistern, die ehrlich an ihrer Ueberzengunghängen, eine

Uebereinstimmungherzustellen.Sollte ich nochmit anderen zur Contrasignaturberechtigten
Beamten eines anderen Ministeriums die Verantwortung theilen, so würde mir das zu-
viel. Der Herr Vorredner hat ferner mir zwar schmeichelhaftesVertrauen für die aus-

wärtige Politik, aber gemäßigtesMißtrauen in Bezug auf meine Vorliebe für die Ent-

wickelungder Volksfreiheit ausgesprochen.Er thut mir, glaube ich, in letzter Beziehung
Unrecht. Ich habeniemals in meinem Leben gesagt,daß ich der Volksfreiheit mich feind-
lich entgegenstellte,sondernnur gesagtund natürlich unter der Voraussetzung„rebus sie

stantibus“, meine Interessen an den auswärtigenAugelegenheitensind nicht nur stärker,
sondern zur Zeit allein maßgebendeund fortreißende, so daß ich, so viel ich kann, jedes
Hinderniß durchbreche,welches mir im Wegesteht,um zu dem Ziele zu gelangen,welches,
wie ich glaube,zum Wohle des Vaterlandes erreichtwerden muß. Das schließtnicht aus,
daß auchich die Ueberzeugungdes Herrn Vorredners theile, daß den höchstenGrad von

Freiheit des Volkes, des Individuums, der mit der Sicherheit und gemeinsamenWohl-
fahrt des Staates verträglich ist, jederzeitzu erstreben, die Pflicht jeder ehrlichenRe-

gierungist.
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Rede über das allgemeine Wahlrecht.
28. März.

(Zu dem Art. 21 des Verfassungs-Entwurfs, der das Wahlrecht zum Reichstagebetrifft
und zu welchem eine Reihe von Abänderungsanträgen eingebracht waren, ergriff zuerst das
Wort der Abgeordnete Eichholz, welcher sich für das allgemeine Wahlrecht und die Wählbar-
keit der Beamten erklärte; nach ihm sprach der Abg. Dr. Friedenthal, welcher die Furcht
vor dem Cäsarismus bekämpfte, der durch das allgemeine Wahlrecht begründet werde, der

Abg. Weber, für das allg. Wahlrecht und gegen den Ausschluß der Beamten. Der Abg.
Thissen gegen die Errichtung eines Oberhauses, der Abg. v. Zehmen für die Wählbarkeit
der Beamten, der Abg. Wagener (Neustettin) gegen die Wahl der Beamten, namentlich gegen
die der Geistlichen und Richter, der Abg. v. Below besonders gegen die Zahlung von Diäten,
der Abg. Grumbrecht über die Bedenklichkeitdes allg. Wahlrechts und für die Wählbarkeit
der Beamten, Windthorst gegen den Ausschluß irgend einer Beamten-Klasse und für die

Errichtung eines Oberhauses, Planck gegen die Bildung eines Oberhauses, v. Sybel gegen
das allg. Wahlrecht und für das Dreiklassensystem. Nach demselbenergriff der Vorsitzende der

Reichstags-Kommissarien das Wort, nachdem inzwischen der Antrag des Grafen v. d. Schu-
lenburg eingebracht war, welcher den Ausschluß der Geistlichkeit und Richter von der Wähl-
barkeit forderte.)

Do ich höre, daß bereits Schlußanträgevorliegen, so will ich mit wenig Worten die

Stellung der verbündeten Regierungenzu diesemArtikel präzisiren. Das allgemeineWahl-
recht ist uns gewissermaßenals ein Erbtheil der Entwickelung der deutschenEinheitsbe-
strebungenüberkommen; wir haben es in der Reichsverfassunggehabt, wie sie in Frank-
furt entworfen wurde, wir haben es im J. 1863 den damaligenBestrebungenOesterreichs
in Frankfurt entgegengesetzt,und ich kann nur sagen: ich kenne wenigstenskein besseres
Wahlgesetz.Es hat ja gewiß eine großeAnzahl von Mängeln, die machen,daß auchdieses
Wahlgesetzdie wirklichebesonneneund berechtigteMeinung eines Volkes nicht vollständig
photographirt und en miniature wiedergiebtund die verbündeten Regierungenhangenan

diesemWahlgesetznicht indem Maße, das sienicht jedes andere acceptirensollten, dessen
Vorzüge vor diesemihnen nachgewiesenwerden. Bisher ist diesemkein einzigesgegenüber
gestelltworden. Ich habenicht einmal kursorischim Laufe der Rede ein anderes Wahlge-
setzdiesemgegenüberrühmen hören; ich will damit nur motiviren, daß „verbündete Re-

gierungen“,die gewissermaßeneine republikanischeSpitze, die indem Worte „verbündete
Regierungen“liegt, bilden, keineswegsein tief angelegtesKomplot gegen die Freiheit der

Bourgeoisie in Verbindung mit den Massen zur Errichtung eines cäsarischenRegiments
beabsichtigthaben können. Wir haben einfachgenommen, was vorlag und wovon wir

glaubten, daß es am leichtestenannehmbar sein würde, und weitere Hintergedankennicht
dabei gehabt. Was wollen denn die Herren, die das anfechten, und zwar mit der Be-

schleunigung,deren wir bedürfen, an dessenStelle setzen?Etwa das preußischeDreiklassen-
system?Ja, meine Herren, wer dessenWirkung und die Constellationen,die es im Lande

schafft, etwas in der Nähe beobachtethat, muß sagen, ein widersinnigeres, elenderes

Wahlgesetzist nicht in irgend einem Staate ausgedachtworden, ein Wahlgesetz,welches
alles Zusammengehörigeauseinanderreißtund Leute zusammenwürfelt,die nichts mitein-
ander zu thun haben, in jeder Kommnne mit anderem Maße mißt, Leute, die irgend
einer Gemeinde weit über die ersteKlassehinausreichen, diese allein ausfüllen würden,
in einer benachbartenKommnne in die dritte Klassewirft, in Gemeinden, wo beispiels-
weise 3 Besitzer, jeder ungefähr 200 Thlr. Steuern bezahlen, deren zwei in die erste
Klasseund den dritten, der siebenSilbergroschenweniger bezahlt, in die zweiteverweist,
wo seineMitwähler mit 5 Thlr. Steuern anfangen, und von den bäuerlichenBesitzern
mit 5 Thlr. Steuern kommt wieder eine gewisseAnzahl zu 2, plötzlich zwischenHans mit
4 Thlr. 7 Sgr. und Kunz mit 4 Thlr. 6 Sgr. reißt die Reihe ab, und die anderen
werden mit dem Proletariat zusammengeworfen.Wenn der Erfinder diesesWahlgesetzes
sichdie praktischeWirkung desselbenvergegenwärtigthätte, hätte er es nie gemacht. Eine
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ähnlicheWillkürlichkeit und zugleicheine Härte liegt in jedemCensus, eine Härte, die da
am fühlbarstenwird, wo dieserCensusabreißt, wo die Ausschließunganfängt; wir kön-

nen es dem Ausgeschlossenengegenüberdochwirklich schwermotiviren, daß er deshalb,
weil er nicht dieselbeSteuerquote wie sein Nachbarzahlt — und er würde sie gern be-

zahlen,denn siebedingtein größeresVermögen, das hat er aber nicht — er geradeZelot
und politisch todt in diesemStaatswesen sein solle. Diese Argumentation findet überal
an jederStelle Anwendung. wo eben die Reihe derer, die politischberechtigtbleiben sollen,
abgebrochenwird.

Auf ständischeWahlrechtezurückzugreifen,hat nochNiemand vorgeschlagen,und ich
erwähne sienur, um die Richtigkeiteiner vorhin hier ausgesprochenenMeinung zu bestä-
tigen, daß im GanzenjedesWahlgesetzunter denselbenäußerenUmständenund Einflüssen
ziemlichgleicheResultate giebt. Ich glaube, wenn wir heuteauf der Basis des vereinigten
Landtages mit zehnjährigemGrundbesitzwählten, würden wir ungefähr dieselbeVer-

tretung haben,und die Gesammtbeständeder VertretungenDeutschlandshabenseitmeiner

parlamentarischenLaufbahn, seit 1847 nicht gewechselt,ich habe immer dieselbenalten,
zum Theil lieben, zum Theil kampfbereitenGesichtermir gegenübergesehen.Ich halte die

Frage für offen, bis mir Jemand überzeugenddarthut, daß ein anderes Wahlgesetzbesser
ist und freier von Mängeln, als das im Entwurf vorgelegteund im Besitzebesonderer
Vorzüge, die diesesnicht hat; die Frage ist diskutirbar; aber ichglaube, wenn wir uns in

ihre Diskussion vertieften, würden wir die ganzen Bibliotheken, die über dieseFrage im

Laufeder letztendreißig Jahre geschriebenworden sind, hier durchdiskutiren,und würden
uns doch schwer einigen. Ein Vorwurf ist dem Wahlgesetzaus dem Hausedeshalb ge-
macht, weil es direkte Wahlen und nicht indirekte vorschreibt; meiner Ueberzeugungnach
bilden aber die indirekten Wahlen an sicheine Fälschungder Wahlen, der Meinung der
Nation. Es läßt sichdas schonaus einem einfachenRechen-Exempel,welchesich schon
vor 20 Jahren aufgestellthabeund hier wiederhole,darlegen: Wenn man annimmt, daß
die Majorität in jeder Stufe der Wahl nur eins über die Hälfte zu seinbraucht, so re-

präsentirt der Wahlmann schonnur einen Urwähler mehr als die Hälfte; der Abgeordnete
repräsentirt nur einen Mann über die Hälfte der Wahlmänner, deren Gesammtheitja
schon nur etwas über die Hälfte der Urwähler repräsentirt, der Abgeordnete,wenn nicht
sehr großeMajoritäten überall thätig gewesensind, ichnehme den schlimmstenFall an,
mit sehrkleiner, repräsentirt mit mathematischerSicherheit bei den indirekten Wahlen nur

etwas über ein Viertel der Urwähler, und die Majorität der Abgeordnetenin dem Falle
nur etwas über ein Achtel des Ganzen. Von diesenunvermeidlichenHalbirungsstufen
scheidenwir bei direkten Wahlen die eine gänzlichaus.

Dann habe ich stets in dem Gesammtgefühldes Volks nochmehr Intelligenz als in
dem Nachdenkendes Wahlmannes bei dem Aussuchendes zu Erwählenden gefunden,und
ich apellire an die ziemlichallgemeineErscheinung,— ich weiß nicht, ob die Herren meine

Wahrnehmungenalle theilen; aber ich habe den Eindruck,daß wir bei dem direkten Wahl-
rechtebedeutendere Kapazitätenin das Haus bringen, als bei den indirekten. Um gewählt
zu werden bei dem direkten Wahlrechte,muß man in weiteren Kreisenein bedeutenderes
Ansehenhaben, weil das Gewichtder lokalen Gevatterschaftbei dem Wählen nicht so zur
Geltung kommt in den ausgedehntenKreisen,auf die es bei direkter Wahl ankommt. Ich
hoffe, das hoheHaus wird für die indirekte Schmeichelei,die ich hierdurchausdrücke,
empfänglichsein. Was nun den Antrag auf Errichtung eines Oberhauses betrifft, so
kann er an und für sichim Prinzip ja nur jedemKonservativenwillkommen sein. Es ist
ein Hemmschuh,der an der Staatsmaschineangebrachtwird, um auf abschüssigenStellen
ein zu raschesFortgleiten zu hindern; es ist eine stärkereBetheiligung derjenigen, die
etwas zu verlieren haben an dem Staatswesen, derer, die nicht geneigtsind, auf Kosten
und Gefahr des Staates zu hochzu spielen,weil der eigeneEinsatzzu stark ist. Es ist die

Uebertragungeines der wesentlichstenVorzüge der englischenEinrichtungen auf unsere
Zustände,eines Vorzuges, den ich darin suche,daß es in England eine großeAnzahl an-
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nähernd KöniglicherExistenzengiebt, ich will näher erläutern, was ich darunter verstehe:
gänzlich desinteressirteExistenzen, die auf dieserWelt eigentlichnichts Erheblicheszu
wünschenhaben, was sieverleiten könnte, anders als nach ihrer wohlbedachtenruhigen
Ueberzeugungvom Besten des Staatswohls zu urtheilen, ich will lieber sagen,befriedigter
Existenzen, denen der Trieb fehlt, auf dem politischenGebiete die Befriedigungsozialer
und finanziellerBestrebungenzu suchen. Das halte ich für einen außerordentlichenVor-
zug der englischenZustände: Man experimentirt dort nicht so leicht, weil diejenigen,die
dort experimentirensollen, zusammeneinen gewaltig hohenEinsatzvon Vermögenund
Wohlseinzu verlieren haben.

Nichts destoweniger haben wir nicht geglaubt, die schonkomplizirteMaschinerieder
Verfassung,die wir vorgelegthaben, durch die Einschiebungeines dritten, oder wenn Sie
wollen, vierten Gliedes nochschwerfälligerzu machen.

Es ist mir an und für sichnicht leicht, mir ein deutschesOberhaus zu denken, das
man einschiebenkönnte zwischenden Bundesrath, der, ich wiederholees, vollkommen un-

entbehrlichist, als diejenigeStelle, wo die Souverainiät der Einzelstaatenfortfährt ihren
Ausdruck zu finden, — das man also einschiebenkönnte zwischendiesemBundesrathund
diesemReichstage,ein Mittelglied, welches dem Reichstagein seinerBedeutungauf der

sozialenStufenleitereinigermaßenüberlegenwäre, und dem Bundesrathe und dessenVoll-
machtgebernhinreichendnachstände, um die Classification zu rechtfertigen. Wir würden
in der Versammlungnicht souverainePairs-Mitglieder haben, die ihrerseitsgeneigtsind,
zu rivalisiren mit den mindermächtigenSouverainen in ihrer sozialenStellung. Der
Bundesrath repräsentirt bis zu einem gewissenGrade ein Oberhaus, in welchemSe. Maj.
der König von Preußen primus inter pares ist, und in welchemderjenigeUeberrestdes
hohen deutschenAdels, der seineLandeshoheitbewahrthat, seinenPlatz findet. Dieses
Oberhaus nun dadurchzu vervollständigen,daß man ihm nicht souveraineMitglieder bei-

fügt, halte ich praktischfür zu schwierig,um die Ausführung zu versuchen. Dieses sou-
veraine Oberhaus aber in seinenBestandtheilen außerhalb des Präsidiums so weit her-
unterzudrücken,daß es einer Pairskammer ähnlich würde, die von unten her vervollstän-
digt werden könnte, halte ich für unmöglich, und ich würde niemals wagen, das einem
Herrn gegenüber,wie der König von Sachsenist, auchnur anzudeuten.

Der hauptsächlicheGrund aber, warum wir keine Theilung des Reichstagesin

zwei Häuser vorgeschlagenhaben, liegt immer in der zu starkenKomplizirung der Ma-

schine. Die Gesetzgebungdes Bundes kann schondurch einen anhaltendenWiderspruch
zwischendem Bundesrathe und dem Reichstagezum Stillstand gebrachtwerden, wie das
in jedemZweikammersystemder Fall ist; aber bei einem Dreikammersystem— wenn ich
einmal den Bundesrath als Kammer bezeichnendarf — würde die Möglichkeit, die Wahr-
scheinlichkeitdiesesStillstandes noch viel näher liegen, wir würden zu schwerfälligwerden.

Da ich einmal das Wort habe, so bemerke ich noch Einiges über den Schlußpassus
des Artikels, nämlich den Ausschlußder Beamten. Diese Bestimmung hat ihren Grund
in den mannichfachenUebelständen,die mit der Betheiligung der Beamteu an den öffent-
lichenVerhandlungen zweifellos verbunden sind und die hier von der Tribüne her schon
berührt worden sind. Als einen derselben, der hier nochbesondersmaßgebendhat sein
können, bezeichneich die Besorgniß, daß Beamte zu sehrgeneigtsein möchten, den parti-
kularistischenRegungenderjenigenBundesregierung,der siedienen, Ausdruck zu gebenin
der Versammlung. Die andern Gründe dagegensind mehr allgemeinerNatur, und für
mich der Hauptgrund ist die Lockerungder Disziplin in dem Beamtenstande. Je mächti-
ger die parlamentarischenEinflüsseauf das Staatsleben einwirken, destonothwendigerist
meines Erachtens eine straffe Disziplin in dem Beamtenstande. Wir haben in Preußen
augenblicklichgewissermaßenzwei Verfassungen, die nebeneinanderlaufen: wir habendie
alte Constitution des Absolutismus, die ihre Schutzwehrgegen Willkür in der Unabsetz-
barkeit der Beamten fand, und wir haben die moderne constitutionelleVerfassung, mit

welcherin fast allen Ländern dieseUnabsetzbarkeitder Beamten unverträglichgedachtwird.
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Wir — wenn ich sage „wir“, so meine ich in diesemAugenblickdie preußische
Regierung, — die Regierung, die handeln, die sichbewegensoll, fühlt sichgehemmtvon

allen Seiten. Sie kann nicht einmal einen Beamten, der zwar formell ihren Anordnungen
gehorcht,der aber in den Geist nicht eingeht,siekann ihn nicht absetzen.

Es hat das seinegroßenVorzüge. Ich möchtedie Integrität des preußischenBeam-

tenstandes, seinAnsehen,seinGefühl der Würde, was ihn bei schlechter,oft unzulänglicher
Besoldung über Versuchungenhinweghebt, um keinen Preis verloren gebenund möchte
lieber die Uebelständeeiner gehemmtenund genirtenRegierungnochlänger tragen, als

unbesonnenin dieseSchwierigkeitenhineinschneiden.Aber gerade,weil wir sie nicht belie-

big beseitigenkönnen, so bedürfenwir aller Mittel, die geeignetsind, eine strengeDiszi-
plin festzuhalten, und scheuenuns vor Allem, was geeignetist, siezu lockern. Ich kann

nicht behaupten,daß es im Lande einen günstigen Eindruck macht, ich kann kaum daran

zweifeln, daß es das unbehaglicheund berechtigteGefühl, daß etwas krank seinmüsseim

Staate, hervorruft, wenn man erlebt, daß in der Oeffentlichkeit ein Beamter seinemhöch-
sten Chef entgegentritt und ihm gegenüberund in Bezug auf ihn öffentlich eine Sprache
führt, die derselbeBeamte unzweifelhaft zu wohlerzogenist, um sie zu Hauseseinem
Kanzleidienergegenüberzu führen. Das kann ich nicht als eine nützlicheEinrichtung ein-

sehen. Ich gebe gern zu, daß diesesBedenken sichschonheben würde, wenn nicht die

Klausel des Zwangsurlaubes in der Verfassung stände, daß eine Regierung durch die

Verfassunggezwungen ist, demjenigenBeamten, von dem sievoraussetzt, er wird siemit

Heftigkeit angreifen, hierzuausdrücklichden Urlaub zu bewilligen. Ich bin als Minister
sehr bereit, mir die stärkstenVorstellungenvon einem Beamten, der von seinemPflichtge-
fühl geleitet wird, in einem Schriftstück gefallenzu lassen, aber ich würde es schwerer-

tragen, Minister zu bleiben, wenn ich genöthigt wäre, in meinem Ressort einen Beamten

fortdauernd zu beschäften,der mir öffentlich diejenigeAchtungversagt, auf die ich in
meiner Stellung Anspruchmache.

Wenn sichdiesenUebelständeneine Abhülfe nicht vollständigschaffenläßt, so würden
die verbündeten Regierungenfür jedeparzielle Abhülfe, die hier durchReichstagsbeschluß
gewährt würde, immer nochdankbar sein. In dieserRichtung würde z. B. das Amende-
ment, welcheszuletzt eingebrachtwurde, welches auf die geistlichenund richterlichenBe-
amten den Ausschluß beschränkt,wie ich glaube, sämmtlichenverbündeten Regierungen
annehmbarsein.

Wie mir vorschwebt,existirt derselbeAusschlußder richterlichenBeamten in mehreren
fremden Verfassungen. Daß die Betheiligung an den Parteikämpfen auf die Richter eini-

germaßen mehr zurückwirkt, als mit der Unparteilichkeit der richterlichenStellung ver-

träglich ist, meine Herren, davon habe ich selbstvielfach Beispiele erlebt. Ich will Ihnen
nur eins citiren. Ich bin, namentlich in den ersten Jahren meiner Amtsführung unge-
mein oft in der Lage gewesen, daß mir Erkenntnisse, die ohnemein Wissenund meine

Anregung gefaßt waren, wegen Beleidigung des preußischenMinister-Präsidenten zur
Einsicht zugeschicktwurden mit der Anfrage, ob ich sieveröffentlichenlassenwolle. Ich
habe manche dieserErkenntnissegelesen,andere nicht. Im Durchschnittfand ich, daß die-

selbenBeleidigungen, die, wenn ein ehrbarerHandwerksmeistersie gegen einen andern

ausspricht, eine schwereStrafe, wenn er sie öffentlich ausspricht,Gefängnißoder eine

höhereGeldstrafe nach sichziehenkönnen, dem preußischenMinister-Präsidenten gegen-
über angewendet, durchschnittlich10 Thlr. kosteten. Für 10 Thlr. hatte Jeder die Frei-
heit, mir die schmachvollstenInjurien öffentlich zu sagen oder drucken zu lassen, die er

wollte. Daß da mit einem Maße gemessenwar, welchesvon politischerBeeinflussungganz
frei gewesenwäre, den Eindruck habe ichnicht gehabt. Er wurde aber nochdadurchver-

stärkt, daß ich in einzelnendieserErkenntnissedie richterlicheMotivirung las: es lägendoch
mildernde Umständevor, denn diesesMinisterium tauge wirklich nichts. Nun frage ich:
kann mit solchenRaisonnementseines erkennenden Richters der Eindruck von Würde, von



— 44 —

Ansehen, von Unparteilichkeitauf die Dauer aufrechterhalten werden, dessendie richter-
liche Stellung bedarf?

Die Herren werden aus meiner Darlegung entnommen haben, daß die Aufrecht-
haltung des Artikels genau wie er steht, für mich geradenicht, wenn ich sosagensoll, eine
Kabinetsfrageist, daß ichmichaber freuen würde, wenn der Reichstageine oder die andere
der Ansichten, die ich hier aus eigenerErfahrung ausgesprochenhabe, durch seinenBe-
schlußbestätigte,indem entweder wenigstensdie geistlichenund richterlichenBeamten aus-

geschlossenwürden, oder —was mir noch lieber wäre, dasjenigeAmendement,welches
den Zwangsurlaub auchhier einführenwill, abgelehntwürde.

Rede die Berichte über die Verhandlungen des Reichstages
betreffend.

29. März.

(Zu Art. 22, welcher bestimmt, daß die Verhandlungen des Reichstags öffentlich sind,
waren zwei Abänderungsanträge eingebracht von den Abgeordneten Lasker und von Anusfeld,
welche wahrheitsgetreue Berichte der Berhandlungen vor gerichtlichen Verfolgungen sicher
stellen sollten. Nachdem der Abg. Lasker für seinen Antrag gesprochen hatte, ergriff Graf
Bismarck das Wort und sagte:

Die verbündeten Regierungenbefürchtenvon der Freiheit der Veröffentlichungder
Parlamentsreden keine Gefahr. Wir haben gesehen,daß Reden aus dem Preußischen
Abgeordnetenhause,wie siewohl stärker in keiner VersammlungdieserArt gehaltenwaren,
veröffentlicht wurden ohne jeglicheGefahr. Die Gründe, die uns veranlaßt haben und

mich bei einer andern Gelegenheitpersönlich—, einer solchengesetzlichenBestimmung,
wie siehier von jener Seite (links) befürwortet wird, zu widersprechen,sind andere; ich
kann sie wohl bezeichnenals Gründe der Sittlichkeit. Es giebt viele Dinge, die ein Staat
dulden kann — er kann sieignoriren; aber etwas Anderes ist es, siegesetzlichzu sanktio-
niren. Dazu rechneich auchdas Recht, einen andern Mitbürger zu beleidigen,ohne daß
dieserirgend eine Genugthuungdafür finden könnte. Ich will von Verbrechen,die man

mit Worten begehenkann, nicht reden; ich rechnegar nicht darauf, daß sie an der Stelle

begangenwerden würden. Ich will nur reden vom Schutzeder Ehre eines jedenBürgers,
welchen Schutz das Gesetzihm schuldigist. DiesenSchutz ihm zu entziehen,das halte ich
— ich wiederholees — gegen die Sittlichkeit, gegen die Menschenrechte.Unter Menschen-
rechtenlasseich mir ausdrücklichdiejenigengefallen,welchein Frankreich im Jahre 1791

adoptirt wurden, und in die Verfassungder Republik übergegangensind. Es heißt darin
ausdrücklich, und zwar in Bezug auf die Freiheit der opinions, die jeder aussprechen
könne, daßdieseFreiheitdarin bestehe,Alles zuthun, was Anderennichtschadet. Diese
Restriction legt selbstein so weitgehendesAktenstückauf, wie jenes. Die Gesetzgebung
anderer Staaten, auch die der allerfreiesten,schützenwenigstensdie Privatehre. Ich berufe
mich darüber z. B. auf die amerikanische,deren Bestimmungenich mir habe ausziehen
lassenaus Kent, COommentaries on American law Vol. I. pag. 244.

„Obgleich ein Mitglied des Kongressesaußerhalb des Kongressesnicht verantwortlich
ist für Worte, welcheer in demselbengesprochen,auchwenn dieselbenbeleidigendfür
Individuen sind, so kann er doch,wenn er seineRede veröffentlichenläßt, wegen Libells

bestraft werden, by action (in einer Civilklageauf Schadenersatz)und by indictment,
d. h. kriminell. So ist es in England Rechtensund so ist es gerecht.“

Aus England selbstwird Ihnen ein sehr bekannter Fall in Erinnerung sein, näm-

lich der Fall Stockdale wider Hansard, wo die Veröffentlichung nicht einer Rede, sondern
eines „parliamentary paper“ oder reports — es sind dies technischeAusdrücke für
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amtlicheAktenstücke,die auf Befehl des Parlaments gedrucktwerden — etwas Beleidi-
gendesfür einen Gefängnißwärterenthielt, welcherdarüber klagbar wurde. Die engli-
schenGerichte waren darüber ganz zweifellos, daß sieden Drucker wegenBeleidigungzu

verurtheilenhätten, und thaten es. Das Parlament griff ein wegen Privilegienbruchsund

bedrohte die Ausführung dieses gerichtlichenUrtheils mit parlamentarischenStrafen.
Aber das Parlament hat auchbei diesenGelegenheiten,wo es in den Rechtsgangeingriff,
niemals die Ansicht ausgesprochen,Reden und Motivirungen einzelner Abgeordneten
irgendwiezu schützenbei der Publikation, sondern nur reports, and papers, und so ist
es meines Wissensnochheutzutagein England Recht, so daß dort wenigstens, in Eng-
land, in Amerika und in allen übrigen civilisirten Ländern die Privatehre sichdes voll-

kommen gesetzlichenSchutzeserfreut. Diese Motive, diesesBedürfniß, Jedem sein Men-

schenrechtauf Schutzgegen Beleidigungenzu erhalten, leitet mich, wenn ich nachwie vor

die gesetzlicheSanction der VeröffentlichungsolcherReden, welcheinjuriös für Privatleute
sind, bekämpfe. Daß die Freiheit dadurchnicht beschränktwird, liegt auf der Hand. Ich
habe sofort, wie das Parlament zusammentrat, an sämmtlicheBehörden, die unter der

Autorität der KöniglichenRegierungstehen, durchdie betreffendenHerren Ressort-Chefs
die Aufforderung richten lassen, in keinem Falle gegen die Veröffentlichung einer Parla-
mentsrede einzuschreiten,es seidenn, daß siezuvor an die Regierung berichtethätten und

der Fall so stark wäre, daß die Autorisation von der Staats-Regierung ertheilt werden

müsse. Die Regierung wird nicht in Verlegenheitkommen, von dieserreservirten Befug-
niß Gebrauch zu machen, am allerwenigstenwird sie davon Gebrauch machenin Bezug
auf die Angriffe, die die Regierung selbst treffen, sie wird nur zum Schutz der Privat-
rechte gegen persönlicheBeleidigung jemals davon Gebrauch machen. Wenn behauptet
wird, daß unter dieserEinrichtung die Freiheit litte, so halte ich das für eine der übertrie-
benen Deelamationen, denen ich lediglicheinen ornamentalen Charakter in den Reden der

Vertheidiger des Antrags beilege.
Wenn einer der Herren Vorredner, der Abgeordnetefür Berlin, bei dieserGelegen-

heit darüber Klage geführt hat, daß unter Umständender „mühsam erzwungene"höfliche
Ton einem anderen Platz macheund damit ziemlichdeutlich auf eine lebhafte Diskussion,
die ich vor einigenTagen angeregt hatte, anspielte, so möchteich dem Herrn Abgeordne-
ten doch Eins zur Erwägung geben. Wenn man fünf Jahre lang schwergekämpfthat,
und das erreichthat, was hier vorliegt, wenn man seineZeit, die besteZeit des Lebens,
seineGesundheitdabei geopfert hat, wenn man sichder Mühe erinnert, die es gekostet
hat, oft einen ganz kleinen Paragraphen, eine Interpunktationsfrage zwischen22 Regie-
rungen zu entscheiden,wenn man nun auf den Punkt gekommenist, wie er hier vorliegt,
dann treten Herren, die von allen diesenKämpfen wenig erfahren haben, von den amtli-

chenVorgängen nichts wissenkönnen, in einer Weise auf, die ich nur damit vergleichen
kann, daß Jemand in meine geschlossenenFenster einen Stein hineinwirft, ohne zu wissen,
wo ich stehe. Er weiß nicht, wo er mich trifft, er weiß nicht, welcheGeschäfteer mir

gerade im Augenblickerschwert, die vorliegen, und die mir durch diesenWiderstand
unmöglichwerden. Er weiß nicht, welcheauswärtigen Fragen im Angenblickeschweben,
die bei einer energischenUnterstützungder Regierung von Seiten des Parlaments eine
andere Behandlunggestattenwürden, als in einem Falle, wo man sieht, daß das Parla-
ment nicht unbedingt mit der Regierung geht und nur sehr kleine Anlässe nöthig sind,
um eine ernste, tiefgehendeSpaltung zu erzeugen. Dann kommt man sehr leicht, auch
ohnegeradekünstlichnervös gemachtzu sein, in eine Stimmung, die ich dem Herrn Ab-

geordnetennicht bessercharakterisirenkann, als wenn ich ihm empfehle, in einer der ersten
Scenen von Heinrich IV. nachzulesen, was Heinrich Percy für einen Eindruck hatte, als
der dort besagteKammerherr kam und ihm die Gefangenenabforderte und ihm, der
wund- und kampfesmüdewar, eine längere Vorlesung über Schußwaffenund innere Ver-

letzung hielt. Die Stelle steht im Anfang des Stückes und fängt mit den Worten an:

„I remember that when the fight was over, there came a certain Lord etc.“ So
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ungefährwie Percy ist mir zu Muthe, wenn ich über Dinge, für die ichgelitten und ge-
kämpft habe,die ichbesserkennen muß, solcheReden höre.

Rede die Anwesenheit des Bundeskanzlers bei den Verhand—
lungen des Reichstagesbetreffend.

29. März.

Gu Art. 23 war neben andern Anträgen auch ein Antrag des Abgeordneten Dr. Braun
(Wiesbaden) eingebracht worden, welcher dem Reichstag das Recht vindicirte, die Anwesenheit
des Bundeskanzlers bei seinen Verhandlungen zu verlangen. Nachdem der Abg. Dr. Baum-
stark über das Petitionsrecht, in Betreff dessen er einen Antrag eingebracht hatte und der
Abg. Dr. Braun für den von ihm eingebrachten Antrag gesprochenhatte, erklärte Graf
Bismarck:)

Ich glaube, der Hr. Vorredner schlägtdas Gewicht des Bundeskanzlersdochzu hoch
an, wenn er der Meinung ist, daß ohne seineAnwesenheitunter Umständender Reichstag
auf die Linie zurücksinkenkönne, die er bezeichnete.Ich halte diesenZusatzeigentlichfür
überflüssig. Die Regierungenhaben ja das größteund dringendsteInteresse,ihre Angele-
genheiten beim Reichstagzu vertreten und hier zu erscheinen.Ich kann mir nur in dem
Fall die AbwesenheitjedesVertreters der Regierungenals möglich denken, daß eben die
Regierungenein dringendesBedürfniß hätten, über die vorliegendeFrage zu schweigen.
Wollen Sie nun in dein Fall gewissermaßendurch einen Haftbefehl den Bundeskanzler
zwingen, daß er sichIhnen zeigt, so weiß ich dochnicht — wenn ich mich in seineStelle
denke — welcheGewalt, welche parlamentarischewenigstens, mich zwingen könnte, zu
reden, wenn ichschweigenwill, und die bloße schweigendeAnwesenheitwürde unter Um-
ständenfür die Regierungeneine Verlegenheit,für den persönlichBetheiligten gewiß eine
sein, namentlich aber unter Umständen in auswärtigen Fragen für die Regierungen. Es
kann ja sein, daß geradedurch ihre Abwesenheitdie Regierung bei einer solchenGelegen-
heit die Verhandlungen des Reichstagesvon jeder Rücksichtentbinden wollte. Es kann ja
sein, daß sieschweigenwill, und jedesSchweigenhat immer etwas von dem, welcheszu-
zustimmenscheint,wenn man wirklich dabei sitzt.

Aber ich kann mir nur sehrwenig Fälle der Art denken, wo die Regierungendar.
über einig sein sollten, trotz des vom ReichstagegeäußertenWunschesnicht zu kommen.
Das säheganz so aus, wie muthwilliges Händelsuchen, wie ein willkürlicher Verzichtauf
das, was man dem Reichstagegegenübervertreten muß. Sollte die Bestimmungange-
nommen werden, so müßte ich dochjedenfalls wünschen, daß doch irgend eine facultas
substituendi für den Reichskanzlerhinzugefügtwürde, damit die Verpflichtungnicht auf
diesereinen Person, die dochimmer von Fleischund Blut ist, allein lastet, die unter Um-
ständenbei dem bestenWillen außer Stande seinkann, ihr zu genügen.

Erklärung in Betreff der Diäten.
30. März.

(Zu dem Art. 29 waren drei Abänderungsanträge eingebracht, von denen der eine der

Abgeordneten Ausfeld die Zahlung von Tagegeldern und Reisekostenund an Stellvertretungs-
kosten der Beamten aus der Bundeskasse, der andere der Abgeordneten v. Thünen nur die

Zahlung von Tagegeldern und Reisekosten,der dritte endlich, der Abgeordnele Meier, Tage-
gelder aus öffentlichen Mitteln nicht zu zahlen verlangte. Nachdem der Abg. v. Thünen
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für die Zahlungvon Tagegeldernim Sinne seines Antrages gesprochen,der Abg. Wagner
sich dagegen erklärt und dann wieder der Abg. Rée dafür, gab der Vorsitzende der Reichstags-
commissarienfolgende Erklärung ab.

Ich habe im Namen und im Auftrage der hohen verbündeten Regierungenzu er-

klären, daß dieselbenglauben, sich auf eine Bewilligung oder Zulassung von Diüäten
unter keinen Umständen einlassenzu können. Die Regierungenbitten vielmehr die

hoheVersammlung, die EntscheidungdieserFrage dem Wegeder Gesetzgebungdemnächst
zu überlassen,nachdemman im Stande gewesenseinwird, beruhigendeErfahrungenüber
die Wirkungeneines bisher nochwenig erprobtenWahlgesetzeszu sammeln.

BerichtigendeErklärung die vorhergehendeRede betreffend.
30. März.

(Am Schluß der Debatte über Art. 29. nahm Graf Bismarck nochmals das Wort und sagte:)
Da bereits ein Schlußantrag vorliegt, so erlaube ich mir für den Fall, daß derselbe

angenommen werden sollte, ein Mißverständniß zu berichtigen,was, wie mir privatim ge-
sagt worden ist, durchmeine Worte vorher im Schooßeder Versammlung sicherzeugt hat.
Ich habenicht sagenwollen, man könne jetzt den Artikel der Verfassungstreichenund die

ganze Frage, ob ja, oder nein, durch die Gesetzgebungspäterreguliren, — sondern ich
habe nur dasselbesagenwollen, was der Herr Vertreter der Königlich SächsischenRe-

gierung so eben gesagthat: daß, wenn sichMißstände aus der Düätenlosigkeitergeben
haben würden, oder wenn sich aus dem Verlaufe der Handhabungdes Wahlgesetzeser-

geben würde, daß es ohneGefahr geschehenkann, so ist es späterhin immer unbenommen,
im Wegeder GesetzgebungDiäten einzuführen. Aber die Erklärung, die ich Namens der
verbündeten Regierungen gegebenhabe, hat ihren Schwerpunkt in dem erstenTheile
meiner Aeußerungen,dahin einig zu sein, daß sieunter keinen Umständendie Zulassung
oder Bewilligung von Diäten glaubten acceptirenzu können.

Buchdruckereivon Gustav Lange in Berlin, Friedrichsstraße103.
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Beantwortung der Interpellation den Berkauf von Luxemburg an
Frankreich betreffend.

1. April.
(Vor dem Eintritt in die Tagesordnungstellte der Abgeordnete von Bennigsen fol-

gendeInterpellation: „Die unterzeichneten Mitglieder des Reichstages richten die nachstehenven
Anfragen an den Herrn Vorsitzendender Bundeskommissare: 1. Hat die Königlich preußische
Regierung Kenntniß davon erhalten, ob die in täglich verstärktem Maaße auftretenden Gerüchte
über Verhandlungen zwischenden Regierungen von Frankreich und den Niederlanden wegen
Abtretung des Großherzogthums Luxemburg begründet sind? 2. Ist die Königlich preußische
Regierung in der Lage, dem Reichstage — in welchem alle Parteien einig zusammenstehen
werden in der duiftigstenUnterstützung zur Abwehr eines jeden Versuchs, ein altes deutsches
Land von dem Gesammtvaterlande loszureißen — Mittheilung darüber zu machen, daß sie im
Verein mit ihren Bundesgenossenentschlossenist, die Verbindung des GroßherzogthumsLuxem-
burg mit dem übrigen Deutschland, insbesonderedas preußischeBesatzungsrechtin der Festung
Luxemburg, auf jede Gefahr hin dauernd sicher zu stellen?" Der Vorsitzende der Reichstags-=
Kommissarien, Graf von Bismarck, erklärte: Ich bin bereit, diese Interpellation gleich zu
beantworten. Nachdem dann die Interpellation durch den Interpellanten begründet war,

sagteGraf Bismarck:)

Die hoheVersammlung wird es natürlich finden, wenn ich mich in einer Frage von

der Tragweite, welche die vorliegende gewonnen hat, in diesemAugenblickedarauf be-

schränke,die Interpellation mit einer Darlegung des thatsächlichenSachverhältnisses,so-
weit es der KöniglichenRegierung und ihren Bundesgenofsenbekannt ist, zu beantworten.

Ich muß dazu zurückgreifenauf die Ursachen,die es veranlaßt haben, daß das Großher-
zogthumLuxemburgnicht Mitglied des NorddeutschenBundes ist.

Bei Auflösung und durch die Auflösung des früheren DeutschenBundes gewann
jeder der an demselbenbetheiligten Staaten seine volle Souverainetät wieder, so wie er

sie vor Stiftung desBundes besessen,aber durch die Verpflichtungen, die er im Bundes-

vertrage freiwillig eingegangenwar, beschränkthatte. Nach Auflösung des Bundes genoß
das GroßherzogthumLuxemburgund sein GroßherzogderselbenSouverainetät europäi-
schenCharakters,wie das Königreich der Niederlande und sein König. Die großeMehr-
zahl der früheren Bundesgenossen,gleichPreußen, benutzten ihre Freiheit, um sofort auf
dem nationalen Boden einen neuen Bund behufs gegenseitigerUnterstützungund Pflege
der nationalen Interessen zu schließen. Das GroßherzogthumLuxemburgfand es seinen
Interessen nicht entsprechend,denselbenWeg einzuschlagen. Durch die Organe, welche
uns innerhalb des Großherzogthumsund an seinenGrenzen zu Gebote stehen,waren wir
davon in Kenntniß gehalten,daß eine entschiedeneAbneigung, dem NorddeutschenBunde

beizutreten, in allen Schichten der Bevölkerung heimischwar. In den höherenund na-

mentlich in den höchstenwar sie getragen von einer deutlich ausgesprochenenMißstim-
mung gegen Preußen und dessenErfolge, in den unteren getragen von einer Abneigung
gegen die Uebernahme derjenigen Lasten, die eine ernsthafteLandesvertheidigungnoth-
wendig mit sichführt.

Die Stimmung der luxemburgischenRegierung fand Ausdruck in einer Depesche,
die im October an uns gerichtetwurde, und in welchersie uns nachzuweisensuchte, daß
wir kein Recht mehr hätten, in Luxemburg Garnison zu halten. Die KöniglicheRegie-
rung und ihre Bundesgenossenmußten sichdie Frage stellen, ob es angemessensei, unter

diesenUmständen eine Einwirkung oder gar einen Druck dahin zu üben, daß das Groß-
herzogthum,welches dem Zollverein angehört, auch dem NorddeutschenBunde beiträte.
Sie hat sichnachgründlicher Erwägung dieseFrage verneint. Sie mußte es einmal als
einen zweifelhaften Vortheil betrachten, in einem Bunde von dieser Intimität in dem

Großherzogvon Luxemburg ein Mitglied zu haben, welchesin seiner Eigenschaft als

König der Niederlande seinen Schwerpunkt außerhalb des Bundes, seine Interessen
außerhalb des Bundes hat und vielfach möglicherweiseim Widerspruchmit dem Bunde
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habenkonnte. Die Erfahrungen, welche wir in dieserBeziehungin dem früheren Bunde
gehabt haben, waren lehrreich geuug, um uns abzuhalten,eine ähnlicheEinrichtung in
vollem Maße auf die neue Institution zu übertragen.

Die Königliche Regierung hat sich ferner gesagt, daß vermöge der geographischen
Lage und der eigenthümlichenVerhältnisse gerade des GroßherzogthumsLuxemburgdie

Behandlung insbesondere dieserFrage einen höhern Grad von Vorsicht erforderte. Man
erweist der preußischenPolitik nur Gerechtigkeit,wenn an einer hervorragendenStelle
ausgesprochenworden ist, die preußischePolitik suchedie Empfindlichkeit der französischen
Nation — natürlich, soweit es mit der eigenen Ehre verträglichist — zu schonen. Die
preußischePolitik findet und fand zu einer solchenPolitik Anlaß in der gerechtenWür-
digung der Bedeutung, welchedie freundschaftlichen Beziehungenzu einem mächtigenund

ebenbürtigen Nachbarvolke für die friedliche Entwickelung der deutschenFrage haben
mußten.

Aus derselbenRücksicht, die ich hiermit charakterisirthabe, will ich mich enthalten,
auf den zweiten Theil der Interpellation mit Ja oder Nein zu antworten. Der Wortlaut

dieseszweitenTheiles ist ein solcher,wie er einer Volksvertretung, die auf dem nationalen
Boden steht, wohl anstehenmag; er gehört aber nicht der Sprache der Diplomaten an,
wie sie in Behandlung internationaler Beziehungen, so lange dieselben im friedlichen
Wege erhalten werden können, geführt zu werden pflegt.

Was den ersten Theil der Interpellation betrifft, so will ich das Sachverhältniß,
soweit es zur Kenntniß der Königlichen Regierung gekommenist, offen darlegen. Die

KöniglicheRegierung hat keinen Anlaß anzunehmen, daß ein Abschlu#über das künftige
Schicksaldes Großherzogthumsbereits erfolgt sei; sie kann das Gegentheil natürlich nicht
mit Bestimmtheit versichern,sie kann auch nicht mit Bestimmtheit wissen, ob, wenn er

noch nicht erfolgt wäre, er vielleicht unmittelbar bevorstände. Die einzigenVorgänge,
durch welchedie Königliche Regierung veranlaßt gewesenist, geschäftlichKenntniß von

dieserFrage zu nehmen, sind folgende:
Vor wenig Tagen hat Se. Majestät der König der Niederlande den im Haag akkre-

ditirten Königlich preußischenGesandten mündlich in die Lage gesetzt,sichdarüber zu
äußern, wie die preußischeRegierung es auffassenwürde, wenn Se. NiederländischeMa-

jestät Sich der Souverainetät über das GroßherzogthumLuxemburgentäußerten. Der

Graf Perponcher, unser Gesandter im Haag, ist angewiesenworden, darauf zu antwerten,
daß die Königliche Regierung und ihre Bundesgenossenim Augenblickeüberhaupt keinen

Beruf hätten, sichüber dieseFrage zu äußern, daß sieSr. Majestät die Verantwortlichkeit
für die eigenenHandlungen selbst überlassenmüßten, und daß die Königliche Regierung,
bevor sie sichüber die Frage äußern würde, wenn sie genöthigt wäre, es zu thun, sich je-
denfalls vorher versichernwürde, wie die Frage von ihren DeutschenBundesgenossen,wie

sie von den Mitunterzeichnern der Verträge von 1839 und wie sie von der öffentlichen
Meinung in Deutschlaud, welchegrade im gegenwärtigenAugenblickin der Gestalt dieser
hohenVersammlung ein angemessenesOrgan besitzt,aufgefaßt werden würde.

Die zweite Thatsachewar diejenige, daß die Königlich NiederländischeRegierung
durch ihren hiesigenGesandten uns ihre guten Dienste Behufs der von ihr vorausgesetzten
Verhandlungen Preußens mit Frankreich über das GroßherzogthumLuxemburg anbot.

Wir haben darauf geantwortet, daß wir nicht in der Lage wären, von diesenguten Dien-

sten Gebrauch zu machen,weil Verhandlungen dieserArt nicht schwebten.
In dieser Lage, meine Herren, befindet sich, soviel der Königlichen Regierung be-

kannt ist, die Sache noch in dieserStunde. Ich betone, soviel ihr bekannt ist,
und beziehemich auf das zurück,was ich kurz vorher über die Möglichkeit eines Abschlusses
gesagthabe. Sie werden nicht von mir verlangen, daß ich in diesemAugenblicke— ähn-
lich wie es einem Volksvertreter, einer Volksvertretung gestattetist — über die Absichten
und Entschlüsseder Königlichen Regierung und ihrer Bundesgenossenin diesemund in

jenem Falle in der Oeffentlichkeit Erklärungen abgebensolle. Die verbündeten Regie-
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rungen glauben, daß keine fremde Macht zweifelloseRechte deutscherStaaten und deut-

scherBevölkerungenbeeinträchtigenwerde; siehoffen im Stande zu sein, solcheRechtezu

wahren und zu schützenauf dem Wege friedlicher Verhandlungenund ohneGefährdung
der freundschaftlichenBeziehungen, in welchensichDeutschlandbisher zur Genugthuung
der verbündeten Regierungenmit seinenNachbarn befindet. Sie werden sichdieserHoff-
nungen um so sichererhingebenkönnen, ie mehr das eintrifft, was der Herr Interpellant
vorher zu meiner Freude andeutete, daß wir durchunsereBerathungendas unerschütter-
licheVertrauen, den unzerreißbarenZusammenhangdes deutschenVolkes mit seinenRe-

gierungenund unter seinenRegierungenbethätigenwerden.

Erklärung in Betreff der Wehrpflichtigkeit in Nordschleswig.
3. April.

(In der 26. Sitzung begann die Generaldebatte über den Abschnitt XI. der Bundesver-

sassungdas Bundeskriegswesen betreffend.Die Diskussion wurde von demAbgeordneten
ehmichen aus Sachsen eröffnet, dem Waldeck folgte. Dann sprachendie Generale von

Moltke und Vogel v. Faltensteinhieraufder Abg. v. Rössing und dann las der Ab-
geordnete Kryger (aus Nordschleswig)eine Rede vor, in welcherereinen Abänderungsantrag

u Art. 53
3 begründen suchte, dahin gehend: Die Wehrpflichtigkeitin den nördlichen Di-

strietenSchleswigs bis zur Abtretung der letztern an das Königreich Dänemark zu suspen-
diren. In Bezug hieraufsagte Graf Bismarck:)

Wenn ich das Wort ergreife, so geschiehtdas nicht, um die Bestimmungen des

Prager Friedens anzufechten,oder mich über die Auslegung derselbennochmalshier zu
äußern, sondern nur um zu verhindern,daß durch solcheKundgebungen,wie die Rede des

Herrn Vorredners war, in Nordschleswignoch mehr Leute irregeleitet werden in ihren
Ansichten über den gegenwärtigenRechtszustandund sich den gesetzlichenAnforderungen
der Behörden, besondersin Bezug auf ihre militairischen Pflichten entziehen,und sichda-

durchzu unserem Bedauern Strafen zuziehen,die unnachsichtlichwürden vollzogenwerden.
Der gegenwärtigeRechtszustanddes Herzogthums Schleswig ist der, daß dasselbenach
seinerganzen Ausdehnung,wie es sichnachdem Wiener Frieden gestaltethat, ein zweifel-
loser Bestandtheil der preußischenMonarchie ist, daraus folgt, daß sichalle Einwohner
den Gesetzenzu fügen haben, die hier gelten; wie viele und welchedavon etwa in Zu-
kunft nach den Bestimmungendes Prager Friedens aufhören werden, preußischeUnter-

thanen zu sein, ist eine Frage, die noch zu entscheidenist. So lange sie es aber sind,
bis auf die letzteMinute haben sie sichden Gesetzenund BehördenPreußens zu fügen
oder die Folgen zu tragen, welchedie Widersetzlichkeitnachsichziehenwird.

Wenn aber der Herr Vorredner aus den Bestimmungen des Wiener Friedes eine
Art von Zwitterzustandhat ableiten wollen, so daß jeder sichin den drei Herzogthümern
für einen dänischenUnterthanenerklären und dennochalle Vortheile der Unterthanenschaft
Preußens zu genießenfortfahre und dabei die dänischeUnterthanenschaftoder die Mög-
lichkeit, daß er sichfür dleselbeentscheidet,dafür benutzenkönne, um sichallen Lasten zu
entziehen, so würde doch diesesSystem Anwendung auf Holstein und Lauenburg finden.
Da könnte dann auchJeder sagen: Ich will bis 1870 warten und mich dann entscheiden,
ob ich Preuße oder Däne sein will, bis dahin bleibt mir mit den Zumuthungen der
Steuer- und Militairpflicht vom Halse.

Ich glaube, dadurchist die Unzulänglichkeit, die Unrichtigkeit der Behauptungen
des Herrn Vorredners hinreichenddokumentirt. Wir bestreitenbis 1870 keinem Schles-
wiger, der die dänischeNationalität adoptiren und nachDänemark übersiedelnwill, das

Rechtdazu,halten aber an dem Grundsatz fest, wer es gethanhat und sichdarauf berufen
hat, der hat optirt nachder Freiheit, die ihm der Wiener Friede läßt. Ist er Däne ge-
worden, so bleibt er es auch und wird als Däne angesehen,wenn er etwa wieder nach
Hausekommen will.
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Zurückweisung einer Bemerkung des Abgeordneten Duncker, den Krieg
von 1866 betreffend.

6. April.
(Nach den Verhandlungen über den Art. 58 hatte der AbgeordneteDuncker (Berlin) in

einer persönlichenBemerkung gegen den Abgeordneten v. Vincke (Hagen) den Krieg von 1866
ein verwegnes Spiel genannt. Fiergegenbemerkte Graf Bismarck:)

Der Herr Vorredner hat soebengeäußert, das Ministerium, an dessenSpitze ich zu
stehendie Ehre habe, hätte im vorigen Jahre ein sehr verwegenes Spiel gespielt, welches
schließlichdie Tapferkeit des Volkes gewonnen habe. Er hat dadurch in Fortsetzungder

Verdächtigungen,die das citirte Blatt keinen Augenblickvor und nach dem Kriege ange-
standen hat, auf diesesMinisterium zu häufen,uns beschuldigt,wir hätten willkürlich die

Ehre, Unabhängigkeitund Freiheit Preußens in ein Wagniß gezogen, das er als Spiel
bezeichnet,welcheswir hätten vermeiden können. Ich weisedieseVerdächtigung, die mir

öfter entgegentritt, aber hier mir zum ersten Male Gelegenheitgiebt, sie öffentlichund

energischzurückzuweisen,auf das Bestimmteste als unwahre Partei-Erfindung zurück.
Wir waren in der Lage, gegen ungerechteund lange vorbereitete Angriffe, gegen eine un-

gerechteMajorisirung Preußens im Bunde, gegen Angriffe, die nur mit dem Bajonette
abgewehrtwerden konnten, in gerechterSelbstvertheidigungund ehrlicherNothwehr zum
Degen zu greifen; aber Ihren Ausdruck: verwegenes Spiel, gewagtesSpiel anzuwenden,
— — ich will nicht den Ausdruck brauchen,der mir geradeankam, aber er paßt nicht.

Beantwortung einer Interpellation die Berhältnisse des Großherzog=
thums Hessen betreffend.

9. April.
(In der Sitzung vom 9. April hatten die AbgeordnetenOberhessens:Graf zu Solms-

Laubach, Freiherr Nordeck zur Rabenau und Buderus folgende Interpellation gestellt:
Se. Königliche Hoheit der Großherzog von Hessenerließnachwiederhergestelltem Frieden

unterm 17. September vorigen Jahres von Worms aus eine Proclamation, überschrieben:
„An mein treues Volk“, — welche in Beziehung auf die öffentlichenVerhältnisse Deutschlands
und dessennationale Gestaltung das Folgende besagt:

„Wir haben nicht blos die Wunden zu zeilenwelche der Krieg unserem Hessenge-
eschlagenhat, — wir haben auch mit der Neugestaltung unseres gemeinsamendeutschenVaterländesin einer, die gerechtennationalen AnsprüchebefriedigendenWeise zu beginnen.

— Der alte Rechtsboden, auf dem wir hätten fortbauen können, ist zusammengebrochen.
— Wir müssennun die Vervollkommnung des durch die Macht der Phatsachengeschaffenen
neuen Rechtszustandeszum Gegenstand unserer Sorge machen. — Mein eifriger Wunsch
war, den Bund, welcher dermalen den Norden Deutschlands umfaßt, auf das ganze große
Vaterland ausgedehntzu sehen.— Rücksichten,deren Beseitigung nicht in meiner Macht
lagen, standen bis jetzt der Erfüllung meines Wunsches entgegen. — Aber wie ich stets
seit meinem Regierungs-Antritt neben dem Wohle meines zesiscenLandes, das Glück
und die Größe des gemeinsamendeutschenVaterlandes und die Kräftigung des dasselbe
umschlingendenBandes angestrebthabe, so werde ich auch für die Zukunft diesesZiel nicht
aus den Augen verlieren. — Ich rechne dabei auf das Vertrauen und die Unterstützung
meines guten und bewährten Volkes.“

In Folge des Friedensabschlusseszwischen Preußen und Hessenvom 3. September v. J.
trat, — wie bekannt, — der Grohhezevon Hessen mit der Provinz Oberhessendem Nord-

deusschnBundebei, während die beiden anderen Provinzen des Landes außerhalb diesesVer-
ältnisses blieben.

Bei Gelegenheit der Diskussion, resp. Annahme des preußischehessischenFriedens-Vertrages
in der Zweiten Kammer zu Darmstadt, — im Januar d. J., — wurde von zwei Abgeord-
neten igt feste Erwartu sprech Großh liche Staats-Regi dgleichzeitig die feste Erwartung auszusprechen: die Großherzogliche Staats-Regierungwerde

mit allen Kräften dahin streben, achmit den von dem NorddeutschenBund bis jetzt noch
ausgeschlossenenGebietstheilen möglichst bald in denselbeneinzutreten.
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Die Kammer beschloß, Berathung und Beschlußfassungüber diesen Antrag wegen man-

elnder genügenderInformation bis nach erfolgter definitiver Konstituirung des Norddeutschen
Vundesauszusetzen. "

Diese definitive Konstituirung steht durch Publication der Verfassung in der nächsten
Zeit mit Sicherheit zu erwarten. Ist dann das ganze Großherzogthum Hessen dem Norddeut-
chen Bunde nicht beigetreten — oder ist nicht wenigstens sein Beitritt in sichereAussicht ge-4 — so wird das Land in zwei Theile zerrissen. Daraus werden schwere Schädigungen

"wnnationalen,
— der dynastischen— und der besonderen Interessen des Großherzogthums

entstehen.
Welche Gründe auch früher bestanden haben mögen, den Beitritt von ganz Hessen zum

NorddeutschenBunde zu beanstanden, so scheint uns doch jetzt die Zeit gekommenzu sein, wo

Deutschland genügendgekräftigt ist, um seine inneren Angelegenheitenohne fremden Rath seinen
eigenen Interessen entsprechendzu ordnen, — und dabei einzig und allein sein eignes Wohl
zum Ausgangspunkt seiner Eneshhliehzungenzu nehmen.

Au#sirund vorstehender Andeutungen erlauben sich die unterzeichneten.WelsesiischenAbgeordnetenan den Herrn Vorsitzendender Bundes= Kommissariendie ergebensteAnfrage:
1. ob, — und eventuell welche Hindernisse dem ungetrennten Eintritt des ganzen Groß-

herzogthumsHessenin den NorddeutschenBundzur Zeit entgegenstehen?
2. eventuell, ob diese Hindernissedauernde, — oder veribergegenderNatur sind?
Da auf eine Frage des Präsidentendes Reichstages der Vorsitzende der Reichstags-Kom-

missarien sich zur sofortigen Beantwortung der genannten Interpellation bereit erklärte, so
nahm das Wort zur Rechtfertigung der letztern der Abg. Graf zu Solms-Laubach. Nach-

-- derselbeseine Rede geendet, erklärte der Vorsitzendeder Reichstags-KommissarienGraf
Bismarck:)

Ich würde mich zu einer erschöpfendenBeantwortung der von dem Herrn Interpel-
lanten angeregtenFrage in Vertretung der hohenverbündeten Regierungen nur dann be-
reit erklären können, wenn die Frage von der Großherzoglich hessischenRegierung gestellt
würde. Der Herr Interpellant ist von der Voraussetzungausgegangen, daß der Wunsch
der GroßherzoglichenRegierung, das ganze Großherzogthumietzt in den Rorddeutschen
Bund aufgenommen zu sehen, amtlich feststände. Ich kann dies nicht bestätigen. Die

GroßherzoglichhessischeRegierung hat uns allerdings in einer Note vom 14. August v. J.
den Wunsch ausgesprochen,mit demganzen Großherzogthumin den Bund aufgenommen
zu werden. Es geschahdies aber in einer anderen Lageder Dinge, als es die heutige ist.
Die preußischeRegierung hatte damals in den Friedensverhandlungendie Forderung ge-
stellt, das gesammteOberhessenmit Homburg und Meisenheim der preußischenMonarchie
einzuverleibengegen Entschädigungdes GroßherzogthumsHessen auf Kosten Baierns.
Um diesenGebietstauschabzuwehren,bot die GroßherzoglicheRegierung, wie aus dem

Inhalt der Note vom 14. August zu ersehensein würde, den Eintritt des gesammten
Großherzogthumsin den NorddeutschenBund an. Nachdem jener Territorialaustausch
aus anderen Rücksichtenaufgegebenwar, hat die GroßherzoglicheRegierung denselben
Wunschnicht erneuert.

Die verbündeten Regierungen sindweit entfernt, die Uebelständezu verkennen,welche
aus der Theilung des Großherzogthums in einen der Gesetzgebungdes Norddeutschen
Bundes unterworfenen und einen davon freien Theil hervorgehen. Es ist sogar voraus-

zusehen,daß dieseUebelständesichnoch beträchtlichsteigernwürden, wenn es nicht gelingen
sollte, dem Zollverein eine weitere Ausdehnung, als das Gebiet des NorddeutschenBun-
des es bedingt,zu erhalten. Wir finden daher die Uebelstände, welcheder Herr Inter-
pellant hervorgehobenhat, nicht nur unzweifelhaftvorhanden, sondern auch die Gefahr,
daß sie in Zukunft wachsenkönnten.

Es kommt dazu, daß das gesammteGroßherzogthumschonin wesentlichenTheilen
seiner Organisation in die Rechtssphäredes NorddeutschenBundes hineingezogenist,
namentlich in Betreff der Verwaltung der Post und der Telegraphie, und, wie demnächst
durch den Abschlußeiner Militairconvention zu erwarten steht, auch in Bezug auf die

militairischenAngelegenheiten. Als Aequivalent dafür blieben dem Großherzogthumzu
reklamiren die Rechte, die den vorher angedeutetenLeistungenentsprächen,nämlich die
Rechte einer stärkerenVertretung im Bundesrathe wie im Reichstage, und die Bürg-



schafteneiner vollen territorialen Garantie, die sichbisher, juristischwenigstens,auf Rhein-
hessenund auf Starkenburg nicht erstreckten.

Der Frage, ob nach dem Inhalt des Prager Friedens der Aufnahmedes gesammten
Großherzogthums,welches, von der territorialen Seite aufgefaßt, zur Hälfte ein Nord-
deutscher,zur Hälfte ein SüddeutscherStaat ist, Hindernisseentgegenstehen,würden wir
näher treten, sobald uns von der GroßherzoglichenRegierung in amtlicher Form der
Wunschdazu ausgesprochenwürde. Wir würden dann, da wir mit Oesterreichauf der
Basis des Prager Friedens und in Betreff der Auslegung desselben,im Einverständniß
zu leben beabsichtigen,zunächstmit der Kaiserlich österreichischenRegierung in freund-
schaftlicheVerhandlung darüber treten, wie sie ihrerseits die Frage auffasse,und nachder

bisherigenHaltung der KaiserlichenRegierung glauben wir kaum, daß der Gedanke auf
einen bestimmtenWiderstand darin stoßenwürde, sobald die Wünscheder Großherzoglich
hessischenRegierung sichunzweideutig manifestirt hätten.

Wir würden demnächst,nachdem ich mich der Ueberzeugunghingebendarf, daß
innerhalb des engeren Bundes ein Widerspruchnicht erhobenwerden würde, es doch für
nützlich,und den gegenseitigenBeziehungenentsprechendhalten, mit unserensüddeutschen
Bundesgenossenund namentlich mit Bayern auch über diese Frage ins Vernehmen zu
treten, um zu ermessen,ob die dortige Politik durch diesesVorgehengekreuztoder unter-

stützt werden würde. Vor Allem aber wäre erforderlich, daß die GroßherzoglicheRegie-
rung ihre Willensmeinung bestimmt formulirte, und nach der Bereitwilligkeit, welchedie-

selbegezeigthat, andem nationalen Werke, an welchem sie bisher nur für Oberhessen
vollständigbetheiligt ist, mitzuwirken, dürfen wir mit Vertrauen die Entschließung,die

Entscheidungüber die Frage der GroßherzoglichenRegierung überlassen,die am besten
wissenmuß, was ihrem Interesse frommt, und der ich aus bundesfreundlichenRücksichten
hier durcheine Erklärung nicht glaube vorgreifen zu dürfen.

Erklärung, den Eintritt der süddeutschenStaaten in den norddeutschen
Bund betreffend.

10. April.
(Zu dem Art. 71 hatten die Abgeordneten Lasker und Miquel mit ihren Freunden

den Antrag gestellt: Der Eintritt der süddeutschenStaaten oder eines derselbenin den Bund

folgt auf den Vorschlag des Bundespräsidiums im Wgeder Bundesgesehgebung.
— Ueber

den Artikel sprachender Abgeordnetev. Sybel für das Amendement, Bebel gegen Art. 71,
Weber gegen Bebel, der großherzogl.HessischeReichstagskommissariusHof#ann,dann
die AbgeordnetenSchulze (Berlin), Miquel, Wigard, Lasker, Schrader, v. Vincke

(Hagen). — Hierauf der Vorsitzendeder Reichstagscommissarien:)

Um derAufforderung des Herrn Vorredners zu entsprechen,will ichmichmit wenigen
Worten über die Stellung der Vertreter der verbündeten Regierungen zu dem Amende-
ment Lasker-Miquel aussprechen.Ich kann nicht behaupten,daß die TendenzdiesesAmen-
dements unseren Wünschenund Bestrebungenwiderspricht. Eine andere Frage ist aber

die, ob solcheMitglieder dieserVersammlung, welchezugleichVertreter der Regierungen
sind, sichaugenblicklichin der Lagebefinden, für das Amendement zu stimmen. Ich habe
gesagt,daß es unserenWünschennicht widerspricht. Aber eine Regierung ist verpflichtet,
sichbei der Ausspracheihrer Wünschenach der Decke ihrer Rechte zu strecken. Ich will
damit nicht behaupten,daß die Annahme diesesAmendements im Widerspruch mit dem
Art. 4 des Prager Friedens stände; ich will nur aus ähnlichenGründen, wie ich siegestern
bei der Beantwortung der hessischenInterpellation hervorhob,nicht einseitigden Verhand-
lungen, die zu einer einheitlichenAuslegung der Kontrahenten des Prager Friedens er-

forderlich sind, vorgreifen, auch nicht die Entschließungder süddeutschenRegierungenin

einer Weisepräjudiciren, zu welcherbisher der Grad ihres amtlichenEntgegenkommens
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uns nicht auffordert. Daß im Art. 4 des Prager Friedens nicht bloß ein internationales

Schutz=und Trutzbündniß — wie einer der Herren Vorredner, ich weiß nicht welcher,be-

merkt hat — ins Auge gefaßt ist; geht, glaube ich, aus seinemWortlaut für jeden auf-
merksamen Leserzweifellos hervor. Es ist in dem Art. 4 nicht von einer neuen Gestaltung
Norddeutschlandsbloß die Rede, welcher die Kaiserlich österreichischeRegierung zustimmt,
sondernvon einer neuen GestaltungDeutschlands. Der Begriff wird dadurch erläutert, daß
der Nachsatzfolgt: „DeutschlandehneBetheiligung des ssterreichischenKaiserstaats.“Also
es ist zugestimmtzu einer NeugestaltungderjenigenBestandtheile des früheren deutschen
Bundes, welchernachdem Ausscheidender österreichischenTheile des Bundesterritoriums
übrig war.

sceist ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des Artikels von der nationalen

Verbindung Süddeutschlandsmit dem Nerddeutschen Bunde gesprechen,also nicht von

einer internationalen, welchesWert ausdrücklichin demselben Artikel auf die Bezie-
hungen Süddentschlands zum Auslande seineAnwendung gefunden hat. Wenn ich nichte-
destewenigerdie Frage, ob der Eintritt der süddeutschenStaaten mit diesem Artikel ver-

träglich ist, einseitignicht bejahenmöchte, sondernihre Beantwertung im Einverständniß
mit der Kaiserlich österreichischenRegierung finden möchte,so bewegt mich dazu der Um-

stand, daß eine der Prämissen, welche der Art. 4 aufstellt, in der Kette fehlt: das ist näm-

lich das Zustandekommendes SüddeutschenBundes. Wäre dieserzu Stande gekemmen,
oder hätte er Aussichtdazu, so ist meine Ueberzeugung,daß, wenn im Norden ein Parla-
ment tagt auf einer nationalen Basis, im Süden ein ähnliches, diese beiden Parlamente
nicht länger auseinanderzu halten sein würden, als etwa die Gewässerdes Rothen Mee-

res, nachdemder Durchmarscherfolgt war. Diese Prämisse fehlt Eisher, und wir möchten
bei der Ueberzeugung,daß die nationale Zusammengehörigkeitihre Sanction durch die

Geschichtedereinstganz zweifellos empfangen wird, über die Frage, ob dies sofort und
in welcherForm geschehenkann, nicht in Meinungsverschiedenheitmit der Kaiserlich öster-
reichischenRegierungüber die Auslegungdes eben zwischenuns geschlossenenFriedensver=
trages gerathen,indem wir dieserAuslegung einseitigvorgriffen.

Im Uebrigenbin ich auchder Meinung, daß der Unterschiedzwischendem Amendement

Migquel-Laskerund dem Texte des Art. 71 so sehrerheblichin der Praxis nicht ist. Das
Amendement behält dem Präsidium — oder wie man richtiger sagenwürde — dem Bun-
desrath die Initiative vor, und im Bundesrath würde voraussichtlichdas Präsidium die-
Initiative zu nehmenhaben. Das Bundespräsidium würde unzweifelhaft mit dieserIni-
tiative doch so lange warten, bis es diejenigenVerhandlungen geführt hat, die in dem
Art. 71 vorgesehensind, und es sichdurch den Verlauf der Verhandlungenüberzengthaben
würde, daß der Moment eingetretensei, woim Sinne des Amendements vorgegangen
werden kann, ohne daß wegen der Verfrühung einesMomentes, der späterdoch eintritt,
das Vorgehen mit Zerwürfnissen zwischenden Kontrahentendes Prager Friedens ver-

bunden sei.
Aus diesenGründen werde ich mich enthalten, für das Amendement Miguel zu stim-

men. Sollte es angenommen werden, so wird an die verbündeten Regierungendie Frage
herantreten, ob sie sichzu diesem neuen Text des Verfassungs-Entwurfesbei ihren defini-
tiven Entschließungenbekennen können. Ich glaule nicht, dieseFrage von Hauseaus ver-

neinen zu sollen, um deswillen, weil das Amendement Migqueleben die Eigenschafthat,
dem Präsidium und dem Bundesrath die Entschließungüber den Zeitpunkt dennochvoll-
ständig frei zu lassen,und uns in keiner Weise verpflichtenwürde, der Frage früher näher
zu treten, als bis wir mit allen Elementen, denen wir das Recht mitzureden, zuerkennen,
darüber einig sind.
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Erklärung im Namen der verbündeten Regierungen über die bei der

Vorberathung angenommenen Abänderungsanträge.
15. April.

(Nach einigen geschäftlichenMittheilungen Seitens des Präsidenten trat das Haus in die
Tagesordnung: Berathung über die Zusammenstellungder in der Vorberathung
im Plenum des Reichstags über den Entwurf der Verfassung des Norddeut-
schen Bundes gefaßten Beschlüsse.

Zuerst nahm das Wort der Vorsitzende der Reichstags-Kommissarien; derselbe
gab Namens der verbündeten Regierungen die nachfolgendeErklärung ab:)

Mit dem Abschlusseder Vorberathung in diesem hohenHause ist an die Vertreter
der verbündeten Regierungen die Nothwendigkeit herangetreten,die Entschließung ihrer
Hohen Vollmachtgeber über die aus den Beschlüssendes HauseshervorgegangenenAb-

änderungendes ursprünglichenEntwurfs herbeizuführen. Mit aufrichtiger Genugthuung
kann ich konstatiren, daß in Betreff der bei weitem größten Anzahl, in gegen vierzig
Purkten etwa, die verbündeten Regierungenbereit sind, sichdie Beschlüssedes hohenHau-
sesanzueignen,sofern es gelingt, über die beiden Punkte, in deren gegenwärtigerFassung
die verbündeten Regierungen ein Hinderniß des Zustandekommensder Vereinbarung
erblicken, eine Verständigung zu erzielen; es sind dies die beiden Punkte, die Sicher-
stellung der Heereseinrichtungen und die Frage über Bewilligung von

Diäten. Die Kommissarien werden Anlaß nehmen, beim Eintritt in die Diskussion
über dieseSpezialpunkte diejenigenAmendements zu bezeichnen,welche den Hohen Ver-
bündeten annehmbar sein würden, und nachderen Annahme dem Abschußder Vereinbarung
über das Gesammt-Resultatkein Hinderniß mehr im Wege stehenwürde.

Einstweilen beschränkeich mich darauf, diejenigenPunkte oberflächlichdurchzugehen,
in Betreff deren die verbündeten Regierungen unter der vorher ausgesprochenenVoraus-

setzungbereit sind, sichdie Beschlüssedes Reichstagesanzueignen. Es betrifft dies, nach-
dem die ersten drei Artikel unverändert gebliebensind, die sämmtlichen,so viel ich über-
sehesechs,Zusätzezu dem Art. 4, betreffenddie Kompetenzder Gesetzgebungdes Bundes;
ferner den dazu gehörigenZusatz alinea 2 des Art. 5, dann im Art. 11 die Genehmigung
des Reichstagesals Erforderniß für die Gültigkeit der Verträge betreffend; den Zusatzzu
Art. 9 und 10 in Betreff der Uebernahmeder Verantwortlichkeit durch den Bundeskanzler;
die beiden Sätze des Art. 21, die Wahl der Beamten und das Nicht-Erforderniß der

Urlaubs-Bewilligung zum Eintritt derselben; Art. 22, die wahrheitsgetreuenBerichte
und deren Veröffentlichung betreffend;Art. 23 über Petitionen; Art. 25 die Nothwendig-
keit, den Reichstagin 90 Tagen wieder zu berufen bei etwaiger Auflösung; Art. 26 die

Beschränkungder Vertagung — ich zähle nach den neuen Nummern —; Art. 28 ein
unbedeutender Fassungszusatz;Art. 31 die Unzulässigkeitder Verhaftung von Mitgliedern
des Reichstages in verschiedenenFällen; Art. 38 mehrere in das technischeGebiet der

SteuergesetzgebungschlagendePunkte; ebensoArt. 45, die Eisenbahnenbetreffend; des-

gleichenArt. 46; dann über Marine und Schifffahrt der Zusatz zu Art. 53; ferner im
Art. 59 die Zerlegung der siebenjährigenPeriode der Präsenzzeit in zwei Abtheilungen,
für die Anwesenheit bei der Fahne und die Zugehörigkeit zur Reserve; im Art. 61 die

Zusageeines Bundesmilitairgesetzes,dann im Art. 69, die Nothwendigkeiteines jährlich
durch GesetzfestgestelltenBudgets betreffend, Art. 72 Anleihen und Garantieen, Art. 74

über das Bundesgericht,sowie die neu hinzugekommenenArt. 76 und 77 und außerdem
den Schlußsatzzu S. 78.

Die verbündeten Regierungen haben in den von dem hohenReichstagevotirten Ab-

änderungenzum Theil zweifelloseVerbesserungenihres Entwurfs erkannt, zum Theil aber

ist ihnen, wie ich nicht verhehlenkann, die Annahmederselbenund die Vereinbarung unter

einander über geradedieseForm, in der es anzunehmensein würde, nicht leicht geworden.
Die hohenRegierungenhabensichaber von demselbenGeisteder Vermittlung leiten lassen,
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von dem sie hoffen, daß er die definitive BeschlußfassungdieseshohenHauses beherrschen
werde, indem er die individuelle Ueberzeugunghinter dem nationalen Erforderniß, daß
unserWerk überhaupthier zu Stande kommt, zurücktretenläßt.

Erwiderung auf die Rede des Abgeordneten Reichensperger.
15. April.

(Nach der obigen Erklärung trat der Reichstag in Berathung. Zunächst wurde der An-

trag des AbgeordnetenBockum-Dolffs, den Entwurf so wie er aus der Vorberathungher-
vorgegangen unverändert anzunehmenabgelehnt, demnächstbeganndie General-Diskussion,
zu welcher der Abgeordnete Reichenspergerdas Wort ergriff. Ihm erwiderte der Vor-

sitzendeder Reichstags-Kommissarien:)

Ich bin nicht in der Lage, schonkörperlich nicht, mich mit den ausgeruhtenKräften
des Herrn Vorredners in einen neuen rednerischenKampf über Dinge einzulassen,über
die wir sechsWochen diskutirt haben. Ich knüpfe nur an seine eine Erklärung an, die

Minister wären nicht inamovible und an ihren Personen könnte die Sache nicht scheitern,
eine Erklärung, die ich mit dem vollsten Herzen unterschreibeund dem Herrn Vorredner
gern bestätige, daß, wenn es ihm gelingt, seineAnsichtenhier zur Annahme zu bringen,
ich außer Stande sein würde, die Verantwortung für die Durchführung des uns vorliegen-
den Werkes zu tragen. Ich würde in demselbenAugenblickean Se. Majestät den König
die Bitte richten, mich meiner Stellung nicht nur als Bundes-Kommissar, sondern als

FreußischerMinister — denn dieseist in einer unzertrennbarenBeziehungzu diesemVer-

fassungsentwurf— zu entheben, und dem Herrn Vorredner die Chance geben, an der
Spitze der Majorität, mit der er mich geworfenhabenwürde, zu versuchen,ob er ebenso
gut zu regierenwie zu reden versteht.

Erklärung in Betreff der Diätenfrage.
15. April.

(Die Art. 1—20 wurden in der Fassung, wie sie aus der Vorberathung hervorgegangen
waren, angenommen. Bei Art. 21 vertheidigten die Abgeordneten Lasker und Grumbrecht
ebenfalls die Fassung, welche in der Vorberathung angenommen worden war. Nach dem
AbgeordnetenGrumbrecht erklärte der Vorsitzendeder Reichstags-Kommissarien:)

Grade dieserArt. 21 in der Fassung, wie er durch den hohenReichstag amendirt
worden ist, gehört zu denjenigen,über welche die Herstellung der Einigung zwischenden
verbündeten Regierungenbesondersschwieriggewesenist, und die verbündeten Regierun-
gen haben ihrerseits geglaubt, durchAnnahme der jetzigenFassungeine erheblicheCon-
cessionzu machen. Wenn diesesEntgegenkommen,statt auf Anerkennungzu stoßen, da-
mit vergolten werden sollte, daß nun Nova, welchedie Stellung der Regierungenschwie-
riger machen, hinein amendirt würden, so würde damit die Concessionder Regierungen,
die sie für die jetzigeFassung des Art. 21 gemachthaben, invalidirt werden, und wir
würden es nicht übernehmen,eine neue Vereinbarungherbeizuführen.

Erklärungen in Betreff der Militairfrage bei der Schlußberathung.
16. April.

(Nachdem Art. 21 im Sinne der Regierung abgeändertund die Art. 22—59 nach der
Zusammenstellung aus der Vorberathung angenommen worden, wurde die Diskussion über
Art. 60 (Art. 56) des Entwurfs eröffnet.

Der Art. 60 bestimmt, daß die Friedens-Präsenzstärkedes Bundesheeresbis zum 31. De-



seiwber1871auf 1 pCt. der Bevölkerung von 1867 normirt sein solle; für die spätere Zeit
olle die Fledens-Präsenzstäredes Heeres im Wege der Bundesgesetzgebungfestgestelltwerden.

Zu diesem Artikel liegenfolgendeAbänderungsvorschlägevor:
I. Amendement Ausfeldt: Den Art. 60 zu streichen.

II. Amendement Graf Eberhard Stolberg: Im Art. 60 statt des letzten Satzes den
folgenden Satz anzunehmen:

„Für die spätere Zeit wird die Friedens-Präsenzstärkedes Heeres durch ein Bundes-
esetzfestgestellt,bis zu dessenErlaß die vorstehendenBestimmungenvon Jahr zu

Jahr in Kraft bleiben.“
Das Wort ergriff zuerst der Abg. v. Vincke (Hagen). Derselbe sprach für die An-

nahmedes Amendements Graf Eberhard Stolberg. Der Abg. Lasker bekämpftedie De-
ductionendesAbg. v. Vincke (Hagen). Der Abg. v. Blanckenburg führte aus, daß es für
ihn und seine Gesinnungsgenossenunmöglich sei — für das bei Art. 62 anzuführende Amen-
dementder Abg. Herzog v. Ujest und von Bennigsen zu stimmen, wenn das zu dem Art. 60
eingebrachteAmendement des Abg. Graf Stolberg nicht angenommen würde.

Der Vorsitzende der Reichstags Kommissarien gab nach der Rede des Abg. v. Blancken-
burg folgende Erklärung ab:)

Ich habemir gesternvorbehalten, im Laufe der Diskussionbei den betreffendenAr-
tikeln diejenigenAmendements zu bezeichnen,welcheden von den verbündeten Regierungen
gefaßtenBeschlüssenentsprechen. In diesem Sinne erkläre ich, daß das Amendement des

Grafen zu Stolberg mit diesenBeschlüssenübereinstimmt, und die Vertreter der Regie-
rungen daher verpflichtet sind, an demselbenfestzuhalten. Das Amendement des Herzogs
von Ujest läßt die Möglichkeit, auf dem Wege, welchender Herr Abg. von Hagen ange-
deutet hat, im Jahre 1872 einen Budgerkonflikt, einen Militairkonflikt zu erneuern,

dessenFolgen sich in diesemAugenblickenicht übersehenlassen. Wer daher entschlossen
ist, diesen Konflikt zu verhüten, der muß mit uns in dieserFrage für das Amendement
des Grafen zu Stolberg stimmen.

Der Abg. Graf Bethusy-Huc erklärte: da ihm nach dieser Erklärung das Zustande-
kommen der Verfassungnicht gefährdet zu sein scheine, wenn der Antrag der Abgeordneten
Herzog von Ujest und von Bennigsen angenommen würde, so werde er für den genannten
Antrag stimmen.

Der Vorsitzendeder ReichstagsKommissarienbemerkte hierauf wiederholt:
Mir ist schwerverständlich, welche Gründe den Herrn Vorredner bewegenkönnen,

gegen das Amendement des Grafen zu Stolberg zu stimmen, wenn er demselbenvor den

konkurrirenden den Vorzug giebt. Der Herr Vorredner hat sichdarüber nicht ausge-
sprochen,sondern er hat gesagt, wenn ich im Namen der verbündeten Regierungen er-

klärte, daß die Verwerfung des Amendements Stolberg, oder daß die Annahme des

Amendements Hohenlohe den Abbruch unserer Verhandlungen, das Mißlingen der Ver-

ständigung zur Folge hätte, dann würde er für das ersterestimmen. Er ordnet also seine
Ueberzeugungvon Dem, was gut, was bessersei, den kategorischenErklärungen der Re-

gierungen unter. Meine Herren, wir find nicht in dem Stadium, daß ich eine solcheEr-

klärung hier in meinem Namen abgebenkönnte. Ich habe mit kurzen Worten, die ich
vorher sprach,genau die Sitnation bezeichnet,wie sie liegt; ich habe gesagt, das Amen-

dement Stolberg ist dasjenige, worüber die Regierungen sich verständigt haben und

dessenAnnahme auchdie Annahme der gesammtenVerfassungmeines Erachtens in sichere
Aussicht stellt. Wenn diesesAmendement, dieser von den Regierungen vereinbarte Text
hier verworfen würde, dann hätte ich an die verbündeten Regierungen mit den anderen

Kommissarien, und an Se. Majestät den König, meinen Allergnädigsten Herrn, zu be-

richten und deren Entscheidungzu gewärtigen. Aber ich habe hier nicht in einer commi-

natorischenWeisedieseEntscheidungzu antizipiren.
(Nunmehr nahm das Haus einen Antrag auf Schluß der Debatte an — und schritt zur

Abstimmung.
In namentlicher Abstimmung wurde das Amendement Graf Eberhard Stolberg mit 167

gegen 110 Stimmen abgelehnt.
Der Art. 60 des Entwurfs wurde angenommen, eben so Art. 61.

Es folgte die Diskussion über Art. 62 der Zusammenstellung (§. 58 des vorgelegtenEnt-



wurfs). Derselbe bestimmt, daß zur Bestreitung des Aufwandes für das gelammteBundes-
eer bis zum 31. Dezember 1871 dem Bundesfeldherrn jährlich soviel mal 225 Thlr. zur Ver-Hennzu stellen seien, als die Kopfzahl der Friedensstärke des Heeres nach Art. 60 beträgt.g diesemArt. 62 sind folgende Abänderungsvorschlägeeingereicht:

I. Amendement Ausfeld: den Art. 62 zu Kreichen.
II. Amendement Graf Stolberg: im Art. 62 statt der Worte: bis zum 31. Dezem-

ber 1871, zu setzen:
„Bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes.“ Z„

III. Amendement Herzog v. Ujest — v. Bennigsen:
Der Reichstag wolle Gchliezen: , 4

dem Art. 62 der Verfassungs-BeschlüssefolgendenZusatz hinzuzufügen:
Nach dem 31, Dezember 1871 müssen diese Beträge von den einzelnen Staaten

des Bundes zur Bundeskassefortgezahlt werden. Zur Berechnung derselben wird
die im Art. 60 interimistisch festgestellteFriedenspräsenzstärkeso lange festgehalten,
bis sie durch ein Bundesgesetzabgeändertist.

Z

ie Verausgabung dieserSumme für das EesammteBundesheer und dessenEin-
richtungen wird durch das Etatsgesetzfestgestet.

Bei der Feststellung des Militair-Ausgabe Etats wird die auf Grundlage dieser
Verfassung gesetzlichfeststehendeOrganisation des Bundesheereszu. Grundegelegt.

IV. Unteramendement des Abg. Graf Otto v. Stolberg-Wernigerode zu dem
Amendement der Abgeordneten Herzog v. Ujest und v. Bennigsen: in dem zweiten Satz des

ersten Abschnitts zu setzen: 4 Z„ 4

Die Berechnung derselben erfolgt nach der in Art. 60 festgestelltenFriedensprä-senzstärke,welche so lange von S zu Jahr in Kraft bleibt, bis sie durch ein

Bundesgesetzabgeändert ist.“
An der Diskussion über den Art. 62 betheiligte sich nur der Abg. Schulze.
Nachdem dieser gesprochen,nahm das Wort der Vorsitzendeder Reichstags-Kommissarien;

derselbeerklärte:)

Ich erlaube mir an die Hohe Versammlung bei diesem Artikel von Neuem die

dringendeBitte zu richten, sich wenigstens in diesemFalle für das Amendement des

Grafen Stolberg-Wernigerode, welchesstatt der Worte „bis zum 31. Dezember1871“
setzenwill „bis zum Erlaß eines Bundesgesetzes“,und für das zu dem Hohenlohe'schen
Amendement gestellteSous-Amendement des Grafen Otto von Stolberg-Wernigerode
erklären zu wollen. Geschiehtdas nicht, meine Herren, so laufen wir die Gefahr — ich
überlassees Jedem, die Berechnunganzustellen,daß, nachdemalle diejenigenAenderungs-
anträge, welcheden verbündeten Regierungendie Vorlage annehmbar machenwürden,
verworfen sind, die Vorlage nicht annehmbar wird und jetzt im letztenAugenblickedas
Ziel der Berathung, welches wir glauben schenmit der Hand fassenzu können, entrollt
und nicht erreichtwird. Diese Gefahr bitte ich sichzu vergegenwärtigen, ehe Sie dies
verwerfen.

Erwiderung auf die Rede des Abgeordneten Simon.
16. April.

(Der Abg. Wigard reichte den Antrag ein, nach Abschnitt XII. folgendenneuen Ab-
schnitt einzuschalten:

XII. Rechte der Angehörigen des NorddeutschenBundes.
Art.... Die Verfassungenund Gesetzgebungender einzelnenBundesstaaten müssen

den Angehörigenderselben mindestens diejenigen Rechtegewähren, welche die preußische
Verfassungs-Urkundevom 31. Januar 1850 in Tit. II. „von den Rechten der Hruhen-
den preußischenStaatsbürgern verleiht.“
Nachdemder Abg. Wigard diesen Antrag befürwortet hatte, wurde derselbe abgelehnt.

Genehmigt wurden die Art. 73 und 74. Bei dem Art. 75 der Zusammenstellung(70 der

Vorlagbeantragte der Abg. Simon, den 2. Theil dieses Artikels zu streichen.
er Vorsitzendeder Reichstags-Kommissarienerklärte:

Ich glaube, daß der Herr Vorredner nicht in der Lage ist, die Absichtender verbün-
deten Regierungen hier in der Weise interpretiren zu können, wie er es gethan hat, als
könnte bei AbfassungdiesesArtikels irgend einer der Regierungender Gedanke vorge-
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schwebthaben,mit dieser Bestimmung etwa die Landes-Verfassungenin Breschezu legen,
die augenblicklichzu Recht bestehen. Das sind Befürchtungen,mit denen man schüchterne
constitutionelle Gemüther bei Wahlreden ängstigt, um sie abzuhalten, daß siekonservativ
stimmen; aber es wird der Regierung nicht vorgehaltenwerden dürfen, als ob das ernst-
lich in ihrer Absichtliegen könnte. Ich möchte doch dringend bitten, in diesemMoment
nicht noch zu rütteln an einem Artikel, welcherin der Vorberathung vollständigunverän-
dert gebliebenist, und in Betreff dessenich also auchnicht in der Lagewäre, irgend eine

Konzessionzu machen.
Was ferner die Frage, die der Herr Vorredner an mich gerichtethat, und die gestern

schonin meiner Abwesenheitgestelltist, über die Diäten betrifft, so weiß ich nicht, ob mir
der Herr Präsident, da sie nicht zur Sache gehörte, gestattet, mit einem kurzenWorte

darauf zu antworten. Ich habe in den Verfassungsentwurfnichts hineinzuinterpretiren,
was nicht darin steht; und meines Erachtens steht das darin und liegt in der gesammten
LageunsererGesetzgebungen,daß die Regierungenohne eine strafgesetzlicheUnterlage nur

denen etwas verbieten können,denen sieüberhauptzu befehlenhaben.



Thronrede zum Schluß des Reichstags des Norddeutschen Bundes.

17. April.

Erlauchte, edle und geehrte Herren vom Reichstage des Nord—

deutschen Bundes!

Mit dem Gefühle aufrichtiger Genugthuung sehe Ich Sie am Schlusse Ihrer
wichtigen Thätigkeit wiederum um Mich versammelt.

Die Hoffnungen, die Ich jüngst von dieser Stelle zugleich im Namen der

verbündeten Regierungen ausgesprochen habe, sind seitdem durch Sie zur Er-

füllung gebracht.
Mit patriotischem Ernste haben Sie die Größe Ihrer Aufgabe erfaßt, mit

freier Selbstbeherrschung die gemeinsamen Ziele im Auge behalten. Darum ist
es uns gelungen, auf sicherem Grunde ein Verfassungswerk aufzurichten, dessen
weitere Entwicklung wir mit Zuversicht der Zukunft überlassen können.

Die Bundesgewalt ist mit den Befugnissen ausgestattet, welche für die

Wohlfahrt und die Macht des Bundes unentbehrlich, aber auch ausreichend sind,
— den Einzelstaaten ist, unter Berbürgung ihrer Zukunft durch die Gesammtheit
des Bundes, die freie Bewegung auf allen den Gebieten verblieben, auf welchen
die Mannigfaltigkeit und Selbstständigkeit der Entwickelung zulässig und er-

sprießlich ist. Der Volksvertretung ist diejenige Mitwirkung an der Verwirk-
lichung der großen nationalen Aufgaben gesichert, welche dem Geiste der be-

stehenden Landes-Berfassungen und dem Bedürfuiß der Regierungen entspricht,

sbreThätigkeit von dem Einverständnisse des Deutschen Volkes getragen zu
ehen.

Wir Alle, die wir zum Zustandekommen des nationalen Werkes mitgewirkt,
die verbündeten Regierungen ebenso wie die Volksvertretung, haben bereitwillig
Opfer unserer Ansichten, unserer Wünsche gebracht; wir durften es in der Ueber-

zeugung thun, daß diese Opfer für Deutschland gebracht sind und daß unsere
Einigung derselben werth war.

In diesem allseitigen Entgegenkommen, in der Ausgleichung und Ueber-
windung der Gegensätze ist zugleich die Bürgschaft für die weitere fruchtbrin-
gende Entwickelung des Bundes gewonnen, mit dessen Abschluß auch die Hoff-
nungen, welche uns mit unseren Brüdern in Süddentschland gemeinsam sind,
ihrer Erfüllung näher gerückt werden. Die Zeit ist herbeigekommen, wo unser
Deutsches Vaterland durch seine Gesammtkraft seinen Frieden, sein Recht und
seine Würde zu vertreten im Stande ist.

Das nationale Selbstbewußtsein, welches im Reichstage zu erhebendem Aus-
druck gelangt ist, hat in allen Gauen des Deutschen Vaterlandes kräftigen Wie-
derhall gefunden. Nicht minder aber ist ganz Deutschland in seinen Regierungen
und in seinem Volke darüber einig, daß die wiedergewonnene nationale Macht
vor Allem ihre Bedeutung in der Sicherstellung der Segnungen des Friebens
zu bewähren hat.



Geehrte Herren! Das große Werk, an welchem mitzuwirken wir von der

Vorsehung gewürdigt sind, geht seiner Vollendung entgegen. Die Volksver-
tretungen der einzelnen Staaten werden dem, was Sie in Gemeinschaft mit den

Regierungen geschaffen haben, ihre verfassungsmäßige Anerkennung nicht ver-

sagen. Derselbe Geist, welcher die Aufgabe hier gelingen ließ, wird auch dort
die Berathungen leiten.

So darf denn der erste Reichstag des Norddeutschen Bundes von seiner
Thätigkeit mit dem erhebenden Bewußtsein scheiden, daß der Dank des Vater-
landes ihn begleitet und daß das Werk, welches er aufgerichtet hat, sich unter

Gottes Beistand segenbringend entwickeln wird für uns und für künftige Ge-

schlechter.
Gott aber wolle uns Alle und unser theures Baterland segnen!



Anhang.

Rede über die Vereinigung der Herzogthümer Schleswig und Holstein
mit der preußischenMonarchie.

Ministerpräsident Graf v. Bismarck: Der Herr Abg. (Twesten)stimmt für die

Annexion. Ich bedaure, daß, über den Zweckhinaus, dieseAbstimmung zu motiviren,
seineRede hauptsächlicheine versuchteBeweisführung gewesenist, daß die Schleswig-
Holsteiner Grund hätten, übler Laune zu seinüber Alles, was ihnen von Preußen wider-

fahren ist. Ich erlaube mir, zunächsteinige unrichtigeThatsachen,auf welcheder Herr
Redner dieseBeweisführung begründete,nochmalszu berichtigen. Ich erkläre es für po-
sitiv falsch,daß der Prinz von Augustenburgjemals die PreußischenFebruarbedingungen
angenommen hat, und wir würden genöthigt sein, die Briefe, welchedarüber vorliegen,
wenn dieseunwahren Behauptungenferner aufrechterhalten werden sollten, zu veröffent-
lichen, obwohl sie ursprünglichnicht dazu bestimmtgewesensind. Er hat sie stetsnur so
angenommen, daß er sicheine Hinterthür offen gehalten; er hat in uns die Ueberzeugung
geweckt,daß die vorbehaltene ständischeZustimmung von ihm zu diesenBedingungen
nicht gesuchtwerden werde, daß er vielmehr im Einzelnen, vermöge der ständischenWei-

gerung, loszukommensuchenwerde und geradevon dem Wichtigsten. Bei der bekannten,
ost erwähnten Unterredung, die der Herr Vorredner nochmals angeführt hat, obschonich
nicht weiß, was sie mit dem heutigenZweckzu thun hat, muß ich zunächstbestreiten,daß
der Prinz in einem gereiztenZustandegewesenist. Die Unterredung dauerte drei Stun-
den, von neun Uhr bis Mitternacht. Am Schlussederselbenhat sichder Prinz in voll-
kommen freundlicherBeziehungvon mir verabschiedetund gesagt, er werde sichdie Sache
in Dolzig weiter überlegenund von dort aus schreiben.Ich muß der Behauptungdes
Herrn Vorredners in meinem persönlichenInteresse entgegentreten. Ich habe nicht die
Gewohnheit, in meinem eigenenHause und unter vier Augen unhöflich zu sein, und bei

politischenVerhandlungen glaube ich mich immer so verhalten zu haben, daß mein Ge-
genpart nicht ohne sachlichenAnlaß in einen gereiztenZustand versetztwird. Hätte ich
gewußt, daß dieseDetails heutevon der Tribüne vorgebrachtwerden würden, so würde

ich mich aus den Acten vergewisserthaben, wie sie damals lagen. Ich kann nicht Alles

behalten, was in drei Jahren geschieht;aber dessenerinnere ich mich ganz genau, daß die
Forderung, welche ich dem Prinzen jemals in Aussichtstellte, hinter den Februarbedin=
gungen sehrweit zurückstand.Es handelte sichum ein Hafengebietund um festeStel-

lungen an den beiden Endpunktendes Nordostseekanals.Die militärischenBeziehungen
konnten zwischenuns damals gar nicht so genau discutirt werden, in allen anderen waren

unsere Ansprüchedamals sehr viel gemäßigter, als später in den Februarbedingungen,
und ich glaubeversichertzu sein, daß ich mich dem entsprechendgeäußerthabe. Ich erin-
nere mich sicher,daß, als ich von dem Hafengebietsprach,der Prinz darauf hinwies, das
könnte sichja gar um „Quadratmeilen“ handeln, woraus sieeben den Maßstab dessen,
was er zu bewilligen bereit war, entnehmenkönnen. — Daß ich in früheren Zeiten zu
irgend Jemand gesagthabensolle, ich zögedie Personalunionder Einsetzungder Familie
Augustenburgvor, muß ich starkbezweifeln. Ich kann natürlich, wie schongesagt,nicht
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jedesWort im Gedächtnißbehalten, was ich zu den vielen hundert Deputationen, die ich
gesehenhabe, gesprochenhabe; diesesaber kann ichnicht gesagthaben, denn es ist nie
meine Meinung gewesen,und warum sollte ich grade diesen Leuten in dieserRichtung
das Gegentheilmeiner Meinung sagen! Ich habestetsan dem Klimax festgehalten,daß
die Personalunionbesserwar, wie das, was existirte, daß ein selbstständigerFürst besser
war, als die Personalunion und daß die Vereinigungmit dem PreußischenStaate besser
war, als ein selbstständigerFürst. Welchesdavon das Erreichbare war, das konnten
allein die Ereignisselehren. Wäre Personalunion das Maximum des Erreichbaren ge-
wesen, so hätte ich mich vor der Hand bei der damaligen Lageder Dinge im Interesse
Deutschlandsnicht berechtigtund berufengehalten,dieseAbschlagszahlungzurückzuweisen.
Aber es ist nicht zweifelhaft, daß im ganzen Laufedes Jahres 1864 eine für uns irgend
annehmbareVerständigung mit dem Prinzen von Augustenburgnicht zu erreichenwar,
und daß der Prinz die Bedingungen,die Se. Majestät und Sr. Majestät Minister allein

annehmbar hielten, nicht eingegangenist. Ich kann nochweiter gehen, wenn wir einmal
auf Persönlichkeitenkommen. Noch im vorigen Jahre, kurz vor den GasteinerVerhand-
lungen, habe ich den KöniglichBaierischenMinister, Freiherrn v. d. Pfordten, gebeten,
ob er nicht seineVermittelung dahin eintreten lassenwolle, daß zur Verhütung eines

Konfliktes, der ganz Deutschlandergreifenkönnte,Unterhandlungengeführt würden, durch
welcheder Prinz von Augustenburgbewogenwerde, einen für Preußen annehmbaren
Frieden mit Sr. Majestät zu machen, wobei ich erklärte, daß ich dem Prinzen zu diesem
Behufe an dem KöniglichenHofe eine günstigeAufnahme vermitteln würde, wenn der

Prinz sichdorthin begebenwolle. Herr Freiherr v. d. Pfordten übernahm sehr bereitwillig
dieseVermittelung; er hat sichdemgemäßan den Prinzen, ob an dessenRäthe ebenfalls,
weiß ich nicht, gewendet; er hat jedochdarauf zuerstmehrereWochenlang gar keine Ant-
wort bekommen und später eine kühleund vornehmeAblehnung. Hierfür habeich Zeu-
gen. Wenn ferner behauptetworden ist, daß sichein Unterschiedin dem Eroberungsver-
hältniß von Schleswig-Holstein und dem von Hannover behauptenließe, so ist dies nur

so zu acceptiren, daß unser Eroberungsrechtan den Herzogthümernjedenfalls ein noch
stärkeres ist; es ist ein doppeltes! Wir haben sie zuerst den Dänen und zweitens
dem mit unseren kriegerischenFeinden verbündeten Prinzen von Augustenburgabgenom-
men. Nehmen Sie an, der Prinz wäre wirklich legitimer Regent gewesen,so ist er eben

so sehr der Bundesgenosseunserer kriegerischenGegner gewesen,als der König von Han-
nover oder der Kurfürst von Hessen. Er ist es aber mit mehr Besonnenheitgewesen,mit
mehr Berechnungund mit wenigerOffenheit. Wäre unserVorgehen in der Mitte Juni

diesesJahres wenigerschnellerfolgt, so würden wir es erlebt haben, daß aufder Basis
des Bundesbeschlussesvom 14. Juni c. sichin Hannover, an dem Krystallisationspunkte
des Gablenz'schenCorps, Hannoverscheund AugustenburgischeTruppen bei Stadege-

sammelt hätten, um gegen uns im Felde zu operiren und eine Diversion gegen Berlin zu

machen. Ich bedaure, daß der Herr Vorredner von der Höhe der politischenAuffassung,
die ihn sonstkennzeichnet,herabgestiegenist, um Persönlichkeitenauf der Tribüne in die-

semAugenblickevor die Oeffentlichkeitzu bringen. Ich kenne nicht die einzelnenunterge-
ordneten Beamten in der Verwaltung von Schleswig-Holstein;ich habe in diesemAugen-
blick auch nicht die Zeit, mich darum zu bekümmern. Ich muß mein volles Vertrauen
auf den Baron v. Scheel=Plessensetzen,und er genießtes in vollstemMaße. Er ist der

erste Schleswig.Holsteiner,der schonim Jahre 1864 in Schönbrunn mir den festenEnt-

schlußaussprach, für nichts Anderes, als für den Anschlußan Preußen zu wirken,und

die Verdächtigung, daß er dänischenInteressen diene, ist eine, die er nicht verdientund
die ich auf das Bestimmtestezurückweise;ich baue auf seineTreue ebensofest, wie aufdie

irgend eines andern Dieners Sr. Majestät des Königs. Daß die K. Staatsregierung
ihn in diesemMomente mit einer Freiheit schaltenlassenmuß, daß ein soschneidigerund

entschiedenerCharakter,wie der des Herrn v. Plessen,der sichvieleJahre lang im Kampfe
für seinLand gegen Dänemark bewährt hat, seineunbequemen,seinerauhen Seiten hat,
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die ihn mitunter über das Ziel hinansschießenlassenmag und Freunde verletzen, anstatt
der Gegner, das mag sein; dergleichenist von einer kräftigen und männlichenNatur oft
unzertrennlich.Ich habe aber so viel im Amte gelernt, daß man es mit in den Kauf
nehmen muß. Man muß bei einer starkenund sonstzuverlässigenPersönlichkeitauf solche
kleine Reibungengefaßt sein und daraus keine Ursachezum Bruch oder zu einer Anklage
machen. Ich habe nicht Zeit und halte es nicht für zweckmäßig,die Geschäftedergestalt
zu centralisiren, daß man gewissermaßenin jedemGensdarm persönlichdrinsitzenwill;
es ist ja ein gerechterVorwurf gegen die PrenßischeVerwaltung, daß jedeBrücke im
Lande vom Ministerium selbst gebant wird und daß jede kleine rechthaberischeLokalbe-

schwerdevon verletzten Gemüthern gleich an die große Glocke gehängt wird, mit dem

Verlangen, daß man deshalb die höchstenBeamten und gleichganze Systeme wechselt.
— Ich komme zu einem andern, schwerer wiegendenVorwurfe, den der Herr Vorredner

unserer Politik macht und zu dessenBesprechungich etwas weiter ausholen muß; ich
meine den wegen der Möglichkeit der Abtretung eines Theiles von Nord-Schleswig. Der

Herr Vorredner hat auchdiesenund, wie mir scheint, die ganze Weltlage aus dem aus-

schließlichSchleswig-HolsteinischenStandpunkte aufgefaßt. So können wir die Frage
nicht beurtheilen. Wären wir mit Schleswig-Holstein und mit Dänemark allein auf der

Welt, so würde ein solcherFriedens-Paragraphnicht existiren. Ich muß um Verzeihung
bitten, wenn ich hierbei weitläufiger werde, als sonstmeine Gewohnheit ist, oder wenig-
stens doch weiter ausholenmuß, um ihnen die Gründe klar zu legen, welche die Königl.
Staatsregierung bestimmthaben, einen dem öffentlichenGefühle widerstrebendenund mit
den reichenErfolgen Preußens anscheinendim WiderspruchstehendenArtikel in den Frie-
den aufzunehmen. Die politische Gestaltung, welcheEuropa im Jahre 1815 erhalten
hat, die Beziehungender Kabinette zu einander, von da ab bis zum Jahre 1840, geben
das Bild eines großenEuropäischenDefensivsystemsgegen Frankreich. Es war dies die

natürliche Rückwirkungder Eroberungskriegedes erstenFranzösischenKaiserreichs. Die-
ses System gewährte seinen Theilnehmerneine Sicherheit, aber eine abhängige, wenig-
stensfür Preußen. So lange Preußen ihm angehörte, mußte es auch den unglücklichen
Zuschnitt, der ihm im Jahre 1815 zu Theil gewordenwar, ertragen, mit seinemKom-
mißbrot zufriedensein. Es hatte dafür Schutz und Sicherheit. Die früheren Regierun-
gen haben es nicht für zweckmäßiggehalten, Gelegenheiten,die zur Abwerfung dieses
Systems sichboten, zu benutzen. Dieses System ist gefallen ohne Preußens Zuthun.
Wäre also durch seinenFall die Sicherheit in zu hohemGrade beeinträchtigt, so wäre

Preußen selbstdaran unschuldig; es ist gefallendurch das Jahr 1848, durch die Politik,
die seit dem Jahre 1848 oder besserseit dem Jahre 1850 von Oesterreichgegen Preußen
getrieben wurde, und die es sehr schwermachte, das frühere maßgebendeVertrauen zu
Oesterreichwieder zu erzeugen. Den letztenStoß hat die heilige Alliance bekommen durch
den orientalischenKrieg, durchdas Verhalten Oesterreichsgegen Rußland, und der Zer-
fall dieserAlliance hinterließ einen Zustand, in dem Preußen mit Recht oder Unrechtvon

dem Anslande und, zum großen Theil, von seinen eigenenAngehörigen als permanent
hülfsbedürftig gegen Frankreich angesehenund diese angeblicheHülfsbedürftigkeit zur
Basis der Spekulation auf unsereNachgiebigkeitund Bescheidenheitgemachtwurde. Diese
Spekulation ist in dem letzten Jahrzehnt, namentlich von Oesterreichund von einem
Theile unserer DeutschenBundesgenossen,sehr weit getriebenworden. War sieeine be-

rechtigte? fragt man sich. Die InteressenPreußens tragen an und für sichnichts in sich,
was uns nicht den Frieden und ein freundlich-nachbarlichesVerhältniß zu Frankreich
wünschenswerthmachte. Wir haben bei einem Kriege mit Frankreich, selbst bei einem

glücklichen,nichts zu gewinnen. Der Kaiser Napoleon, im Widerspruchzu anderen Fran-
zösischenDynastieen, hat in seiner Weisheit erkannt, daß Frieden und gegenseitigesVer-
trauen im Interessebeider Nationen liege; daß sievon der Natur nicht berufen seien,sich
gegenseitigzu bekämpfen,sondernals gute Nachbarn die Bahn des Fortschritts in Wohl-
fahrt und Gesittungmit einander zu wandeln. Zu solchenBeziehungenmit Frankreich

-
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ist nur ein selbstständigesPreußenbefähigt; eine Wahrheit, die vielleichtnicht von allen
Unterthanen des Kaisers gleichmäßigerkannt wird. Wir aber haben es amilich nur mit
der FranzösischenRegierungzu thun. Ein solchesNebeneinandergehenbedingt eine wohl-
wollende Schonung der Interessen beider Völker. Welchessind nun im großen Ganzen,
ohne den zufälligen Stoß vorübergehenderEreignissein Ansatz zu bringen, die Interessen
Frankreichs in Bezug auf Deutschland? — Betrachten wir sieganz ohne deutschesVor-

urtheil, suchenwir uns auf den FranzösischenStandpunkt zu setzen! Es ist das die ein-

zige Art, fremde Interessen mit Gerechtigkeitzu beurtheilen. Es kann für Frankreich
nicht erwünschtsein, daß in Deutschland eine Uebermachtentsteht, wie siesichdarstellen
würde, wenn man sich ganz Deutschland unter OesterreichischerLeitung geeinigtdächte,
ein Reich von 75 Millionen, ein Oesterreichbis an den Rhein; selbstein Frankreichbis
an den Rhein würde kein ausreichendesGegengewichtbilden. Es ist für ein Frankreich,
welches mit Deutschlandin Frieden leben will, ein Vortheil, wenn Oesterreichan diesem
Deutschlandnicht betheiligt ist, indem die OesterreichischenInterefsen mit den Französischen
mannichfachcollidiren, sei es in Italien, sei es indem Orient. ZwischenFrankreich und
einem von Oesterreichgetrennten Deutschland sind dagegendie Berührungspunkte, die zu
feindlichenBeziehungenführen können, viel weniger zahlreich; und daß Frankreich den

Wunschhegt, zum nächstenNachbar einen solchenzu haben, mit dem es Aussicht hat, in

Frieden zu leben, einen solchen, dem 35 oder 38 Millionen Franzosenim defensiven
Kampfe vollständiggewachsensind, ist ein natürliches Interesse, das kann man ihm nicht
verargen. Ich glaube, daß Frankreich, in richtiger Würdigung seinerInteressenweder

zugebenkonnte, daß die PreußischeMacht nochdaß die Oesterreichischeverschwände.—

Welches sind weiter die Interessen Frankreichs bei der EuropäischenEntwickelung, na-

mentlich unter der jetzigenDynastie? Es ist die Berücksichtigungder Nationalitäten.

Diesem System entsprechendhat Frankreichdie Dänische Frage von Anfang an aufge-
faßt; die FranzösischeRegierung hat schonauf der Londoner Conferenzund in der Zeit
vor und nach ihr eine weniger schroffeStellung gegen die DeutschenAnsprücheDänemark

gegenübereingenommen,soweit dieseAnsprüchemit der Idee der Nationalität zusammen-
fielen. Die vollständigeDurchführung des Nationalitäts-Principes ist bekanntlichauf der

DänischenGrenze ganz unmöglich, weil die Nationalitäten so gemischtsind, daß sichnir-

gends eine Grenze, die sievollständig von einander sondert, ziehenläßt; aber es war das

Princip im Großen, welchesFrankreichvertreten hat, und welcheses Frankreich möglich
machte, den DeutschenBestrebungennicht mit der Schärfe gegenüberzu treten, wie es

von andern Mächten geschah.In der Zwischenzeitist man in vertraulichenBesprechungen
mit Dänemark, mit andern Mächten häufig auf dieseFrage zurückgekommen;wir haben
niemals die Initiative dazu ergriffen, weil sie uns keine bequemewar. Ich bin stets der

Meinung gewesen,daß eine Bevölkerung, die wirklich in zweifellosund dauernd mani-

festirtem Willen, nicht Preußischoder nicht Deutsch sein will, die in zweifellosmanifestir-
tem Willen einem unmittelbar angrenzendenNachbarstaat ihrer Nationalität angehören
will, keine Stärkung der Macht bildet, von welchersiesichzu trennen bestrebtist. Man

kann zwingendeGründe haben, dennochauf ihre Münsche nicht einzugehen,die Hinder-
nissekönnen geographischerNatur sein, die es unmöglich machen, solcheWünschezu be-

rücksichtigen.Es fragt sichob und in wie weit dies hier zutrifft. Die Frage ist eine of-
fene; wir haben jederzeitbei ihrer Erörterung hinzugefügt, daß wir uns niemals dazu
herbeilassenkönnen, unsere militärischeSicherheitslinie durch irgend ein Arrangement zu

compromittiren, daß wir wohl aber zweifellos und unabhängigausgesprocheneWünsche,
deren Beharrlichkeit und ehrlicheKonstatirungklar wäre an diesergeographischenStelle,
unter Umständenberücksichtigenkönnten. So ungefähr hat eine Anzahl vertraulicher Be-

sprechungenin der Zwischenzeitgelautet. — So lag die Sache, als Frankreichdurch die

Ereignisseim Juli d. J. in die Lagekam, seineeigenenWünschemit einem ungewöhnlich
starkenGewichtzu accentuiren. Ich braucheIhnen die Situation nicht zu schildern,sie ist
bekannt genug, und Niemand hat Preußenzumuthen wollen, zwei große Europäische
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Kriege gleichzeitigzu führen, oder indem Momente, wo es den einen führte und die

Früchte desselbennochnichtgesicherthatte, seineBeziehungzu anderen Großmächtenzu
compromittiren. In dieser Lageder Dinge wurde Frankreich von Oesterreichzum Ver-
mittler der Streitigkeiten berufen, also vollkommen legitim durch einen der streitenden
Theile berufen, seineMeinung geltendzu machen. Daß Frankreichdie Erfordernissesei-
ner Politik berücksichtigte,kann ihm Niemand verdenken; darüber, daß es sie mit Mäßi-
gung geltendgemachthat, ist es, glaube ich, für das Publikum nochzu früh, zu urtheilen,
und ich möchte Sie bitten, dies der Aggretiation der Regierungzu überlassen. An uns

trat die Frage heran, nicht, ob wir es den Wünschender Schleswig-Holsteinerentsprechend
hielten, sonderndie, ob wir in der EuropäischenLage,in der wir uns vor Wien befanden,
die Gesammtheitdessen,was uns von Oesterreichunter FränzösischerVermittelung ge-
boten wurde, annehmenoder ablehnenwollten. Die Materialien zur Entschließungwaren

nicht eben in der wünschenswerthenVoll ständigkeitgegenwärtig; Detail-Verhandlungen
unmöglich; unsereCommunicationen waren unterbrochen,die Telegrammebrauchten drei,
mitunter sechsTage, bevor sie aus den EuropäischenResidenzenins Hauptquartier ge-
langten, weil die Linien auf dem Kriegsschauplatzevielfachabgeschnittenwaren. Es war

also nur die allgemeineEuropäischeLageund die eigeneaugenblicklicheStimmung als
Motive zur EntscheidungSr. Majestät des Königs zu nehmen. Wir hatten eine starke
Anlehnung an der unerschütterlichstenVertragstreue Italiens, die ich nicht genug rühmen
und deren Werth ich nicht hoch genug anschlagenkann. Die Italienische Regierung hat
der Versuchung,sichdurch ein GeschenkOesterreichs,des gemeinschaftlichenFeindes, von

dem Bunde abziehenzu lassen, mit großer Entschiedenheitwiderstanden und wir knüpfen
an dieseThatsachengegründeteHoffnungen auf die zukünftigen freundschaftlichenund

natürlichen BeziehungenzwischenDeutschlandund Italien, aber ungeachtetdieserin der

Diplomatie und auf dem Schlachtfeldewerthvollen Bundesgenossenschaftenentnahmen
wir der Gesammtlagedie Ueberzeugung,daß wir den Bogen nicht zu straff spannendurf-
ten, daß es nicht angemessensei, durchVerwerfung von Einzelheitendie Gesammtheitdes

Errungenen wieder in Frage zu stellen und ihre Sicherstellung vielleicht von weiteren

EuropäischenComplicationenabhängigzu machen. Es ist sehrschwer,von Hause aus zu
übersehenund zu ermessen,wie weit eine Discussion angebotenerBedingungenführt, oft
von kleinen Ausgangspunktenzu schwerenDifferenzen; ich habe selbst Seiner Majestät
unumwunden dazu gerathen, wie die Vermittelungsvorschlägevor uns gelegt wurden
à prendre ou à laisser, einzuschlagenund anzunehmen, und nicht wie ein verwegener
Spieler das Ganzenochmals aufs Spiel zu setzen. Diesen Verhältnissen,m. H., ver-

dankt dieseKlausel in dem Vertrage ihre Entstehung.Die vage Fassung, die sieerhalten
hat, läßt uns eine gewisseLatitude der Ausführung; ich halte aber für nöthig, anzufüh-
ren, daß, wenn wir auchder Amendirung der Commissionnicht widersprechen,wir uns

doch unmöglich durch die Commissionund die Beschlüssedes Landtagesvon Verpflich-
tungen entbinden lassenkönnen, die wir eingegangensind, sondern wir müssensiehalten,
aber wir werden sie so zur Ausführung bringen, daß über die Abstimmung, auf deren
Grund wir verfahren, über deren Freiwilligkeit und Unabhängigkeitund über den defini-
tiven Willen, der dadurchkundgegebenwird, kein Zweifel bleibt. — Ich weiß nicht, ob
die Discussion weiter fortgeführt wird oder ob ein baldiger Schlußantrag bevorsteht.
Sollte Ersteres der Fall sein, so möchteich die Herren darum bitten, die Discussion in

diesemMomente dochnicht zur Ablagerung von mehr oder weniger feindseligenPartei-
ansichtenzu benutzen, sondern in diesemAugenblickeden Blick nur nachaußen zu richten
und die Nothwendigkeitim Auge zu behalten, daß wir Rücken an Rücken stehenund das

Gesichtdem Auslande zuwendenmüssen,um gemeinschaftlichunsereInteressenzu wahren.
Es würde mir um so lieber sein, als ich leider nicht im Stande bin, der Discussion bis

zum Ende beizuwohnen, indem ich um dieseZeit nothwendigbei den Verhandlungender

NorddeutschenBevollmächtigtenwerde zugegen seinmüssen.

5



Rede über den Grenzverkehr mit Rußland.
27. Januar 1867.

(In der heutigen Plenarsitzungdes Abgeordnetenhauseskam zunächstdie nachfolgendeIn-
terpellation des Abgeordneten von Waligorski zur Vorlesung:

An die Königliche Staats-Regierung erlaube ich mir die Frage zu richten:
(Ob und welcheSchritte sie gethan habe oder zu thun gen, um eine, den bestehenden

völkerrechtlichen Vertrags-Verpflichtungen, dem notorischen Bedürfnisse des Großherzog-
thums Poseu und der beiden anderen Nachbarprovinzen, so wie den Anforderungen der

Neuzeit entsprechendeRegulirung des Grenzverkehrs mit dem Königreiche Polen und der

Kaiserlich russischenStaaten von der russischenRegierung zu erlangen — respective auf
dieAbstellung der von ihr in neuerer Zeit angeordnetenVerkehrs-Hemmungenund sonstigen
Vexationen diesseitigerStagtsangehörigenzu dringen.“

Der Präsident des Staatsministeriums Graf von Bismarck erklärte sichzur sofortigen
Beantwortung bereit:

Wenn es die Absichtder Herren Interpellanten gewesenist, einem auswärtigenMi-

nister eine VerlegenheitgeschäftlicherNatur zu bereiten,so ist dieseAbsichtvon Ihnen voll-

ständigerreichtworden. Es ist für einen auswärtigen Minister nichtmöglich,sichhier von

dieserStelle zum öffentlichenAnkläger einer befreundetenund benachbartenRegierungzu
machen;es widerstreitetdies jeder völkerrechtlichenTradition. Der Weg, zwischenRegie-
rungen Beschwerdenzu erledigen,ist der der diplomatischenKorrespondenz,nicht der der

öffentlichenDeclamation. Auf der anderen Seite wiederum möchteichnicht, daß aus einem

Stillschweigender Regierunggefolgertwerden könnte,daßnachunsererMeinung der Grenz-
Verkehrsichin einer uns erwünschtenLagebefände. Eben sowenig möchteich durchEnt-

wickelungder Genesisder jetzigenLage,durch Erklärung der Haltung der russischenRegie-
rung, ihr bei den Diskussionen, die wir mit ihr habenwerden, Argumente an die Hand
liefern, die wir bisher zurückgehaltenhaben. Es ist also schwierigfür den auswärtigen
Minister, sichüber eine solcheFrage öffentlichauszusprechen.Ich glaube, daß der Herr
Interpellant ein schätzbaresMaterial zusammengestellthat, von dem die höherenrussischen
Behörden gern auf diesemWegeKenntniß nehmenwerden, nur hätte ich gewünscht,daß
er sichetwas kürzergefaßthätte, indem es dann mehr Leserin den höherenKreisen finden
würde, und daß er es frei gehaltenhätte von Uebertreibungenund Verdächtigungender

Haltung der KöniglichenRegierung in Betreff des Schutzes,den sie ihren Angehörigen
leistet,Verdächtigungen,die ich als unwahr zurückweise,und die zu meinem Bedauern dazu
beitragen,das Gewicht der Thatsachenauf dem handelspolitischenGebiet abzuschwächen,
die der Herr Redner vorgebrachthat. Ich kann mich in dieserBeziehungdem Bedauern
nur anschließen,daß die Interpellation nicht von Jemandem gestelltworden ist, der sich
von polnischenund antipreußischenSonderbestrebungenvollständigfrei gewußthätte.

Daß der Grenzverkehrnicht in der Lage ist, welchedie Regierung für eine normale

anerkennt, und daß er dies seit 50 Jahren nichtgewesenist, das beweisendie niemals ab-

gebrochenenund, wie ich glaube, jetzt nicht aussichtslosenVerhandlungen,die über eine

Verbesserungdes Grenzverkehrsgepflogenworden sind. Ich habehierzufälligeinen Akten-

fascikelbei mir, der von diesenVerhandlungen— blos diejenigenallgemeinerNatur —

aus der zweitenHälfte des Jahres 1842 umfaßt. Die sämmtlichenanderen funfzig Jahr-
gänge sind für die Registratur kaum wenigerfruchtbar gewesen,wie der von 1842. Es

sind damit nicht etwa die sehr viel zahlreicherenAkten über Privatbeschwerdenge-
meint, die in unserenRegistraturenund der der PetersburgerGesandtschaftlagern, son-
dern nur die allgemeinenVerhandlungenzur Verbesserungder jetzigenSituation. Daß
also die Regierungin dieserBeziehungnichtdie Mühe gescheuthat, können sieschondaraus

entnehmen.Wenn die Lagetrotzdemnochimmer sehrweit entfernt davon ist, befriedigend
zu sein, so gehtdie Behauptungdes Herrn Interpellanten, daß dies eine Folge der Ver-

letzung von Verträgen sei, dochetwas zu weit, die Verletzungvon Verträgen — ich würde

sehrdankbar sein, wenn mir Fälle namhaft gemachtwürden, in denen sie stattgefunden
hat, einzelneFälle, wo gegen bestimmteArtikel gültiger Verträge verstoßenworden wäre.

Die KöniglicheRegierung würde nicht Anstand nehmen,sofort für die Aufrechterhaltung
der Verträge einzutreten,und sie hat die Ueberzeugung,daß sie in solchemFalle bei den

höherenrussischenBehördenGehör finden würde.
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Der Herr Interpellant hat den Vertrag vom 3. Mai 1815 citirt. Er hat aber, wie
dies leider bei Citirungen von Verträgen über Polen schonöfter der Fall gewesenist, nicht
vollständigcitirt. Die Stellen, die er angeführt hat — ich habe hier das Original des

Vertrages — erlaube ichmir in ihrer Vollständigkeitzu verlesen. Also: La navigation
de tous les fleuves ete. Das war richtig citirt, und dann sera libre de telle sorte

qu'elle ne puisse étre interdite à aucun des habitans des provinces polonaises qui
se trouvent sous les Gouvernemens Prussien et Russe. Also nur für die Bewohner
der dortigen Provinzen war dieseFreiheit stipulirt, und es war keine Freiheit von Abgabe,
wie aus den folgendenArtikeln hervorgeht,wo die Natur der aufzulegendenAbgabenäher
definirt wird, sondernes sollte nur die Schiffahrt nichtuntersagtwerden dürfen. Dann ist
es ebensomit einem anderen Artikel, 28, den der Herr Vorredner citirt hat, wo die Regie-
rungen, um leurs vücs bienfaisantes et paternelles, kund zu geben,überein gekommen
sind: „de permettre à Tavenir et pour toujours entre toutes Leurs provinces polo-
noises (à dater de 1772) la circulation la plus illimitée de toutes les productions
et produits du sol et de l’industrie de ces mmes provinces.“

Und in einem folgendenArtikel ist die Rede von den productions de la nature du

Sol, des manufactures et des fabriques des provinces mentionndes. In diesenZu-
sätzenliegt die Unausführbarkeitdes Vertrages, der damals stipulirt war. Und hier, meine

Herren, beweistsichgeradeder NachtheilsolcherInterpellationen. Wir habender russischen
Regierungniemals zugegeben,daß dieserVertrag unausführbar sei; aber ichwill lieber es

offen bekennen,daß er es ist, als daß die Regierunghier beschuldigtwerde, die Interessen
der KöniglichenUnterthanenmuthwillig oder aus Konnivenzzu vernachlässigen,indem sie
nichtauf Ausführung der Verträge besteht.Dieser Vertrag, wie Sie aus dem Wenigen,
was ichvorgelesenhabe,ersehen,denkt sicheine Zolleinheit des ehemaligenPolens in seinen
Grenzenvon 1772. Ob die Unterzeichnerdie Convention für ausführbar gehaltenhaben,
lasse ich dahingestelltsein. Daß wir aber das preußischeZollgebiet mit Ausnahme von

Ermeland, Westpreußenund Posen nicht zerreißen,Ostpreußen davon nicht absondern,
nicht den Zollverein der Convention wegen sprengenkönnen, das liegt auf der Hand. Eben
so unausführbar wird es sein, daß sichRußland in zwei Zollgebietespalte, von denen das
eine diesseits,das andere jenseitsder GrenzenPolens von 1772 liegt. Diesen Uebelstand
bei dem Vertrage vom 3. Mai 1815 hat der Interpellant sorgfältig nicht hervorgehoben.
Der Herr Interpellant selbstwar der Meinung, daß er die einzig vertragsmäßigeBasis
wäre, welchewir Rußland gegenüberbefäßen.Ich würde es bedauern, wenn dem sowäre,
denn die Convention giebt wenig Mittel; diese wurden erst gewonnen durch spätereVer-

handlungenund provisorischeAbkommen, die die Rechteaus dem Vertrag utilisirt haben.
Die erstenwaren schonaus dem Jahre 1818, dann mehrereandere später,zuletzt 1842,
wo von Rußland die coucessions definitives gegebenwurden, die nochheute die Basis
unserer Verkehrsbeziehungenbilden. Also wenn der Herr Interpellant den Vertrag
1815 die einzigevölkerrechtlicheBasis nennt, so hat er uns weniger zugebilligt, als wir

Rußland gegenüberbesitzen.Eine VerletzungvölkerrechtlicherVerträge, wenn die existirt,
deren Beweis gewärtigeich,und ichwerde dann nichtanstehen,siemit Energiezu verfolgen
Einstweilenwird der Herr Interpellant genöthigtsein, uns lediglichdarauf zu verweisen,
daß wir Rußland gegenüberdie Anforderungender Neuzeitund die Bedürfnisse unserer
Grenz-Provinzengeltendmachen.Daß die Anforderungender NeuzeitvölkerrechtlicheVer-

pflichtungendem russischenReichenicht auflegen,wird der Herr Interpelland zugebenund

daß ebensowenigvölkerrechtlicheVerpflichtungenRußland nöthigen,unsereGrenzprovinzen
zu berücksichtigen,wird auchnichtzweifelhaftsein.

Ich erlaube mir nocheinen Ansdruck des Herrn Vorredners zu releviren, der gerade
in dieseGedankenreiheschlägt:er begreifenicht, wie die preußischeRegierung diesenUkas

hättebewilligenkönnen. Ja, meine Herren, wir werden bei der GesetzgebungRußlands
nicht zugezogen, und ich wüßte nicht, unter welchemTitel wir dort ein Bewilligungsrecht
ausüben sollten. Das Einzige, was wir geltend machenkönnen Rußland gegenüber,ist
das eigenerussischeInteresse, und dessenPflegeallein kann, wo Verträge fehlen, die Auf-
gabeder russischenRegierungsein. Daß unsererMeinung nach diesePflege nicht in der
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richtigenRichtungund in dem richtigenMaße erfolgt, habenwir der KaiserlichenRegierung
unzähligeMale gesagt,sie ist aber der Meinung, daßsieselbstam Bestenbeurtheilenkönne,
was ihren Interessenentsprecheoder nicht, und wir können dagegenvölkerrechtlichnichts
einwenden,sondernuns nur mit dem traurigen Trostebegnügen,daßRußlands Interessen
unter dieserGrenzsperremehr leiden, als unsere.

Wenn der Herr Vorredner in seinenbedauerlichenUebertreibungenso weit gegangen
ist, unsereöstlichenProvinzenals ein absterbendesGlied zu betrachten,welchesan der Pest
des Pauperismus zu leiden anfange,so will ich ihm eine ihm vielleichtselbstbekannte That-
sachecitiren und ihn aufmerksammachenauf den Preis der Grundstückediesseitsund jen-
seits der für das menschlicheAuge nicht weiter kenntlichenpreußisch=russischenGrenzlinie.
Ich will die Zahlen, die mir angegebensind, nicht verbürgen; ich will nur anführen und
werde gern berichtigtwerden; mir ist gesagt,daß ein Morgen guter Boden in Kujawen
diesseitsder Grenzemit durchschnittlich80 Thlrn., jenseitsder Grenzemit 20 bis 25 Ru-
bel bezahltwird, und zwar Grundstücke,die neben einander grenzen und die an Beschaffen-
heit und Klima ganz dieselbenVortheile und Ertragsfähigkeit gewähren.Das möge den
Beweis liefern, wo die Folgender Grenzsperream fühlbarstensind und wo der Pauperis=
mus als Ergebnißderselbenzu Tage tritt.

Ich erlaube mir auf einigeder angeführtenEinzelnheiteneinzugehen,über die ichmir
aus dem Ministerium Materialien habegebenlassen,namentlichüber den Ukas vom Jahre
1845, den der Herr Vorredner ohneZweifel — ichhabeihm nicht genau folgenkönnen —

richtig angeführthabenwird. Die BemühungenunsererGesandtschaftund unseresGene-
ral-Konsuls und des von uns für die Sache des Handelsvertragesbesondersdahin kom-
mittirten Rathes sind leider bisher erfolglosgeblieben,indem die KaiserlicheRegierungan-

führte, daß sie an einer seitKurzemeingeführtenund vom Kaiser selbstgenehmigtengesetz-
lichenBestimmungnichts ändern könne. In anderen Fällen, wo Erschwerungenim Reise-
verkehrzur diesseitigenKenntniß gelangt sind, ist zum Theil Abhülfe erreichtworden; aber

hier sind schonviel spezielleFälle angeführt; ich will die Zahl nicht vermehren,und er-

wähne nur die Arbeiter im Hüttenwerk der Herren Grafen von Renard und von Kramsta
und diejenigenim KreiseLipno, denen russtscherseitsdie Pässeabgenommenwaren. Meine

Herren! Wir können in diesemUkas sehrrascheine Abänderung erzielen, wenn wir uns

dazuverstehenwollten, einen Kartelvertraggegen den Schunggel mit Rußland zu schließen;
aber ich glaube,wenn die Kaufmannschaftenfür Eines der preußischenRegierungdankbar

sind, neben den vielen unfruchtbarenBemühungen,die seit50 Jahren stattgefundenhaben,
so ist es dafür, daß siesichgeweigerthat, diesenKartelvertrag abzuschließen,den man, wie

ichglaube, ziemlichhochanrechnenwürde, und wenn die Andeutungenbegründetwären,
welcheder Herr Interpellant über die Motive der Regierungangedeutethat, so wäre dies
ein Preis, für den wir vielleichtauf politischemGebiete viel erreichenkönnten. Das wird
aus einigenZiffern hervorgehen.Die KaiserlichrussischenBehördenhaben in ihren vor-

jährigen Einnahmen, ihrer Meinung nach, in Folge der neuen Organisation, an Zöllen
einen Mehrertrag von 3½ Millionen Rubeln an der westlichenGrenzeerzielt und sind
deshalbdurch einen besonderenKaiserlichenErlaß wegen ihrer Thätigkeit belobt worden.
Es ist erklärlich,daß diesesResultat auf den erstenAnscheinin Rußland die günstigeMei-

nung erweckt hat, die neue Einrichtung sei, finanziell wenigstens,eine nützliche. Ich glaube
umgekehrt,daß sie nur eine neue Prämie auf den Schunggel setzt. Nachunsern oberfläch-
lichenAbschätzungen,die ja nicht ganz genau seinkönnen, würden die russischenZollreve-
nüen, wenn kein Schmuggelstattfände,wie er durch den übermäßighohenTarif ermuthigt
wird, mindestensdas Zehnfachedes Plus vom vorigenJahre betragen, also 30 bis 40

Mill. Rubel, und es wäre mir lieb, wenn dieseZiffern und dieseVerhältnisseauf dem

Wegeder Oeffentlichkeitmöglichstzur Kenntniß der russischenBehördenkämen, um sie zu
überzeugen,daßder Kampf, wie er bisher geführt, ein unfruchtbarerund hoffnungsloser
ist. Ich erinnere daran, daß im Anfangeder vierzigerJahre der Plan auftauchteund die

Ausführung befohlenwar, eine halbeWerst Längevon der Grenzefrei von Bäumen, Ge-

büschenund Häusernherzustellen,um den Schmuggelbesserüberwachenzu können. Der

Plan wurde damals aufgegebenwegen der übermäßigenExpropriationskosten,die man
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hättezahlenmüssen,vielleichtauch, weil diesesMittel den Hauptgrund des Schmuggels
nicht getroffenhätte. Es hätte nur den illegalenSchmuggelgetroffen. Eingeweihten,mit
den dortigenVerhältnissenBekannten wird der Ausdruck verständlichsein. Was ferner den

Chausseezollund die Brücke bei Wloclawek betrifft, so bedaure ich, daß über dieseSache
nichtvon Seiten der einzelnenBetheiligtenBeschwerdenan das hiesigeauswärtigeMi—
nisterium gerichtetwerden, sobalddieseZölle in uuregelmäßigerund gesetzwidrigerWeise
erhobenwerden. Es liegen uns solcheBeschwerdennicht vor. Ich kann mir auch den
Grund denken,weshalbdie Leute, die sichbeschweren,fürchten,wenn siewieder an dieselbe
Brücke kommen,vielleichtunangenehmeFolgen ihrer Beschwerdenzu erleben. Denn daß
die Zölle in dem Maße, wie der Herr Interpellant sagt,oder in geringeremMaße in Be-

ziehungauf ihre Höheflüssigsind, ist mir sehr wahrscheinlich.Aber ich frageSie: wen

trifft denn dieserSchaden? Der Herr Interpellant klagt über die Bedrückung„unsers“
Holzhandels.Daß das Holz die Weichselaufwärts geflößtwürde, istnicht wahrscheinlich,wie
der Herr Redner zugebenwird; es trifft also der Schaden den russisch-polnischenHolz-
handel, er trifst die Unterthanenvon Nußland oberhalb der Brücke von Wloclawek. Der

DanzigerKaufmann, welcherdas Holz kauft, wird aber natürlich unter den Spesenund

Transportkostenauch die ungeregelteSchifffahrtsabgabean der Brücke zu Wloclawek
mit kontiren und den Holz-Produzentenbeim Ankauf in Rechnungstellen. Wenn die

Herren aber glauben,daß unfre Kaufleute die irreguläre Abgabean der Brücke zu Wloc-
lawek in dem Unterschiededer Holzpreiseoberhalb und unterhalb der Wloclaweker Brücke

nicht in Rechnungbringenund daß nicht die Preise unterhalb die Abgabeunter Hinzurech-
nung der erwähntenAssekuranzprämiedecken,so irren Sie sich; so rechnendie Danziger
Kaufleute nicht. Von ihnen werden sämmtlicheZoll= und andere Transportspesen,
bei Normirung des Preises, den sie dem polnischenHolzverkäuferoberhalb der Brücke

zahlenkönnen, in Rechnunggestellt,und so trifft auchder Zoll an der Brücke zu Wlocla-
wek den eigenenrussischenUnterthanen an der obern Weichsel,der seinHolz verkauft, und
dem er mehr schadet,als dem unsrigen, wenn es auchbedauerlichist, daß nicht ein Ver-

ständnißerzielt werden kann, vermögedessenein freier Verkehrzwischenden beiden, durch
die natürlicheWasserverbindungauf einander angewiesenenProvinzenstattfinden und bei-
den Theilen zum Vortheil gereichenwürde.

Was dann die Klagen über die Besteuerungder Juden betrifft, so können wir darin

Nichts ändern; es ist ein Akt der inneren Gesetzgebung.In ähnlichenFällen sind das

Einzige, womit man sichinternational helfenkann, die Repressalien. Die Staatsregierung
müßte also nachdem bekannten Sprüchwort, was ich nicht citiren will, die russischenBe-
kenner des jüdischenGlaübens ebenfalls zu höherenStenern heranziehen,;ein anderes
Mittel ist mir nicht bekannt. Ferner sind bekanntlichdie Klagen über Ausweisungenund

Einsperrungenvon Individuen, welchemit regelmäßigenpreußischenPässenund Legitima-
tionen versehensind, sehrhäufig, wie ichdas aus meiner eigenenErfahrung, während ich
Gesandterin Petersburg war, am bestenweiß und wofür ichIhnen nochflagrantereFälle,
als diejenigenanführen könnte, welchedem Herrn Interpellanten zu Gebote standen. Es
wird in jedemeinzelnenFalle der zu unsererKenntniß kommt, der Weg betreten, welcher
einzigoffen ist, indem wir durchdas General-Kousulat in Warschauoder durchden Königl.
Gesandtenin PetersburgBeschwerdeführen, und ichkann nicht anders sagen,als daß wir
bei den höchstenrussischenBehördenstetsdie vollsteBereitwilligkeit zur Abhülfe begründe-
ter Beschwerdengefundenhaben;aber es dauert gewöhnlichsehrlange, und wenn die Ab-

hülfe kommt, dann ist gewöhnlichdas Unglückbereits indem Maße geschehen,daß es

schwerwieder gut zu machenist. Aber ich habemich, wie gesagt,weder in meiner damali-

gen Stellung, nochin meiner jetzigenjemals über Schutzder Härte oder der Willkür von

Seiten der höchstenrussischenBehördenbeschwerenkönnen. Wie entstehennun solcheKon-
flikte, meine Herren, abgesehenvon den Fällen, wo siegeradezuErpressungensind? Unsere
Landsleute reisenhäufig mit einigemLeichtsinnnachRußland hinüber, ohneMittel, ohne
die Sprachezu kennen, ohnenamentlichüber die Formalien, welche sie an der Grenzezu
erfüllen haben,sichvorher zu informiren. Sie kommen mit Waffen — ohne die Absicht,
sieweiter zu gebrauchen— Das ist aber in Rußland verboten; sie hätten sichdavon in
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Kenntniß setzensollen; ignorantia legis schadet.Es kommt aber nochein anderes Mo—

ment hinzu: Sie glaubenmit den russischenBeamten etwa so umgehenzu können, wie mit
einem preußischenLandrath und wenn sie sichim Rechtefühlen, ihre ordnungsmäßigenLe-

gitimationspapierein der Taschehaben, so berufen siesichbeispielsweisedarauf mit erho-
bener Stimme, in einer Sprache, welcheder russischeBeamte nicht versteht.Bei uns wür-
den in einem solchenFalle wegen überlauten Verhaltens vielleichtnur einigeErmahnungen
vorkommen, zu einem strafendenEinschreitenwürde sichder betreffendeBeamte schwerlich
veranlaßt sehen; auch würden unseren Administrativbeamten die legalenMittel fehlen.
Durch die Geduld der preußischenBeamten sind die preußischenReisenden aber eben ver-

wöhnt, ein reisenderPreuße glaubt also vielleicht, daß er einen russischenGrenzbeamten
behandelnkönne, wie er etwa mit einem preußischenMinister sprechenwürde. Das ist
nicht der Fall; der Beamte wird verdrießlich. Der Reisendeaber, der auf seinenPaß pro-
vozirenzu können glaubt, erklärt überlaut, daß er ein ordentlicherMann sei, man könne
in Kallies, in Stallupönen oder sonstwosichdanacherkundigen— er wird eingesperrt,ohne
daß ihm klar ist, warum. In seinerBeschwerdesagt er natürlich nicht: ichhabemichaller-

dings etwas unverschämtbenommen,sowie iches zu Hausegewöhntbin. Auchder russische
Beamte, welcherzur Rechenschaftaufgefordertwird, sagtnicht etwa: „ich fand die Stimme
des Reisenden etwas zu stark erhobenfür meine Würde,“ sondern er findet in dem

unerschöpflichenArsenal des Swod Sakonow, das ist die russischeGesetzsammlung,welche
allerdings an Fülle leidet, jedenfalls einen Satz, gegen den der Reisendenicht ganz gerecht-
fertigt war, und der eine Beanstandungoder nähereErmittelung nothwendiggemachthabe.
Das wird uns zur Antwort, der Reifende wird freigelassen,und darliber vergehenbei den

Entfernungenund bei der Langsamkeitdes GeschäftsverkehrsmehrereWochen, und man

hat so zu sagendas Nachsehen,es ist in der Sache nichtsmehr zu ändern. Das sind aber

Dinge, die nur durchEinzelbeschwerdenverfolgt werden können und die für ein internatio-
nales Einschreiten,für eine drohendeHaltung gegen einen mächtigenNachbarstaatunmög-
lich einen Anlaß geben; sie liegen nicht in dem üblen Willen, sondern sie liegen in den

eigenthümlichenEinrichtungendes Nachbarstaates.Eine Abhülfe im Großenund Ganzen
kann nur dadurchgeschafftwerden, wenn das russischeReich sichdem Verkehr aus eigener
Ueberzeugung,daß es in seinemNutzen und in seinemInteresse liege,mehr als bisher öff-
net und seineGesetzgebungreformirt. Das können wir nicht erzwingen, das müssenwir

abwarten; und jedeVerhandlung in der Tonart, wie sie hier auf der Tribüne wohl ange-
schlagenwerden kann, wie siesichaber ein großer Staat, der sichselbstrespektirt,nicht ge-
fallen läßt, müssennachher— plectuntur Achivi — die Unterthanenausbaden, deren

Verhältnissedadurchnur nochschlimmerwerden.
Sie haben,glaubeich, kein Recht,die Königl. Regierung anzuklagen,daß sieauf ihre

Würde und auf den Schutz ihrer Unterthanen nicht eifersüchtigsei; bei jeder Gelegenheit
aber sichauf die Macht und das Ansehenzu berufen und mit einer solchenbefreundeten
Regierungeine gereizteKorrespondenzhervorzurufen,halte ich nicht für weise. Wir geben
die Hoffnung nicht auf, daß dieselbeRegierung,die mit so großerEnergiedie Emanzipation
der Bauern von der Leibeigenschaftdurchgeführthat, die bereit ist, in ihrer innern Verwal-

tung dem Geisteder NeuzeitRechnungzu tragen: wie der Herr Interpellant es verlangt,
und vielleicht nochdarüber hinausunter Umständen,auchden Handel von den Fesselneman-

zipirenwerde, die jetztauf ihm lasten, und welchedie meistenStaaten des westlichenEuro-

pa's längst abgeschüttelthaben. Aber, wie gesagt,es kann dies nur aus freier Erkenntniß
der RichtigkeitdieserPolitik, aus freiem Entschlusseder KaiserlichenRegierung geschehen,
und die KöniglicheRegierungmuß sichdarauf beschränken,das Entgegenkommenzu fördern.
Sie hat zu diesemBehufe seitJahr und Tag einen besonderenAgentenihrer Gesandtschaft
attachirt, der gar keine weitere Aufgabehat, als die einzelneneinflußreichenLeute von der

RichtigkeitunsererPrinzipien und von den schädlichenFolgen der dortigen zu überzeugen
und jedenFaden anzuknüpfen,den er finden kann, um unsern Grenzverkehrzu den Ver-

hältnissenzu führen, die den politischenBeziehungenbeider großenNachbarvölkerentsprechen.

—



Verfassung
des

Norddeutschen Bundes.

Seine Majestät der König von Preussen, Seine Majestät der König
von Sachsen, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Mecklenburg-
Schwerin, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Sachsen-Weimar-

Eisenach, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Mecklenburg-
Strelitz, Seine Königliche Hoheit der Grossherzog von Oldenburg,Seine
Hoheit der Herzog von Braunschweig und Lüneburg, Seine Hoheit der

Herzog von Sachsen-Meiningen und Hildburghausen, Seine Hoheit der

Herzog zu Sachsen-Altenburg, Seine Hoheit der Herzog zu Sachsen-
Koburg und Gotha, Seine Hoheit der Herzog von Anhalt, Seine Durch-
laucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt, Seine Durchlaucht der Fürst
zu Schwarzburg-Sondershausen, Seine Durchlaucht der Fürst zu Waldeck
und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürstin Reuss älterer Linie, Seine
Durchlaucht der Fürst Reuss jüngerer Linie, Seine Durchlaucht der Fürst
von Schaumburg-Lippe, Seine Durchlaucht der Fürst zur Lippe, der
Senat der freien und Hansestadt Lübek, der Senat der freien Hansestadt

Bremen, der Senat der freien und Hansestadt Hamburg, jeder für den

gesammten Umfang ihbres Staatsgebietes, und Seine Königliche Hoheit
der Grossherzog von Hessen und bei Rhein, für die nördlich vom Main

belegenen Theile des Grossherzogthums Hessen, schliessen einen ewigen
Bund zum Schutze des Bundesgebietes und des innerhalb desselben gülti-
gen Rechtes, so wie zur Pflege der Wohlfahrt des deutschen Volkes.
Dieser Bund wird den Namen des Norddentschen führen und wird
nachstehende Verfassung haben.

I. Bundesgebiet.
Art. 1. Das Bundesgebiet bestecht aus den Staaten Preussen mit

Lauenburg, Sachsen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen-Weimar, Mecklen-
burg-Strelitz, Oldenburg, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Alten-
burg, Sachsen- Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarz-

burg-Sondershausen, Waldeck, Reuss älterer Linie, Reuss jüngerer Linie,
Schaumburg-Lippe, Lippe, Lübek, Bremen, Hamburg, und aus den nörd-
lich vom Main belegenen Theilen des Grossherzogthums Hessen.

II. Bundes-Cesetzgebung.
Art. 2. Innerhalb dieses Bundesgebiets übt der Bund das Recht der

Gesetzgebung nach Massgabe des Inbalts dieser Verfassung und mit der
Wirkung aus, dass die Bundesgesetze den Landesgesetzen vorgehen. Die
Bundesgesetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung
von Bundes wegen, welche vermittelst eines Bundesgesetzblattes geschicht.
Sofern nicht in dem publicirten Gesetze ein anderer Anfangstermin seiner

) Die im Texte mit Curs####-Schrift gedruckten Stellen sind die vom Reichstag
angenommenen ZLusätze, während die unter den Seiten fortlaufenden Sätze die
gestrichenen Stellen des Entwurfs bezeichnen.
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verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die letztere mit dem vierzehnten
Tage nach dem Ablauf desjenigen Tages, an welchem das betreffende
Stück des Bungesetzblattes in Berlin ausgegeben worden ist.

Art. 3. Für den ganzen Umfang des Bundesgebiets besteht ein ge-
meinsames Indigenat mit der Wirkung, dass der Angehörige (Unter-
than, Staatsbürger) eines jeden Bundesstaates in jedem andern Bundes-
staate als Inländer zu behandeln und demgemäss zum festen Wohnsitz,
zum Gewerbebetrieb, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grund-
stücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechts und zum Genusse aller
Sonstigen bürgerlichen Rechte unter denselben Voraussetzungen wie der
Einheimische zuzulassen, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des
Rechtsschutzes demselben gleich zu behandeln ist.

In der Ausübung dieser Befugniss darf der Bundesangehörige weder
durch die Obrigkeit seiner Heimath, noch durch die Obrigkeit eines
andern Bundesstaates beschränkt werden.

Diejenigen Bestimmungen, welche die Armenversorgung und die Auf-
nahme in den lokalen Gemeindeverband betreffen, werden durch den im
ersten Absatz ausgesprochenen Grundsatz nicht berührt.

Ebenso bleiben bis auf Weiteres die Verträge in Kraft, welche zwischen
den einzelnen Bundesstaaten in Beziehung auf die Uebernahme von Aus-

zuweisenden, die Verpflegung erkrankter und die Beerdigung verstorbener

Staatsangehörigen bestehen.
Hinsichtlich der Erfüllung der Militairpflicht im Verhältniss zu dem

Heimathslande wird im Wege der Bundesgesetzgebung das Nöthige ge-
ordnet werden.

Dem Auslande gegenüber haben alle Bundesangehörigen gleichmässig
Anspruch auf den Bundesschutz.

Art. 4. Der Beaufsichtigung Seitens des Bundes und der Gesetzge-
bung desselben unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten:

I. Die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimaths- und Niederlas-
sungs- Verhältnisse, Sätatsbfrgerrecht, Pass#besen# und Fremden - Poliaei
und über den Gewerbebetrieb, einschliesslich des Versicherungswesens,
soweit diese Gegenstände nicht schon durch den Art. 3. dieser Verfassung
erledigt sind, desgleichen über die Kolonisation und die Auswanderung
nach ausserdeutschen Ländern;

2. die Zoll- und Handels-Gesetzgebung und die für Bundeszweche zu

verwendenden ) Steuern:
3. die Ordnung des Maass-, Münz- und Gewichts-Systems, nebst Fest-

stellung der Grundsätze über die Emission von fundirtem und unfundir-

tem Papiergelde;
4. die allgemeinen Bestimmungen über das Bankwesen;
5. die Erfindungs-Patente;
6. der Schutz des geistigen Eigenthums;
7. Organisation eines gemeinsamen Schutzes des deutschen Handels

im Auslande, der deutschen Schifffahrt und ihrer Flagge zur See und

Anordnung gemeinsamer consularischer Vertretung, welche vom Bunde

ausgestattet wird;
S. das Eisenbahnwesen und die Herstellung von Land- und Wasser-

*) Entwurf: indirecten.
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strassen im Interesse der Landesvertheidigung und des allgemeinen
Verkehrs;

9. der Fôsserei- und Schifffahrtsbetrieb auf den mehreren Staaten

gemeinsamen Wasserstrassen und der Zustand der letzteren, sowie die
Fluss- und sonstigen Wasserzölle;

10. das Post- und Telegraphenwesen:;
11. Bestimmungen über ceewechselseitige Vollstreckung von Er-

kenntnissen in Civil-Sachen und Erledigung von Requisitionen überhaupt
12. sowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden;
15. die gemeinsame Gesetzgebengseber das Obligationenrecht, Strafreckht,

Handels- und Wechselrecht und das gerichtliche Ferfalren;)
14. das Militairivesen des Bundes und die Kricosmarine;
75. Massregeln der Medicinal- und Feterndrpolzzei.
Art. 5. Die Bundesgesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundes-

rath und den Reichstag. Die Uebereinstimmung der Mehrheits-Beschlüsse
beider Versammlungen ist zu einem Bundesgesetze erforderlich und aus-

reichend.
Bei Gesefzes-Forschldpen uher das Militairivesen und die Kriegsmarme

giebt, 2cenn im Bundesrathe eine Meinungsverschiedenheit stattfindet, de
Stimme des Präsidiums den 488chap, ienn sie sich sfiir die Aufrecht-
erhaltung der bestehenden Mrichtingen auesspricht.

III. Bundesrath.
Art. 6. Der Bundesrath besteht aus den Vertretern der Mitglieder-

des Bundes, unter welchen die Stimmführung sich nach Massgabe der
Vorschriften für das Plenum des chemaligen deutschen Bundes vertheilt,
so das Preussen mit den ehemaligen Stimmen von Hannover, Kurhessen,
Holstein, Nassau und Frankfurt 17 Stimmen führt, Sachsen 4, Hessen 1,
Mecklenburg-Schwerin 2, Sachsen -Weimar 1, Mecklenburg-Strelitz 1, Ol-
denburg 1, Braunschweig 2, Sachsen-Meiningen 1, Sachsen- Altenburg1,
Sachsen-Coburg-Gotha 1. Anhalt 1, Schwarzburg-Rudolstadt 1, Schwarz-
burg-Sondershausen 1. Waldeck 1, Reuss älterer Linie 1, Reuss jüngerer
Linie 1, Schaumburg-Lippe 1, Lippe 1, Lübeck 1, Bremen 1, Hamburg 1.
Summa 43 Stimmen.

Art. 7. Jedes Mitglied des Bundes kann so viel Bevollmächtigte zum

Bundes-Rathe ernennen, wie es Stimmen hat; doch kann die Gesammt--
heit der zuständigen Stimmen nur einheitlich abgegeben werden. Nicht
vertretene oder nicht instruirte Stimmen werden nicht gezählt.

Jedes Bundesglied ist befugt, Vorschläge zu machen und in Vortrag
zu bringen, und das Präsidium ist verpflichtet, dieselben der Berathung
zu übergeben. Die Beschlussfassung erfolgt mit einfacher Mehrheit. Bei
Stimmengleichheit giebt die Präsidialstimme den Ausschlag.

Art. 8. Der Bundesrath bildet aus seiner Mitte dauernde Ausschüsse
1. für das Landheer und die Festungen,
2. für das Seewesen,
3. für Zoll- und Steuerwesen,
4. für Handel und Verkehr,
5. für Eisenbahnen, Post und Telegraphen,

). Entwurf: Art. 13: Die pememsame Csil-Brozessordnung und das gemeinsame Con-
cursverfahren, Wechsel- und Ilandelsrecht.



Entwurf:

Art. 13.

„ 14.

6. für Justizwesen,
7. für Rechnungswesen.

In jedem dieser Ausschüsse werden ausser dem Präsidium mindestens
Zwei Bundesstaaten vertreten sein, und führt innerhalb derselben jederStaat nur eine Stimme. Die Mitglieder der Ausschüsse zu 1. und 2.
werden von dem Bundesfeldherrn ernannt, die der übrigen von dem

Bundesrathegewählt. Die Zusammensetzung dieser Ausschüsse ist für
Jede Session des Bundesrathes resp. mit jedem Jahre zu erneuern, wobei
die ausscheidendenMitglieder wieder wählbar sind. Den Ausschüssen
werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Verfügung gestellt.

Art. 9. JedesMitglied des Bundesrathes hat das Recht, im Reichs-
tage zu erscheinen und muss daselbst auf Verlangen jederzeit gehört
werden, um die Ansichten seiner Regierung zu vertreten, auch dann, wenn

dieselbenvon der Majorität des Bundesrathes nicht adoptirt worden sind.

Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Bundesrathes und des Reichs-
tages sein.

Art. 10. Dem Bundes-Präsidium liegt es ob, den Mitgliedern des
Bundesrathes den üblichen diplomatischen Schutz zu gewähren.

IV. Bundes-Präsidium.
Art. 11. Das Präsidium des Bundes steht der Krone Preussen zu,

welche in Ausübung desselben den Bund völkerrechtlich zu vertreten, im
Namen des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu schliessen, Bünd-
nisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gesandte zu

beglaubigen und zu empfangen berechtigt ist.
Insoweit die Verträge mit fremden Staaten sich auf solche Gegen-

stände beziehen, welche nach Art. 4. in den Bereich der Bundesgesetz-
gebung gehören, ist zu ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundesrathes
und eu #rer Giiltiqkeit die Genehmiqung des Heichstages erforderlich.

Art. 12. Dem Präsidium steht es zu, den Bundesrath und den Reichs-
tag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen und zu schliessen.)

Art. 13. Die Berufung des Bundesraths und des Reichstages findet
alljährlich statt, und kann der Bundesrath zur Vorbereitung der Arbeiten
ohne den Reichstag, letzterer aber nicht ohne den Bundesrath berufen
werden.

Art. 14. Die Berufung des Bundesrathes muss erfolgen, sobald sie von

einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird.
Art. 75. Der Forsitz im Bundesrath nd die Leiteng der Geschäfte

steht dem Bundeskanæler c, 20elcher vom Prũsidium ernennen ist.
Derselbe kann sich durch jedes andere Mitglied des Bundesrathes ver-

möge Shriftticher Sebstatetion vertreten lassen.
Art. 16. Das Präsidium hat die erforderlichen Vorlagen nach Mass-

gabe der Beschlüsse des Bundesrathes an den Reichstag zu bringen, wo

Sie durch Mitglieder des Bundesrathes oder durch besondere von letzterem
zu ernennende Kommissarien vertreten werden.

Art. 17. Dem Präsidium steht die Ausfertigung und Verkündigung
der Bundesgesetze und die Ueberwachung der Ausführung derselben zu.

Die Anordnungen und Verfügungen des Bundes-Präsidi#werden im Namen

) Entwurf: Art. 12. Das Präsidium ernennt den RZundeskanzter, melcher im Hundes-
ratlie den Vorsitæ fũlirt und die Geschdste leitet.
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Entwurf:

des Bundes erlassen und") bediirfen rer Giilligkeit der Ceqenzeichnung
des Tndestansl#ers, ccbcher dadureh die Verunticortlichkeit nit.

Art. 18. Das Präsidium ernennt die Bundesbeamten, hat dieselben Art. 19.

für den Bund zu vereidigen und erforderlichen Falles ihre Entlassung zu

verfügen.
Art. 19. Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmässigen Bundespflich- 20.

ten nicht erfüllen, so können sic dazu im Wege der Execution angehalten
werden. Diese Execcution ist

a) in Betreff militairischer Leistungen, wenn Gefahr im Verzuge,
von dem Bundesfeldherrn anzuordnen und zu vollzichen,

b) in allen anderen Fällen aber von dem Bundesrathe zu beschlicessen
und von dem Bundesfeldherrn zu vollstrecken.

Die Excention kann bis zur Sequestration des betreffenden Landes
und seiner Regierungsgewalt ausgedchnt werden. In den unter a. be-
zeichneten Fallen ist dem Bundesrathe von Anordnung der Execution,
unter Darlegung der Beweggründe, ungesäumt Kenntniss zu geben.

V. Reichstag.
Art. 20. Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen Wahlen Alt. 21.

mit geheimer Abstimming hervor, welche bis zum Erlass eines Reichs-

wahlgesetzes nach Massgabe des Gesetzes zu erfolgen haben, auf Grund
dessen der erste Reichstag des Norddeutschen Bundes gewählt worden ist.“)

Art. 27. Beamite bediirfen keies DUrlazcbs 2cm Lintritt in den Reichstag.
enn ein Mitglied des Reicstages in dem Bunde oder einem Lckes-

staat ein besoldetes Staatsamt annimmt oder im Bundes- oder Staatsdienste
in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Kaug oder ein höheres Gehalt
verbunden ist, so verliert es Sitz und Stimme in dem Reichstag und hann
seine Stelle in demsclben nur durch neue Wahl wieder erlangen.

Art. 22. Die Verhandlungen des Reichstages sind öffentlich. „ 22.

IWauserhcitspefreteBerichte über Verhandlungen in den ösfentlichen Sit-

æeungen des Kchstages bleiben von Jeder Peranticortlichkeit frei.
Art. 23. Der Reichstag hat das Recht, innerhalb der Competenz des „ 23.

Bundes Gesetze vorzuschlagen 2%## an ihn gerichtete Pefifionen dem Bundes-
rathe resp. Bundeskanæler æu #berceisen.

Art. 24. Die Legislatur-Periode des Reichstages dauert drei Jahre. „ 24.

Zur Auflösung des Reichstages während derselben ist ein Beschluss des
Bundesrathes unter Zustimmung des Präsidiums erforderlich.

Art. 25. Im Falle der 4/7682c39 des Reistages miissen innerhalb
eines Zeitracchies von 60 Tagen nach derselben die Wähler und innerhalb
eines Zcitratcmes von 90 Tagen nach der Auflösuing der Ieichstag versam-

melt ccerden.
Art. 20. Olne Zustimmung des Tteichstages darf die Vertagiung des-

selben die Frist von 30 Togen nicht dbersteihen und 2cdl#rend dersciben Ses-
sion nicht rviederholt iverden.

Art. 27. Der Reichstag prüft die Legitimation seiner Mitglieder und , 25.

entscheidet darüber. Er regelt seinen Geschäftsgang und seine Disciplin
durch eine Geschäfts-Ordnung und erwählt seinen Präsidenten, seine Vice-
Präsidenten und Schriftführer.

*) Entwurf: und von dem Bundeskanz#er mit unkerzeichnet.

3 - Entwurs: Art. 21. Schluss: Beamte im Dienste eines der Bundesstaaten sind nich'e
uwühlbar.
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Art. 26.

29.

30.

31.

32.

33.

34.
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Art. 28. Der Reichstag beschliesst nach absoluter Stimmenmehrheit.
Zur Gültigkeit der Beschlussfassung ist die Anwesenheit der Mehrheit der
gesetælichenAnægahl der Mitglieder erforderlich.

Art. 29. Die Mitglieder des Reichstages sind Vertreter des gesamm-
ten Volkes und an Aufträge und Instructionen nicht gebunden.

Art. 30. Kein Mitglied des Reichstages darf zu irgend einer Zeit we-

gen seiner Abstimmung oder wegen der in Ausübung seines Berufes ge-
thanen Aeusserungen gerichtlich oder disciplinarisch verfolgt oder sonst
ausserhalb der Versammlung zur Verantwortung gezogen werden.

Art. 37. Ohne Genchmiqung des Zeicstages Fnzn hein Mitglied des-
selben wührend der Sitæaungs-Periodewegen einer mit Strafe bedrohten IIand-
lung æur Untersuchung geæaogen oder verhaftet werden, ausser wenn es bei
Ausiibung der That oder im Laufe des nächstfolgenden Tages ergriffen wird.

Gleiche Genehmigimg ist bei einer Verhaftung 20cpen Schulden erforderlich.
Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren gegen ein Mit-

glied desselben und jede Untersuchungs- oder Civilhaft für die Dauer der
Sitæungs-Periode aufgehoben.

Art. 32. Die Mitglieder des Reichstages dürfen als solche keine Be-
soldung oder Entschädigung beziehen.

VI. Zoll- und Handelswesen.
Art. 33. Der Bund bildet ein Zoll- und Handels-Gebiet, umgeben

von gemeinschaftlicher Zollgrenze. Ausgeschlossen bleiben die wegen
ihrer Lage zur Einschliessung in die Zollgrenze nicht geeigneten einzel-
nen Gebietstheile.

Alle Gegenstände, welche im freien Verkehr eines Bundesstaates be-
findlich sind, können in jeden anderen Bundesstaat eingeführt und dür-
fen in letzterem einer Abgabe nur in so weit unterworfen werden, als

Aaselbstgleichartige inländische Erzeugnisse einer inneren Steuer unter-

Wiegen.
Art. 34. Die Hansestädte Lübeck, Bremen und Hamburg mit einem

dem Zweck entsprechenden Bezirke ihres oder des umliegenden Gebietes
bleiben als Freihäfen ausserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze, bis
sie ihren Einschluss in dieselbe beantragen.

Art. 35. Der Bund ausschliesslich hat die Gesetzgebung über das

gesammte Zollwesen, über die Besteuerung des Verbrauches von einhei-
mischem Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Taback, sowie über die

Massregeln, welche in den Zollausschlüssen zur Sicherung der gemein-
schaftlichen Zollgrenze erforderlich sind.

Art. 36. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle und Verbrauchs-
steuern (Art. 35.) bleibt jedem Bundesstaate, soweit derselbe sie bisher
ausgeübt hat, innerhalb seines Gebietes überlassen.

Das Bundes-Präsidium überwacht die Einhaltung des gesetzlichen
Verfahrens durch Bundesbeamte, welche es den Zoll- oder Steuer-Aem-
tern und den Directiv-Behörden der einzelnen Staaten, nach Verneh-
mung des Ausschusses des Bundesraths für Zoll- und Steuer-Wesen, bei-
ordnet.

Art. 37. Der Bundesrath beschliesst:

) über die dem Reichstage vorzulegenden oder von demselben ange-
nommenen unter die Bestimmung des Art. 35. fallenden gesetzlichen An-

ordnungen einschliesslich der Handels- und Schifffahrts-Verträge;
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2) über die zur Ausführung der gemeinschaftlichen Gesetzgebung
(Art. 35.) dienenden Verwaltungs-Vorschriften und Einrichtungen;

3) über Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinschaftlichen
Gesctzegebung (Art. 35.) hervortreten;

4) über die von seiner Rechnungs-Behörde ihm vorgelegte schliess-
liche Feststellung der in die Bundeskasse fliessenden Abgaben (Art. 39.).

Jeder über die Gegenstände zu 1. bis 3. von einem Bundesstaate oder
über die Gegenstände zu 4. von einem controlirenden Beamten bei dem
Bundesrathe gestellte Antrag unterliegt der gemeinschaftlichen Beschluss-
nahme. Im Falle der Meinungsverschiedenheit giebt die Stimme des
Präsidiums bei den zu 1. und 2. bezeichneten alsdann den Ausschlag, wenn

Sie sich für Aufrechthaltung der bestehenden Vorschrift oder Einrichtung
ausspricht, in allen übrigen Fällen entscheidet die Mehrheit der Stimmen
nach dem in Art. 6. dieser Verfassung festgestellten Stimmverhältniss.

Art. 38. Der Ertrag der Zölle und der in Art. 35. bezeichneten
Verbrauchs-Abgaben fliesst in die Bundeskassc.

Dieser Ertrag besteht aus der gesammten von den Zöllen und Ver-
brauchs-Abgaben aufgekommenen Einnahme nach Abzug:

1) der auf Gesetzen oder allgemeinen Verwaltungs-Vorschriften be-
ruhenden Steuer-Vergütungen und Ermässigungen;

2) der Erhebungs- und Verwaltungs-Kosten und zwar;

a) bei den Zöllen und der Steuer von inländischem Zucker, so-

weit diese Kosten nach den Verabredungen unter den Mit-

gliedern des Deutschen Zoll- und Handels- Vereins der Ge-
meinschaft aufgerechnet werden konnten;

5) bei cker Steuer von inländischem Saleæc — sobaold solche, soicie
ein Zoll von auslũndischem Salæe unter Auf hebung des Sola-

monopols eingefihrt sein 202d — mit dem Betrage der auf Solaæ-
werhen ertcachsenden Erhebungs- uncdl Arfsichtskosten;

c) bei den übrigen Steuern mit funfzehn Procent der Gesammt-
Einnahme.

Die ausserhalb der gemeinschaftlichen Zollgrenze liegenden Gebiete
tragen zu den Bundes-Ausgaben durch Zahlung eines Aversums bei.

Art. 39. Die von den Erhebungs-Behörden der Bundesstaaten nach
Ablauf eines jeden Vierteljahres aufzustellenden Quartal-Extrakte und die
nach dem Jahres- und Bücherschlusse aufzustellenden Final-Abschlüsse
über die im Laufe des Viertelsabres beziehungsweise während des Rech-

nungsjahres fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und Verbrauchs-Ab-
gaben werden von den Direktiv-Behörden der Bundesstaaten, nach vor-

angegangener Prüfung, in Hauptübersichten zusammengestellt und diese
na den Ausschuss des Bundesrathes für das Rechnungswesen eingesandt.

Der Letztere stellt auf Grund dieser DUebersichten von drei zu drei
Monaton den von der Kasse jedes Bundesstaates der Bundeskasse schul-
digen Betrag vorläufig fest und setzt von dieser Feststellung den Bundes-
rath und die Bundesstaaten in Kenntniss, legt auch alljährlich die schliess-
liche Feststellung jener Beträge mit seinen Bemerkungen dem Bundes-
rathe zur Beschlussnahme vor.

Art. 40. Die Bestimmungen in dem 2oll-Vereinigungs-Vertrage vom

16. Mai 1865, in dem Vertrage über die gleiche Besteuerung innerer Er-

zeugnisse vom 28. Juni 1864, in dem Vertrage über den Verkehr mit
Taback und Wein von demselben Tage und im Artikel 2. des Zoll- und

Entwurf

Art. 35.

„ 37.
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Art. 38.
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Anschluss-Vertrages vom 11. Juli 1864, desgleichen in den Thüringischen
Vereins-Verträgen bleiben zwischen den bei diesen Vertägen betheilig-
ten Bundesstaaten in Kraft, soweit sie nicht durch die Vorschriften der
gegenwärtigen Verfassung abgeändert sind und so lange sie nicht auf dem
im Art. 37 vorgezeichneten Wege abgeändert werden.

Mit diesen Beschränkungen finden die Bestimmungen des Zoll-Vereini-
gungs-Vertrages vom 16. Mai 1865 auch auf diejenigen Bundesstaaten und
Gebietstheile Anwendung, welche dem Deutschen Zoll- und Handels-Ver-
eine zur Zeit nicht angehören.

VII. Eisenbahnwesen.
Art. 41. Eisenbahnen, welche im Interesse der Vertheidigung des

Bundesgebiets oder im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für nothwen-
dig erachtet werden, können kraft eines Bundgesetzes auch gegen den
Widerspruch der Bundesglieder, deren Gebiet die Eisenbahnen durch-
schneiden, unbeschadet der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Bun-
des angelegt oder an Privat-Unternehmer zur Ausführung concessionirt
tund mit dem Jpropriationsrechte a##spestaffet werden.

Jede bestehende Eisenbahn-Verwaltung ist verpflichtet, sich den An-

schlussneuangelegter Eisenbahnen auf Kosten der letzteren gefallen zu

assen.

Die gesetælichen Bestimmimgen, ioelche bestebenden Msenban- Unter-
nelmiungen ein Widerspruchsrecht gegen die Anlegung von Parallel- oder
Conciirrenæbahnen einrũtumen, werden, 2mbeschadeft bercits ericorbener Rechte,
fr das ganze Bundesgebiet hierdureh aufgehoben. Lin solches Widerspruclis-
recht hann auch in den hniinftiq æu ertheilenden Concessionen nicht eiter
verliehen werden.

Art. 42. Die Bundes-Regierungen verpflichten sich, die im Bundes-
gebiete belegenen Eisenbahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs
wie ein einheitliches Netz verwalten und zu diesem Behuf auch die neu-

herzustellenden Bahnen nach einheitlichen Normen anlegen und ausrüsten
zu lassen.

Art. 43. Es sollen demgemäss in thunlichster Beschleunigung #ber-

einstimmende Betriebs-Einrichtungen getroffen, insbesondere gleiche Bahn-

Polizei-Reglements“) eingeführt werden. Der Bund hat dafür Sorge zu

tragen, dass die Eisenbahn-Verwaltungen die Bahnen jederzeit in einem,
die nöthige Sicherheit gewährenden baulichen Zustande erhalten und die-
selben mit Betriebsmaterial so ausrüsten, wie das Verkehrs-Bedürfniss es

erheischt.
Art. 44. Die Eisenbahn-Verwaltungen sind verpflichtet, die für den

durehgehenden Verkehr und æur Herstellung incinandergreifender Falpläne
nöthigen Personenzüge mit entsprechender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen
die æur Beivälltiqung des Giiterverkehrs nöthigen Güterzüge einzuführen,
auch directe Expeditionen im Personen- und Güterverkehr unter Ge-

stattung des Ueberganges der Transportmittel von einer Bahn auf die

andere, gegen die übliche Vergütung einzurichten.
Art. 45. Dem Bunde steht die Controle döer das Tari/wesen zu.

Derselbe wird namentlich dahin wirken:

) Entwurf: und Beiich-Tchlemens““ ) Entwurf: Art. 42: Dem Bunde stelr die Controke der Tarife zu. Er wird die-
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Entwurf:

1) dass baldigst auf den Visenbalimen im Gehiete des Bindes iibercin-
stimmende Letricebs-Iteglements eingefüilirt ierden:

2) dass die mögliclsiste Gleichmässigkeit und Herabsetzung der Tarife

erzielt, insbesondere dass bei grösseren Entfernungen für den Trans-

port von Kohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, Düngungs-
mitteln und ähnlichen Gegenständen, ein dem Bedürfniss, der Landwirth-
schaft und Industrie entsprechender ermässigter Tarif und zwar zunächst
thunlichst der Ein-Pfennig-Tarif eingeführt werde.

Art. 46. Bei eintretenden Nothständen, insbesondere bei ungewöhn- Art. 43.

licher Theuerung der Lebensmittel, sind die Eisenbahn-Verwaltungen ver-

Pflichtet, für den Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülsenfrüch-
ten und Kartoffeln, zeitweise einen dem Bedürfniss entsprechenden, von

dem Bundes-Präsidium auf Vorschlag des betreffenden Bundesraths-Aus-
schusses festzustellenden niedrigen Special-Tarif einzuführen, welclier je-
doch nicht unter den niedrigsten dder betreffenden Balin fiir KOrRee
geltenden Satz herabgehen darf.

Art. 47. Den Anforderungen der Bundes-Behörden in Betreff der 44.

Benutzung der Eisenbahnen zum Zweck der Vertheidigung des Bundes-

gebietes haben sämmtliche Eisenbahn-Verwaltungen unweigerlich Folge
zu leisten. Insbesondere ist das Militair und alles Kriegsmaterial zu glei-
chen ermässigten Sätzen zu befördern.

VIII. Post- und Telegraphenwesen.
Art. 48. Das Postwesen und das Telegraphenwesen werden für das

gesammte Gebiet des Norddeutschen Bundes als einheitliche Staatsver-
Vehrs-Anstalten eingerichtet und verwaltet.

Die im Art. 4 vorgeschene Gesetzgebung des Bundes in Post und Te-

legraphen-Angelegenheiten erstreckt sich nich auf diejenigen Gegenstände,
deren Regelung, nach den gegenwärtig in der Preussischen Post- und Te-

legraphen-Verwaltung massgebenden Grundsätzen, der reglementarischen
Festsetzung oder administrativen Anordnung überlassen ist.

Art. 49. Die Einnahmen des Post- und Telegraphen-Wesens sind „ 46.

für den ganzen Bund gemeinschaftlich. Die Ausgaben werden aus den

gemeinschaftlichen Einnahmen bestritten. Die Ueberschüsse fliessen in
die Bundeskasse (Abschnitt Xll.).

Art. 50. Dem Bundes-Präsidium gehört die obere Leitung der Post- „ 47

und Telegraphen-Verwaltung an. Dasselbe hat die Pflicht und das Recht,
dafür zu sorgen, dass Einheit in der Organisation der Verwaltung und im
Betriebe des Dienstes, sowie in der Qualification der Beamten hergestellt
und erhalten wird.

Das Präsidium hat für den Erlass der reglementarischen Festsetzun-

gen und allgemeinen administrativen Anordnungen, sowie für die aus-

schliessliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen Deutschen oder
ausserdeutschen Post- und Telegraphen-Verwaltungen Sorge zu tragen.

Sämmtliche Beamte der Post- und Telegraphen-Verwaltung sind ver-

„ 45.

selbe ausũben c# dem Ztechke, die Gleichmãässigkeitund mòõglichsteJlerabsetzung derselben
æeu erreichen, msbesondere für den Transport von Kohlen, Codts, Ilols, Eræen, Steinen,
Salz, Roheisen, Dungungsmitteln und dindicken Gegenständen einen dem Bedũrsniss der

Landuirthschaft und der Industrie entsprechenden ermässigten Tarif für rossere Entfer-
nungen und schliesslieh den Ein-Lfennig-Iarif für Centner und Aleise im gangen luncdes-

gebiete einæufũhren.
6
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flichtet, den Anordnungen des Bundes-Präsidiums Folge zu leisten. Diese
erpflichtung ist in den Diensteid aufzunehmen.
bie Anstellung der bei den Verwaltungs-Behörden der Post und Te-

legraphie in den verschiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten
(z. B. der Directoren, Räthe, Ober-Inspectoren), ferner die Anstellung der
zur Wahrnehmung des Aufsichts- u. s. w. Dienstes in den einzelnen Be-
zirken als Organe der erwähnten Behörden fungirenden Post- und Tele-

graphen-Beamten (z. B. Inspectoren, Controleure) geht für das ganze Ge-
biet des Norddeutschen Bundes von dem Präsidium aus, welchem diese
Beamten den Diensteid leisten. Den einzelnen Landesregierungen wird
von den in Rede stehenden Ernennungen, soweit dieselben ihre Gebiete
betreffen, behufs der landesherrlichen Bestätigung und Publication recht-

zeitig Mittheilung gemacht werden.
Die andern bei den Verwaltungs-Behörden der Post und Telegraphie

crforderlichen Beamten, sowie alle für den localen und technischen Be-
trieb bestimmten, mithin bei den eigentlichen Betriebsstellen fungirenden,

Beamtenu. s. w. werden von den betreffenden Landesregierungen an-

gestellt.
Wo eine selbstständige Landes-Post- resp. Telegraphen-Verwaltung

nicht besteht, entscheiden die Bestimmungen der besonderen Verträge.
Art. 51. Zur Beseitigung der Zersplitterung des Post- und Telegra-

phen-Wesens in den Hansestädten wird die Verwaltung und der Betrieb
der verschiedenen dort befindlichen staatlichen Post- und Telegraphen-
Anstalten nach näherer Anordnung des Bundes-Präsidiums, welches den
Senaten Gelegenheit zur Aeusserung ihrer hierauf bezüglichen Wünsche
geben wird, vereinigt. Hinsichts der dort befindlichen Deutschen Anstal-
ten ist diese Vereinigung sofort auszuführen.

Mit den ausserdeutschen Regierungen, welche in den Hansestädten
noch Postrechte besitzen oder ausüben, werden die zu dem vorstehenden
Zweck nöthigen Vereinbarungen getroffen werden.

Art. 52. Bei Ueberweisung des Ueberschusses der Postverwaltung
für allgemeine Bundeszwecke (Art. 49.) soll, in Betracht der bisherigen
Verschiedenheit der von den Landes-Postverwaltungen der einzelnen Ge-
biete erzielten Rein-Einnahmen, zum Zwecke einer entsprechenden Aus-

gleichung während der unten festgesetzten Uebergangszeit folgendes Ver-
fahren beobachtet werden.

Aus dem Post-Ueberschüssen, welche in den einzelnen Postbezirken
während der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgekommen sind, wird ein
durchschnittlicher Jahres-Ueberschuss berechnet, und der Antheil, welchen

jeder einzelne Postbezirk an dem für das gesammte Gebiet des Nord-
deutschen Bundes sich darnach herausstellenden Post-Ueberschusse gehabt
hat, nach Procenten festgestellt.

Nach Massgabe des auf diese Weise festgestellten Verhältnisses wer-

den aus den im Bunde aufkommenden Post-Ueberschüssen während der
nächsten acht Jahre den einzelnen Staaten die sich für dieselben erge-
benden Quoten auf ihre sonstigen Beiträge zu Bundeszwecken zu Gute

gerechnet.
Nach Ablauf der acht Jahre hört jede Unterscheidung auf, und fliessen

die Post-Ueberschüsse in ungetheilter Aufrechnung nach dem in Art. 49.
enthaltenen Grundsatz der Bundeskasse zu.

Von der während der vorgedachten acht Jahre für die Hansestädte
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sich herausstellenden Quote des Post-Ueberschusses wird alljährlilch vor-

weg die Hälfte dem Bundes-Präsidium zur Disposition gestellt zu dem

Zwecke, daraus zunächst die Kosten für die llerstellung normaler Post-
cinrichtungen in den Hanscstädten zu bestreiten.

IX. NMarine und Schifllahrt.
Art. 53. Die Bicndes-Kriegsmarine“) ist eine einheitliche unter Preussi-

schem Oberbefehl. Die Organisation und Zusammensetzung derselben

liegt Seiner Majestät dem Könige von Preussen ob, welcher die Officiere
und Beamten der Marine ernennt und für welchen dieselben nebst den
Mannschaften eidlich in Pflicht zu nehmen sind.

Der Kicler Hafen und der Jahde-Hafen sind Bundeskriegshäfen.
Der æur Griindung und Erhalting der Kricgsflotte 2%#d der damit 2#-—

sammenhüngenden Anstalten erforderliche Aufiound 20###d dies der Bundes-
Kesse bestritten. **)

Die gesammte scemännische Bevölkerung des Bundes, einschliesslich
des Maschinen - Personals und der Schiffs-Handwerker ist vom Dienste
im Landheere befreit, dagegen zum Dienste in der Bundesmarine ver-

flichtet.p
Die Vertheilung des Ersatzbedarfs findet nach Massgabe der vor-

handenen seemännischen Bevölkerung statt und die hiernach von jedem
Staate gestellte Qucte kommt auf die Gestellung zum Landheere in Ab-
rechnung.

Art. 54. Die Kauffahrteischiffe aller Bundesstaaten bilden eine ein-
heitliche Handelsmarine.

Der Bund hat das Verfahren zur Ermittelung der Ladungsfähigkeit
der Seeschiffe zu bestimmen, die Ausstellung der Messbriefe, sowie der
Schiffscertificate zu regeln und die Bedingungen festzustellen, von welchen
die Erlaubniss zur Führung eines Seeschiffes abhängig ist.

In den Sechäfen und auf allen natürlichen und künstlichen Wasser-
strassen der einzelnen Bundesstaaten werden die Kauffahrteischiffe sämmt-
licher Bundesstaaten gleichmässig zugelassen und behandelt. Die Ab-
gaben, welche in den Seehäfen von den Seeschiffen oder deren Ladungen
für die Benutzung der Schifffahrtsanstalten erhoben werden, dürfen die
zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellung dieser Anstalten erforder-
lichen Kosten nicht übersteigen.

Auf allen natürlichen Wasserstrassen dürfen Abgaben nur für die Be-
nutzung besonderer Anstalten, die zur Erleichterung des Verkehrs be-
stimmt sind, erhoben werden. Diese Abgaben, sowie die Abgaben für
die Befahrung solcher künstlichen Wasserstrassen, welche Staatseigenthum
sind, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herstellungder An-
stalten und Anlagen erforderlichen Kosten nicht übersteigen. Auf die
Flösserei finden diese Bestimmungen insoweit Anwendung, als diesclbe
auf schiffbaren Wasserstrassen betrieben wird.

Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Ab-

) Entwurk: der Nord- und Ostesee
**) Entwurf: 4 Alassstab der Beiräge zur Grundung und Erhaltunq der Krregs-

Aotte und der damit zuscmmenhängenden Anstalfen diene die hevölkerung. Ein Etat Jũr
die Bundes-Marine wird naeh diesem Grundsatze mit dem Reichscage verembart.

*% Entwurf: Art. 51. Die Kauffahrteischiffe sũmmtlicher Bundẽsstaaten /Wren dieselbe
Flagge, ssschioaræweiss-roth.

Entwurkf

Art. 50.

51.



Entwurf:

Art. 52.

, 53.

„ 54.
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gaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesstaaten oder deren
Ludungen zu entrichten sind, steht Keinem Einzelstaate sondern nur dem
Bunde zu.

Art. 93. Die HFlagge der Kricys- und Ilandels-Maurine ist Scheturz-
*in

X. Consulatwesen.
Art. 56. Dus gesammte Norddeutsche Consulatwesen steht unter der

Aufsicht des Bundes-Präsidiums,welches die Consuln, nach Vernehmung
des Ausschusses des Bunderathes für Handel und Velkehr,anstellt.

In dem Amtsbezirk der Bundesconsuln dürfen nene Landesconsulate
nicht errichtet werden. Die Bundesconsuln üben für die in ihrem Be-
zirk nicht vertretenen Bundesstaaten die Functionen eines Landesconsuls
aus. Die sämmtlichen bestehenden Landesconsulate werden aufgehoben,
Sobald die Organisation der Bundesconsulate dergestallt vollendet ist, dass
die Vertretung der Einzel-Interessen aller Bundesstaaten als durch die
Bundesconsulate gesichert von dem Bundesrathe anerkannt wird.

X. Bundeskriegswesen.
Art. 57. Jeder Norddeutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Aus-

übung dieser Pflicht nicht vertreten lassen.
Art. 58. Die Kosten und Lasten des gesammten Kriegswesens des

Bundes sind von allen Bundesstaaten und ihren Angchörigen gleichmässig
zu tragen, so dass weder Bevorzugungen, noch Prägravationen einzelner
Staaten oder Klassen grundsätzlich zulässig sind. Wo die gleiche Ver-
theilung der Lasten sich in natura nicht herstellen lässt, ohne die öffent-
liche Wohlfahrt zu schädigen, ist die Ausgleichung nach den Grundsätzen
der Gerechtigkeit im Wege der Gesetzgebungfestzustellen.

Art. 59. Jeder webrfähigeNorddeutsche gehört sieben Jahre lang, in
der Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 28. Lebensjahre,
dem stchenden Heere — und 2##mor dc ersten drei Jahre bei den F##nen,
die letæten vier Jahre in der Reserve — und die folgenden fünf Lebens-
jahre der Landwehr an. In denjenigen Bundesstaaten, in denen bisher
eine längerc als zwöllährige Gesammtdienstzeit gesetzlich war, findet die

allmälige Herabsetzung der Verpflichtung nur in dem Masse statt, als
dies die Rücksicht auf die Kriegsbereitschaft des Bundesheeres zulässt.

In Boæug %/%ö%ie Ausstounderung der Reserristen sollen lediglich die-

enigen Bestimmungen massgebend sein, welche fiir die 42/80nderang der
Landioehrmũnner gelten.

Art. 60. Die Friedens-Präsenzstärke des Bundesheeres 2cird bis æim

37. December 1871 auf ein Procent der Bevölkerung von 1867 normirt,
und wird pro rata derselben von den einzeluen Bundesstaatengestellt.
77’r die Snodtere Zecit 206/rd die Friedens-Präsenæestũürhe des M#eres im Wege
der Bindosgesctægebumg Festqestett.)

Art. 61. Nach Publication dieser Verfassung ist in dem ganzen Bun-

desgebiete die gesammte Preussische Militairgesetzgebungungesäumt ein-

zuführen, sowohl die Gesectze selbst, als die zu ihrer Ausfübrung,Er-

länterung oder Ergänzung erlassenen Reglements, Instruktionen und Re-

*) Entwurf: bei wachsender hevölkerung wird nach je I0 Jallren ein anderer Pro-
ce#tsdte festqesetet werden.
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scripte, namentlich also das Militairstrafgesetzbuch vom 3. April 1845, die
Militairstrafgerichtsordnung vom 3. April 1845, die Verordnung über die

Ehrengerichte vom 20. Juli 1843, die Bestimmungen über Aushebung,
Dienstzeit, Servis- und Verpflegungs-Wesen, Einquartirung, Ersatz von
Flurbeschädigungen, Blobilmachung u. s. w. für Krieg und Frieden. Die

Militair-Kirchenordnung ist jedoch ausgeschlossen. · «

Naclzcmiclsømässiycrl)c«·cl-fe·«cy-««xjklarli·2-22ckcslci«sicxjs-Organisationkoml
clcesBundes-Präsiclzkecøpoei«ecøizfasscwrlesB«seclcsmilim»gesetz-demBewies-
tax-cemszclemBumlcssiTøtlwIm-owsfccssuseysiøzässiymBesclclussfcøsswgww-
legen.7

Art. 62. Zur Bestreitung des Aufwandes für das gesammte Bundes-
heer und die zu dems lben gehörigen Einrichtungen sind bes zum 3..

December 1871 dem Bundesfeldherrn jährlich sovielmal 225 Thlr., in

Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Frie-
densstärke des lHeeres nach Art. 60. beträgt, zur Verfügung zu stellen.

Vergl. Abschn. XII.
Die Zahlung dieser Beiträge beginnt mit dem ersten des Monats nach

Publication der Bundesverfassung.
Nacli dem 37. December 1971 miissen diese Beiradoc von den cinzelnen

Stacuten des Bundes æur hundoeskusse fortgeæaallt icerden. Lur Bercelmung
derselben icird die im Art. 60 interimistiscli festgestellte Friedensprũsenæ-
stärhe so lange festgelialten, bis sie dureli ein Bundesgescte abgeũndert ist.

Dice Ferctespabeto dieser Summe für das gesamm#te BLundesheer und
dessen Linrichtungen wird durch das Ltatsgesetæ festgesetat.

LBei der Feststellun; des Militair -Ausgabe -Etats wird die 4% Grund-

lage dieser Verfussung gesctælich seststehende Organisation des Bundessheeres
ei Grunde gelegt.

Art. 63. Die gesammte Landmacht des Bundes wird ein einheitliches
Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner
Majestät des Königs von Preussen als Bundesfeldherrn stebt.

Die Regimenter etc. führen fortlaufende Nummern durch die ganze
Bundes-Armee. Für die Bekleidung sind die Grundfarben und der Schnitt
der Königlich Preussischen Armee massgebend. Dem betreffenden Kon-

tingentsherrn bleibt es überlassen, die äusseren Abzeichen (Kokarden etc.)
zu bestimmen.

Der Bundesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu

tragen, dass innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und

kriegstüchtig vorhanden sind und dass Einheit in der Organisation und

Formation, in Bewaffnung und Kommando, in der Ausbildung der Mann-
schaften, sowie in der Qualification der Officiere hergestellt und erhalten
wird. Zu diesem Behufe ist der Bundesfeldherr berechtigt, sich jederzeit
durch Inspectionen von der Verfassung der einzelnen Contingente zu

überzeugenund die Abstellung der dabei vorgefundenen Mängel anzu-

ordnen.

Der Bundesfeldherr bestimmt den Präsenzstand, die Gliederung und
Eintheilung der Kontingente der Bundes-Armce, sowie die Organisation
der Landwehr, und hat das Recht, innerhalb des Bundesgebietes die Gar-
nisonen zu bestimmen, sowie die kriegsbereite Aufstellung eines jeden
Theils der Bundes-Armee anzuordnen.

Behufs Erhaltung der unentbehrlichen Einheit in der Administration,
Verpflegung, Bewaffnung und Ausrüstung aller Truppentheile des Bundes-

Entwurf:

Art. 58.



Entwurf:

Art. 60.

„ 61.

„ 62.

63.

„64.
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heeres sind die bezüglichen künftig ergehenden Anordnungen für die
Preussische Armee den Kommandeuren der übrigen Bundes-Contingente,
durch den Art. 8. Nr. 1. bezeichneten Ausschuss für das Landheer und
die Festungen, zur Nachachtung in geeigneter Weise mitzutheilen.

Art. 64. Alle Bundestruppen sind verpflichtet, den Befehlen des
Bundesfeldherrn unbedingte Folge zu leisten. Diese Verpflichtung ist in
den Fahneneid aufzunehmen.

Der Hôöchstkommandirende eines Contingents, sowie alle Officiere,
welche Truppen mehr als eines Contingents befehligen, und alle Festungs-
Kommandanten werden von dem Bundesfeldherrn ernannt. Die von

Demselben ernannten Officiere leisten lhm den Fahneneid. Bei Generalen
und den Generalstellungen versehenden Officieren innerhalb des Bundes-
Contingents ist die Ernennung von der jedesmaligen Zustimmung des
Bundesfeldherrn abhängig zu machen.

Der Bundesfeldherr ist berechtigt, behufs Versetzung mit oder ohne
Beförderung für die von ihm im Bundesdienste, sei es im Preussischen
Heere, oder in anderen Contingenten zu besetzenden Stellen aus den
Officieren aller Contingente des Bundesheeres zu wählen.

Art. 65. Das Recht, Festungen innerhalb des Bundesgebietes anzu-

legen, steht dem Bundesfeldhberrn zu, welcher die Bewilligung der dazu
erforderlichen Mittel, soweit das Ordinarium sie nicht gewährt, nach Ab-
schnitt XII. beantragt.

Art. 66. Wo nicht besondere Conventionen ein anderes bestimmen,
ernennen die Bundesfürsten, beziehentlich die Senate die Officiere ihrer

Contingente, mit der Einschränkung des Art. 64. Sie sind Chefs aller
ihren Gebieten angehörenden Truppentheile und geniessen die damit ver-

bundenen Ehren. Sie haben namentlich das Recht der Inspicirung zu

jeder Zeit und erhalten, ausser den regelmässigen Rapporten und Mel-

dungen über vorkommende Veränderungen, behufs der nöthigen landes-
herrlichen Publication, rechtzeitige Mittheilung von den die betreffenden

Truppentheile berührenden Avancements und Ernennungen.
Auch steht ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht bloss

ihre eigenen Truppen zu verwenden, sondern auch alle anderen Truppen-
theile der Bundes-Armee, welche in ihren Ländergebieten dislocirt sind,
zu requiriren.

Art. 67. Ersparnisse an dem Militair-Etat fallen unter keinen Um-
ständen einer einzelnen Regierung, sondern jederzeit der Bundeskasse zu.

Art. 68. Der Bundesfeldherr Kkann, wenn die öffentliche Sicherheit in
dem Bundesgebiete bedroht ist, einen jeden Theil desselben in Kriegszustand
erklären. Bis zum Erlass eines die Voraussetzungen, die Form der Ver-

kündigung und die Wirkungen einer solchen Erklärung regelnden Bun-

desgesetzes gelten dafür die Vorschriften des Preussischen Gesetzes vom

4. Junmi 1857. (Geset-Sammt. 7897, S. 457 cc. (9de.) )

XII. Bundes-Finanzen.
65..) Art. 69. 4½e masmen und 42haben des Bundes miissen fiir gedes

Jaln veranschlagt und auf den Bundeshaushalts-Etat gebracht werden.

*) Entwurf: vom 10. Alar 1049. (Gesetz-Samm. 1849, §. 765—177.)
*#) Entwurf: Art. 65. Abgesehen von dem durch Art. 68 bestimmten Aufwande für

das Bundesbeer und die zu demselben gehõrigen Einrichtungen, soie von dem Aufwande
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Letzterer 2cirnd vor Beginn des Etatsjahres nach folgenden Grundsũtæen

durcl cin Gesetz festgestellt.
Art. 70. Zur Bestreitung aller gemeinschaftlichen Ausgaben dienen

zunächst die efroaigen Veberschasse der Vorjahre, soroie die aus den

Zöllen, den gemeinschaftlichen Ferbrartchsstercyn und aus dem Post- und

Telegraphen -Wesen fliessenden gemeinschaftlichen Einnahmen. In-
soweit dieselben durch diese Einnahmen nicht gedeckt werden, sind sie,
so lunge Bundes-Steuern nicht einçefanrt sind, durch Beiträge der ein-
zelnen Bundesstaaten nach Massgabe ihrer Bevölkerung aufzubringen,
welche bis #er IIöhe des budgetmũssigen Befrages’) durch das Präsidium

ausgeschrieben werden.
Art. 71. Die gemeimschafflichen 4½89aben werden m der KNegel für

ein Jr Oeicikifct, können jedoch Sesondercn Hüllen aucl fiir eine lngere
Dauer beicilligt 2cerden.

IWrnd der im Art. 00. normirten Uebergangsacit ist der nach Titeln

geordnete Etut iiber die Ausgqabenfür das Bundesheer dem Bundesrat# und
dem Iteichstaqe niir æur Kenntnissnulime und æaur Erinnerung voræulegen.

Art. 72. Teber die Verwendung aller Einnahmen des Bindes ist von

dem Präsidium dem Bundesrathe und dem Reichstage æur LEntlastung
Jährlich Rechnung zu legen.

Art. 72. Füllen cimes ausserordentlichen Bedurfnisses können im

IVe der Bundesgesctegebung die Aufnalime einer Anleihe, sozcie die Veber-
nalme einer Garcntie æu Lasten des Barndes cxfolgen.

XIII. Schlichtung von Streitigkeiten und Strafbestimmungen.
Art. 74. Jedes Unternehmen gegen die Existenz, die Integrität, die

Sicherheit oder die Verfassung des Norddeutschen Bundes,““") endlich die

Beleidigung des Bundesrathes, des Reichstages, eines Mitgliedes des Bun-
desrathes oder des Reichstages, einer Behörde oder eines öffentlichen
Beamten des Bundes, während dieselben in der Ausübung ihres Berufes

begriffen sind oder in Beziehung auf ihren Beruf, durch Wort, Schrift,
Druck, Zeichen, bildliche oder andere Darstellung, werden in den ein-
zchnen Bundesstaaten beurtheilt und bestraft nach Massgabe der in den
letzteren bestehende oder künftig in Wirksamkeit tretenden Gesetze, nach
welchen eine gleiche gegen den einzelnen Bundesstaat, seine Verfassung,
seine Kammern oder Stände, seine Kammer- oder Stände-Mitglieder, seine
Behörden und Beamten begangene Handlung zu richten wäre.

Art. 75. Für diejenigen in Art. 74. bezeichneten Unternehmungen
gegen den Norddeutschen Bund, welche, wenn gegen einen der einzelnen
Bundesstaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu qualiti-
ciren wären, ist das gemeinschaftliche Oberappellationsgericht der drei

fũr die Marme (Arf. 50) werden die gememschaftlichen Ausgaben un Thege der Bundes-

Vesetcgebungund, sofern sie niche eine Nur einmaliqe Anwendung betrehen, für die Dauer
der Legiskakur-Derioce festgestellt.

*) Entwurf: nach dem Becd-a
**) Entwurf: Art. 67. Deber die Verwendung der gemeinschaftlichen Einnahmen und

der Beitrdge der Einæelstaaten ist von dem Präsidium dem Bundesrathe und dem Reichs-
tage Rechnung eu legen.

*%) Entwurf: die Eyrepung von Ilass oder Verachteunggegen die Einrichtungen des
Rundes oder die Anordnungen der Rundesbehörden dureh Mencei#cheBehauptung oder Ver-

breitunꝗ erdichteter oder entstellter Vhatsachen oder durel õlsentliche m oder

Verhõhnungen,endlieh

Entwurf

Art. 60.



Entwurf:

Art. 70.

Tit. XIV.

Art. 71.
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freien und Hansestädte in Lübeck die zuständige Spruchbehörde in erster
und letzter Instanz.

Die naseren Beszmmmengen iiber die stcindeghrest und das Verfalren
des Ober-Appellattonsgerichts nrfosgen im Wege der Bundesgesetagebung.
Bis æum Erlasse eines Bundesgesctæcsbeibendet es bei der seitherigen Zu-

ständigkeit der Gerichte in den einæclnen Bundesstcaten 2nd den a das

Verfahren dieser Gerichte sich beeichenden Bestimmungen.
Art. 76. Streitigkeiten zwischen den verschiedenen Bundesstaaten, so-

fern dieselben nicht privatrechtlicher Natur und daher von den kompe-
tenten Gerichtsbehörden zu entscheiden sind, werden auf Anrufen des
einen Theils von dem Bundesrathe erledigt.

Verfassungsstreitigkeiten in solchen Bundesstaaten, in deren Verlassung
nicht eine Behörde zur Entscheidung solcher Streitigkeiten bestimmt ist,
hat auf Anrufen eines Theiles der Bundesrath gütlich auszugleichen oder,
wenn das nicht gelingt, im Wege der Bundesgesetzgebung zur Erledigung
zu bringen.

Art. 77. Wenn in einem Bundesstaate der HFall einer Iustiæ-PVericci-

gerung eintritt, und auf gesetæalichenWegen dusreichende Hiilfe nicht erlangt
twerden Fanz, so licegt dem Bundesrathe ob, eriviesene, naclh der Fosusseng
und den bestehenden Gesctæen des betreffenden Bundesstactes æu Dert#ei-
lende Beschierden iiber veriveigerte oder gehemmte Itechtspflege anæunelimen,
tund darauf die gerichtliche Iliilfe bei der Bundesregierung, die æu der Be—
Slwerde Anlass gegeben licut, % berirken.

XIF. Allucmeine Bestemanunteng.
Art. 76. Ferdnder#cn#n der Ferfussteng cnrtolgen im Wege der Gesctz-

gebung, jedoch ist denselben im Bundesrathe cine Mlreif von caioci

Dritteln der vertretenen Stimmen erforderlich.
XV. verhältniss zu den süddeutschen Staaten.

Art. 79. Die Beziehungen des Bundes zu den süddeutschen Staaten
werden sofort nach Feststellung der Verfassung des Norddeutschen Bun-

des, durch besondere dem Reichstage zur Genehmigung vorzulegende Ver-

träge, geregelt werden.
Der Lintritt der siiddertschen Staaten oder cines derselben in den Bund

erfolgt de' den Forschiapy des Bundes- Prũäsidiums im Wege der Bundes-

gesctæegebiimg.
Berlin, den 16. April 1867.

Buchdruckerei von Gustav Lange in Berlin, Friedrichsstrasse 103.




